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ZUSAMMENFASSUNG

Mit der gegensténdlichen Vorlage sollen das E-Geldgesetz (EGG) und das Zahlungs-
dienstegesetz (ZDG) angepasst werden. Die Anpassungen dienen zur Umsetzung
und Durchfiihrung von EWR-Recht, insbesondere der Verordnung (EU) 2021/1230
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Juli 2021 (iber grenziiber-
schreitende Zahlungen in der Union?, sowie der Angleichung des Finanzmarktauf-
sichtsrechts hinsichtlich grundlegender Regelungen und Begrifflichkeiten.

Wesentliche Aspekte und damit die in dieser Vorlage vorgesehenen Bestimmungen
des EGG als auch zum Teil des ZDG beziehen sich auf eine gewisse Vereinheitli-
chung der Anforderungen im Zusammenhang mit den Bewilligungsvoraussetzun-
gen, die Verbesserung der prudentiellen Aufsicht durch die FMA durch Genehmi-
gungs- und Meldepflichten sowie die Befugnisse der FMA. In Folge der Neukonzep-
tion des Rechtsrahmenis fiir die Aufsicht iiber Banken und Wertpapierfirmen (nach-
folgend «Neukonzeption Finanzmarktrecht») sollen das EGG und ZDG insoweit
liberarbeitet werden, als dass einerseits Verweisanpassungen und andererseits
eine Vereinheitlichung dieser Finanzmarktaufsichtsgesetze vorgenommen werden.
Aufgrund der engen Verbindung zur Neukonzeption Finanzmarktrecht wird in die-
ser Vorlage auf das Bankengesetz (BankG) in der Fassung des Vernehmlassungs-
berichts der Regierung betreffend den Erlass eines Gesetzes liber die Tétigkeit und
die Beaufsichtigung von Banken und Finanzholdinggesellschaften? Bezug genom-

men.

Die Verordnung (EU) 2021/1230 befindet sich derzeit in der Ubernahme in das
EWR-Abkommen. Das Inkrafttreten des entsprechenden EWR-Ubernahmebe-
schlusses ist derzeit noch nicht absehbar. Die Verordnung (EU) 2021/1230 wird mit
ihrem Inkrafttreten im EWR-Abkommen in Liechtenstein grundsdétzlich unmittelbar

anwendbar. Allerdings richten sich einzelne Bestimmungen der Verordnung (EU)

1 Verordnung (EU) 2021/1230 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Juli 2021 tber grenziiber-
schreitende Zahlungen in der Union (ABI. L 274 vom 30.7.2021, S. 20).

2 Vernehmlassungsbericht der Regierung betreffend den Erlass eines Gesetzes liber die Tatigkeit und die Be-
aufsichtigung von Banken und Finanzholdinggesellschaften (Bankengesetz; BankG) sowie die Abdnderung
weiterer Gesetze (Bankengesetz; BankG): https://www.llv.li/serviceportal2/amtsstellen/stabstelle-regie-
rungskanzlei/vnb_bankg.pdf.


https://www.llv.li/serviceportal2/amtsstellen/stabstelle-regierungskanzlei/vnb_bankg.pdf
https://www.llv.li/serviceportal2/amtsstellen/stabstelle-regierungskanzlei/vnb_bankg.pdf

2021/1230 an die EWR-Mitgliedstaaten und erfordern daher eine Durchfiihrung im
liechtensteinischen Recht.

ZUSTANDIGES MINISTERIUM

Ministerium fir Prasidiales und Finanzen

BETROFFENE STELLEN

Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA)



Vaduz, xxx
LNR 2023-1047
P

1. AUSGANGSLAGE

In der Vergangenheit hat sich bei der Anwendung des E-Geldgesetzes (EGG) ge-
zeigt, dass einige wesentliche Bestimmungen, welche beispielsweise im Zahlungs-
dienstegesetz (ZDG) und im Bankengesetz (BankG) enthalten sind, im EGG fehlen,
obwohl E-Geld-Institute neben der Ausgabe von E-Geld auch Zahlungsdienste er-
bringen diirfen und somit deren Tatigkeitsbereich umfangreicher ist als der von
Zahlungsinstituten mit einer Bewilligung nach dem ZDG. Dass dieser Punkt (feh-
lende klare gesetzliche Grundlagen im EGG) auch im Moneyval-Assessment? von
den Assessoren kritisch bewertet wurde, nahm die Regierung zum Anlass, den An-
passungsbedarf im EGG im Detail zu prifen. Es hat sich gezeigt, dass Ergdnzungen
im EGG vorzunehmen sind und Bedarf zur Angleichung anderer Finanzmarktauf-
sichtsgesetze (insbesondere ZDG, aber auch BankG) besteht. Durch die Neukon-
zeption Finanzmarktrecht ergibt sich ohnehin ein Anpassungsbedarf im EGG und
ZDG, weshalb es sich anbietet, die Uberarbeitung der Gesetze zum jetzigen Zeit-
punkt vorzunehmen. Es wird deshalb, wenn Bezug auf das BankG genommen wird,
die Fassung nach der Neukonzeption Finanzmarktrecht herangezogen, welche sich
aktuell in Vernehmlassung befindet (Vernehmlassungsbericht der Regierung be-
treffend den Erlass eines Gesetzes liber die Tatigkeit und die Beaufsichtigung von
Banken und Finanzholdinggesellschaften (Bankengesetz; BankG). Zudem wird in
dieser Vorlage die Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2021/1230 tiber grenziiber-

schreitende Zahlungen in der Europadischen Union (Cross-border Payments

3 https://rm.coe.int/moneyval-2022-6-mer-liechtenstein/1680a71000.


https://rm.coe.int/moneyval-2022-6-mer-liechtenstein/1680a71000

Verordnung), welche die Verordnung (EG) Nr. 924/2009* ersetzt, durch Verweis-

anpassungen vorgenommen.

2. BEGRUNDUNG DER VORLAGE

Auf Grundlage der Aufsichtstéatigkeit der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA)
und ausgehend von der geltenden nationalen Rechtslage sowie unter Berticksich-
tigung des umzusetzenden EWR-Rechtsbestands hat sich die Regierung fiir eine
Uberarbeitung des Rechtsrahmens fiir die Aufsicht tiber E-Geld-Institute und Zah-
lungsinstitute entschieden. Diese Abanderungen umfassen einerseits eine neue
Systematik bestimmter Teile der einschldgigen Gesetze, andererseits auch eine
Angleichung der Grundkonzepte des Rechtsrahmens fiir die Aufsicht tiber E-Geld-
Institute und Zahlungsinstitute an die EWR-rechtlichen Grundlagen und deren
Auslegung durch die Europdische Bankenaufsichtsbehorde (EBA). Einige Anpas-
sungen ergeben sich im Zuge der Totalrevision des Bankengesetzes im Zusammen-
hang mit der Neukonzeption Finanzmarktrecht. Ziel ist es, die Systematik und
Struktur des BankG sowie die Grundkonzepte und Terminologie weitestgehend an
die EWR-rechtlichen Grundlagen anzupassen, um sowohl fiir die Marktteilnehmer
als auch die vollziehenden Behérden und Gerichte ausreichend Klarheit und
Rechtssicherheit zu schaffen und weiterhin den vollstandigen Binnenmarktzugang

far die liechtensteinischen Banken zu sichern.

3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE

Den Schwerpunkt der gegenstindlichen Vorlage bildet die Uberarbeitung des be-

stehenden EGG und ZDG. Im Zuge dieser Uberarbeitung werden die Regelungen

4 Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 tiber
grenzliberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
2560/2001 (ABI. L 226 vom 9.10.20009, S. 11).



und Terminologie des EGG und ZDG weitestgehend an das BankG nach dessen To-
talrevision im Zusammenhang mit der Neukonzeption Finanzmarktrecht ange-
passt. Aufgrund der Neukonzeption des Rechtsrahmens fiir die Aufsicht Gber Ban-
ken und Wertpapierfirmen sind auch zahlreiche Verweisanpassungen vorzuneh-

men.

Die Uberarbeitung beschrankt sich im Wesentlichen auf folgende Punkte:
. Bewilligungsvoraussetzungen

Die Bewilligungsvoraussetzungen im BankG und im ZDG sind detaillierter ge-
regelt als im EGG und dies macht eine Angleichung der Bestimmungen im
EGG erforderlich. Zum Teil bestehen schon Verweise auf das BankG (bei-
spielsweise Bestimmungen zu qualifizierten Beteiligungen) und das ZDG
(beispielsweise Agententatigkeit), jedoch nicht in Bezug auf alle Bewilli-
gungsvoraussetzungen. So fehlen etwa klare Bestimmungen beispielsweise
im Hinblick auf die Gewahr fir einwandfreie Geschaftstatigkeit von Mitglie-
dern der Geschaftsleitung und des Verwaltungsrats, die Rechtsform des An-
tragstellers oder auch die angemessene Organisation; dies insbesondere mit
Bezug auf Unternehmenssteuerung und interne Kontrollmechanismen. Aus
diesem Grund besteht die Notwendigkeit, Anpassungen und gesonderte

Bestimmungen zu diesen Punkten vorzusehen.
. Melde- und Genehmigungspflichten

In Zusammenhang mit der Uberarbeitung des EGG und ZDG ist es zudem
sinnvoll, Melde- und Genehmigungspflichten bei wesentlichen Anderungen

(analog BankG) in das EGG und ZDG aufzunehmen.

Nach der aktuellen Rechtslage werden nach dem BankG zustimmungspflich-
tige Anderungen (beispielsweise der Statuten, der Zusammensetzung der
Geschaftsleitung oder des Verwaltungsrats, etc.) bei E-Geld-Instituten oder

Zahlungsinstituten nur zur Kenntnis genommen. In der Praxis wird jedoch



auch bei E-Geld-Instituten oder Zahlungsinstituten eine ahnliche Prifung
wie bei Banken durchgefiihrt, weshalb eine Ausweitung des Katalogs der
Melde- und Genehmigungspflichten auch bei E-Geld-Instituten und Zah-
lungsinstituten notwendig erscheint. Dies stellt sicher, dass Anderungen, die
Bewilligungsvoraussetzungen betreffen, nicht ohne vorherige Genehmigung
der FMA in das Handelsregister eingetragen werden kénnen sowie, dass die
FMA Uber samtliche fiir die prudentielle Aufsicht notwendigen Informatio-

nen verflgt.
. Erweiterung der Befugnisse der FMA und des Ubertretungskatalogs

Ebenso hat sich gezeigt, dass die Befugnisse der FMA und die Strafbestim-
mungen im BankG und im ZDG weitaus umfangreicher sind als im EGG. Dies
flhrt dazu, dass die FMA in bestimmten Situationen keine Mdoglichkeit hat,
auf Gesetzesverstosse von E-Geld-Instituten zu reagieren. Es ist aus Sicht der
Regierung erforderlich, die Ubertretungen nach Art. 49 EGG an Art. 110 ZDG
anzugleichen und ausserdem noch im Finanzmarktrecht tibliche Bestimmun-
gen, bspw. zur Veroffentlichung von Sanktionen und zum Verhaltnismassig-

keits- und Effizienzgebot, aufzunehmen.
. Erforderliche Anpassungen aufgrund der Richtlinie (EU) 2015/2366 (PSD I1)°

Die E-Geld-Richtlinie 2009/110/EG verwies bisher auf die Richtlinie
2007/64/EG (PSD) und verweist in geltender Fassung auf die PSD Il. Aus Sicht
der Regierung sind Anpassungen im EGG vorzunehmen, um der PSD Il voll-

inhaltlich Rechnung zu tragen.

3 Richtlinie (EU) 2015/2366 des européischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 lber Zah-
lungsdienste im Binnenmarkt, zur Anderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU
und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABI. L 337 vom
23.12.2015, S. 35).
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. Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2021/1230 (Cross-border Payments Ver-

ordnung)

Mit den genannten Anpassungen des EGG und ZDG werden die notigen Ver-
weisanpassungen vorgenommen, welche aufgrund der Verordnung (EU)
2021/1230 Uber grenziberschreitende Zahlungen in der Européischen
Union (Cross-border Payments Verordnung) notwendig sind. Die Verord-
nung (EG) Nr. 924/2009 ist durch die Verordnung (EU) 2021/1230 zu erset-

zen.

4. ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN

4.1 Abanderung des E-Geldgesetzes

Zu Art. 2 Abs. 1
Der Geltungsbereich muss angepasst werden, damit auch Massnahmen gegen un-
erlaubt tatige Personen vom EGG, die naturgemass Uber keine Bewilligung nach

dem EGG verfligen, umfasst sind.

Zu Art. 5 Abs. 3 und 4
In Art. 5 werden inhaltlich keine Anpassungen vorgenommen, sondern lediglich

die Verweise auf das BankG angepasst.

Zu Art. 6 Abs. 1 und 2
Der Wortlaut von Abs. 1 und 2 wird an den entsprechenden Wortlaut in Art. 24

BankG angepasst.

Zu Art. 7 Abs. 1 Bst. a, ¢, h bis p und Abs. 3
In Art. 7 Abs. 1 werden die Bewilligungsvoraussetzungen aufgefiihrt. Im Rahmen
der gegenstandlichen Vorlage sollen dieser Absatz bzw. die entsprechenden Be-

willigungsvoraussetzungen nach der Osterreichischen Rezeptionsvorlage (§ 4
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OEGG®iVm § 10 ZaDiG 2018)’ praziser geregelt werden. Zu diesem Zweck werden
die Bst. h bis p neu eingefigt.

In Bst. a wird die Anforderung an die Rechtsform, wie im BankG (Art. 19), aufge-
nommen. Im Unterschied zu anderen EWR-Mitgliedstaaten gibt es in Liechtenstein
bisher keine E-Geld-Institute in Form einer Genossenschaft. In der Praxis hat sich
auch gezeigt, dass es in Liechtenstein keinen Bedarf fiir andere Gesellschaftsfor-
men als die Aktiengesellschaft oder die Societas Europaea (SE) gibt. Daher wird
der Kreis der zuldssigen Gesellschaftsformen fiir E-Geld-Institute auf diese beiden
Arten der Kapitalgesellschaft eingeschrankt. Bst. c regelt, wie bisher, dass eine so-
lide und umsichtige Flihrung gewadhrleistet werden muss.

In Bst. h bis p werden weitere Anforderungen eingefiigt und damit die Bewilli-
gungsvoraussetzungen praziser ausgestaltet. Demnach hat das E-Geld-Institut
Uber eine solide Unternehmenssteuerung fiir seine E-Geldgeschafte zu verfligen.
Darunter sind eine klare Organisationsstruktur mit genau abgegrenzten, transpa-
renten und kohadrenten Verantwortungsbereichen, wirksame Verfahren zur Er-
mittlung, Steuerung, Uberwachung und Meldung der Risiken, denen es ausgesetzt
ist oder ausgesetzt sein konnte, sowie angemessene interne Kontrollmechanis-
men, einschliesslich solider Verwaltungs- und Rechnungslegungsverfahren, zu ver-
stehen. Diese Regeln, Verfahren und Mechanismen missen umfassend und der
Art, dem Umfang und der Komplexitat der von dem E-Geld-Institut erbrachten E-

Geld-Dienste angemessen sein.

Abs. 3 regelt die Frist, innerhalb derer die FMA eine Entscheidung iber einen An-

trag auf Erteilung einer Bewilligung zu treffen hat. Die Formulierung wurde aus

6 https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung/Bundesnormen/20007043/E-Geldgesetz%202010%2c%20Fas-
sung%20vom%2024.04.2023.pdf.

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung/Bundesnormen/20010182/ZaDiG%c2%a02018%2c%20Fas-
sung%20vom%2024.04.2023.pdf.

7
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dem BankG (Art. 25 Abs. 3) ibernommen. Grundséatzlich hat die FMA, wie bisher,
drei Monate Zeit, um Uber einen vollstandigen Antrag auf Erteilung einer Bewilli-
gung zu entscheiden. Die dreimonatige Entscheidungsfrist beginnt erst dann zu
laufen, wenn der Antrag bei der FMA formell vollstdandig eingebracht wurde.
Kommt die FMA bei der Priifung eines vollstandigen Antrags zum Schluss, dass der
Antrag mangels Erflllung der Bewilligungsvoraussetzungen abzuweisen ist, hat sie
innerhalb der laufenden Drei-Monatsfrist eine entsprechende Verfligung zu erlas-
sen. Da die dreimonatige Entscheidungsfrist fur die FMA erst dann zu laufen be-
ginnt, wenn ein Antrag vollstdndig eingereicht wurde, ist fir den Fall, dass trotz
entsprechender Aufforderung durch die FMA, die fehlenden Unterlagen und Do-
kumente oder Informationen nachzureichen, der Antrag in absehbarer Zeit nicht
vervollstandigt wird, ebenfalls eine Regelung zu treffen, die es ermdglicht, ein ent-
sprechendes Verwaltungsverfahren effizient abzuschliessen. Wurde demnach ein
Antrag eingereicht und fehlen ein Jahr nach Eingang des Antrags aber immer noch
Unterlagen, Dokumente oder Informationen, die fiir die Beurteilung des Antrags
erforderlich sind, hat die FMA einen solchen unvollstandigen Antrag zuriickzuwei-

sen.

Zu Art. 8 Abs. 1

Die Formulierung des Abs. 1 wird an jene von Art. 10 Abs. 3 ZDG angepasst und es
wirdauf die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Bezug genommen. Das Anfangskapital
muss sich nach Abs. 1 aus Kapital und Riicklagen nach Art. 26 Abs. 1 der Verord-
nung (EU) Nr. 575/2013 zusammensetzen. Das sind insbesondere Kapitalinstru-
mente, die die Voraussetzungen nach Art. 28 oder 29 der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 erflllen sowie das mit diesen Instrumenten verbundene Agio, einbehal-

tene Gewinne, das kumulierte sonstige Ergebnis oder sonstige Riicklagen.
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Zu Art. 9 Abs. 1 und 2

In Art. 9 Abs. 1 werden inhaltlich keine Anpassungen vorgenommen, sondern le-
diglich die Verweise auf das BankG angepasst.

In Abs. 2 wird die Formulierung zur Vereinheitlichung an den Wortlaut des

Art. 61 BankG angepasst.

Zu Art. 9a

Art. 9a enthalt die wesentlichen Grundsatze der Anforderungen an die Organisa-
tion von E-Geld-Instituten. Diese Bestimmung wird auf Vorlage von Art. 65 BankG
eingefiigt. Bisher gab es keine entsprechende zentrale Bestimmung. Einzelne As-
pekte finden sich jedoch verstreut im EGG wie beispielsweise in Art. 7 Abs. 1 Bst. ¢
und Art. 10 Abs. 3, die statuieren, dass eine solide Unternehmensfiihrung, ein Ri-
sikomanagement und interne Kontrollmechanismen bendtigt werden.

Abs. 1 enthalt eine nicht abschliessende Aufzahlung der Elemente, welche die Or-
ganisation eines E-Geld-Institutes aufweisen muss. Bei diesen Elementen handelt
es sich um die solide Unternehmensfiihrungsregelungen, die Risikomanagement-
Funktion, die Compliance-Funktion, die interne Revision und angemessene Ver-
fahren zur internen Meldung von Verstdssen gegen aufsichtsrechtliche Anforde-
rungen innerhalb des E-Geld-Institutes.

E-Geldinstitute haben eine von den operativen Geschéaftsbereichen unabhangige
Risikomanagement-Funktion einzurichten. Die Risikomanagement-Funktion hat
Uber ausreichende Autoritat, ausreichendes Gewicht, ausreichende Ressourcen
zur Aufgabenerfillung und einen ausreichenden Zugang zum Verwaltungsrat zu
verfiigen. Die Aufgaben der Risikomanagement-Funktion umfassen insbesondere
die Ermittlung, Messung, Beurteilung, Steuerung, Minimierung, Uberwachung und
Berichterstattung aller wesentlichen Risiken an den Verwaltungsrat und die Ge-
schaftsleitung und die Sicherstellung eines vollstandigen Uberblicks {iber das ge-
samte Risikospektrum, insbesondere (iber die Auspragung der vorhandenen Risi-

koarten und die Risikolage des E-Geldinstituts.
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E-Geldinstitute haben auch eine von den operativen Geschaftsbereichen unab-
hangige Compliance-Funktion einzurichten. Die Compliance-Funktion hat Uber
ausreichende Autoritat, ausreichendes Gewicht und ausreichende Ressourcen zur
Aufgabenerfillung zu verfligen. Die Aufgaben der Compliance-Funktion umfassen
insbesondere die Sicherstellung der Einhaltung ("Compliance") des massgeblichen
geltenden Rechts und Vorschriften; die Steuerung von Compliance-Risiken; die
laufende Bewertung der vom Verwaltungsrat erlassenen Reglemente fiir die Com-
pliance und der méglichen Auswirkungen von Anderungen im rechtlichen oder re-
gulatorischen Umfeld auf die Geschaftstatigkeit des E-Geldinstituts sowie die Be-
ratung des Verwaltungsrats und der Geschaftsleitung zu Massnahmen zur Sicher-
stellung der Compliance.

Abs. 2 enthadlt eine Mdglichkeit, in Ausnahmefallen von der Einrichtung einer Risi-
komanagement-Funktion und einer Compliance-Funktion nach Genehmigung der
FMA abzusehen. Diese Ausnahme kann beispielsweise bei sehr kleinen E-Geld-In-
stituten mit einem nahezu risikolosem Geschaftsmodell zur Anwendung gelangen.
In Abs. 3 wird eine sogenannte "Cooling off-period " flir Geschéftsleiter eingefihrt.
Mitglieder der Geschaftsleitung diirfen zwei Jahre nach Beendigung ihrer Tatigkeit
keine Funktion als Vorsitzender oder stellvertretender Vorsitzender des Verwal-
tungsrats desselben E-Geld-Instituts einnehmen. Damit sollen ein direkter Wech-
sel in die Funktion des Verwaltungsratsvorsitzenden oder des stellvertretenden
Verwaltungsratsvorsitzenden verhindert und potentielle Interessenkonflikte ver-
mieden werden. Mit der Aufnahme von Abs. 3 soll sichergestellt werden, dass die
Rolle des Verwaltungsrats, ndmlich unter anderem die Uberwachung und Kon-
trolle der Geschaftsleitung des E-Geld-Instituts, nicht durch einen Wechsel von der
Position des Geschaftsleiters auf die Position des oder der (stellvertretenden) Vor-
sitzenden des Verwaltungsrats eines E-Geld-Instituts strukturell dadurch unterlau-
fen wird, dass der neue Vorsitzende die Geschafte "liberwacht", die er selbst als

Geschaftsleiter geschlossen hat.
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In Abs. 4 gibt es eine Verordnungsermachtigung fiir die Regierung fiir ndhere Re-

gelungen zur Organisation.

Zu Art. 9b

Art. 9b legt die grundlegenden Aufgaben des Verwaltungsrats fest, die nicht tGber-
tragbar sind, und entspricht Art. 66 BankG.

Zusatzlich zu den in Art. 9b vorgesehenen uniibertragbaren Aufgaben kann im Ge-
schaftsreglement dariiber hinaus vorgesehen werden, dass dem Verwaltungsrat
auch noch andere, Uber den Katalog von Art. 9b hinausgehende uniibertragbare

Aufgaben zukommen kénnen.

Zu Art. 9c

Art. 9c regelt spiegelbildlich zu Art. 9b die Aufgaben und Verantwortlichkeiten der
Geschaftsleitung. Die Bestimmung entspricht Art. 67 BankG. Eine dhnliche Bestim-
mung zur Geschaftsleitung im Zusammenhang mit der Organisation gibt es auch
in Osterreich (§ 13 6EGG iVm § 20 ZaDiG 2018).

Mit dieser Bestimmung wird die Verantwortlichkeit fiir den operativen Betrieb

und das Zusammenspiel zwischen Geschéftsleitung und Verwaltungsrat geregelt.

Zu Art. 9d

Art. 9d entspricht inhaltlich Art. 71 BankG. Aufgrund der Angleichung der Syste-
matik des EGG an die Systematik des BankG werden die Anforderungen an die Un-
ternehmensfiihrung und Kontrolle in einem einzigen Artikel zentral umgesetzt.
Diese Bestimmung ist erganzend zu Art. 9b und 9c anzusehen und regelt des Wei-

teren die Voraussetzung zur Bewilligungserteilung nach Art. 11 Abs. 4 PSD II.

Zu Art. 9e
Art. 9e regelt die Anforderungen an die Ausgestaltung und Funktionsweise der in-
ternen Revision von E-Geld-Instituten. Diese Bestimmung entspricht inhaltlich

Art. 75 BankG und legt Grundlegendes der internen Revision fest.
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Art. 9e verfolgt zwei Ziele: Zum einen sollen die qualitativen Anforderungen an die
Funktion der internen Revision im Gesetz verankert werden und damit die interne
Revision als wesentlicher Bestandteil des IKS von E-Geld-Instituten gestarkt wer-
den. Zum anderen soll Art. 9e als zentrale Bestimmung fiir die interne Revision im
EGG dienen.

Abs. 1 enthadlt die Verpflichtung, eine funktionsfahige interne Revision einzurich-
ten.

Abs. 2 flhrt ein wichtiges neues Element ein, und zwar die Verpflichtung, dass E-
Geld-Institute die Funktionsfahigkeit der internen Revision dauerhaft sicherzustel-
len haben. Daruber hinaus legt Abs. 2 die Grundsatze fiir die personelle Ausstat-
tung der internen Revision fest. Diese Grundsdtze umfassen nicht nur die notwen-
dige Anzahl an personellen Ressourcen, sondern auch die notwendigen fachlichen
Qualifikationen der Mitarbeiter der internen Revision. E-Geld-Institute haben da-
rauf zu achten, dass die interne Revision in Bezug auf Ressourcen und fachlich so
ausgestattet ist, dass sie ihre Aufgaben jederzeit erfiillen kann. Eine Mindestan-
zahl an Mitarbeitern fiir alle E-Geld-Institute wird im Gesetz nicht vorgegeben;
entscheidend fiir die Anzahl der Mitarbeiter ist, dass die interne Revision mit der
ihr zugedachten personellen Ausstattung ihre Aufgaben zweckentsprechend, un-
abhangig, risikoorientiert, objektiv, prozessunabhangig und unparteiisch (Abs. 3)
erfillen kdnnen muss. Diese Entscheidung ist vom Verwaltungsrat des E-Geld-In-
stituts auf Grundlage der genannten Kriterien zu treffen. Die Mitarbeiter der in-
ternen Revision haben Uberdies eine entsprechende fachliche Qualifikation aufzu-
weisen und sich in ihrem Tatigkeitsfeld regelmassig weiterzubilden. Dabei ist ins-
besondere darauf zu achten, dass bei den Mitarbeitern der internen Revision ent-
sprechende IT-Kenntnisse und Kenntnisse liber neue Technologien vorliegen.
Abs. 3 enthadlt die Grundsatze fur die Tatigkeit der internen Revision. Der wich-
tigste Grundsatz ist, dass die interne Revision ihre Aufgaben zweckentsprechend,

unabhangig, risikoorientiert, objektiv, prozessunabhdngig und unparteiisch zu
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erfillen hat. Ebenfalls wird klargestellt, dass die interne Revision in Bezug auf die
Prifungsplanung, die Prifungsdurchfiihrung, die Berichterstattung und die Beur-
teilung der Priifungsergebnisse weisungsfrei gestellt ist. Zusatzlich enthalt Abs. 3
Vorgaben, wie die Prifungsplanung durch die interne Revision zu erfolgen hat. Die
Prifungsplanung hat auf Grundlage einer dokumentierten Risikobeurteilung zu er-
folgen, die mindestens einmal jahrlich durchzufihren ist. Umfang und Inhalt der
Risikobeurteilung und der Prifungsplanung werden grundsatzlich auch auf gesetz-
licher Ebene vorgegeben: Demnach haben Risikobeurteilung und Priifungsplanung
alle wesentlichen Geschaftsaktivitaten, Kontrollsysteme und Risiken eines E-Geld-
Instituts zu umfassen. Da die interne Revision unmittelbar dem Verwaltungsrat
untersteht, sind die Risikobeurteilung und Prifungsplanung auch vom Verwal-
tungsrat zu genehmigen.

Abs. 4 legt in Grundzligen den Zweck und Inhalt der Prifungen durch die interne
Revision fest. Entsprechend ihrer Aufgabe hat die interne Revision die Wirksam-
keit und Angemessenheit des IKS eines E-Geld-Instituts sowie die Ordnungsmas-
sigkeit aller Aktivitaten und Prozesse zu priifen. Die Priifungen sind nicht nur bei
dem jeweiligen E-Geld-Institut, sondern auch bei allen anderen Unternehmen ei-
ner Gruppe und bei Dienstleistern durchzufiihren, an die Prozesse, Dienstleistun-
gen oder Tatigkeiten ausgelagert wurden. Die von der internen Revision festge-

stellten Méangel sind fristgerecht zu beseitigen.

Abs. 5 und 6 legen Regelungen zu Interessenkonflikten und Unabhangigkeit fest.
Abs. 7 regelt die Auskunfts-, Einsichts- und Prifrechte der internen Revision. Diese
Rechte sind so umfassend ausgestaltet, dass die interne Revision ihre Aufgaben im
gesetzlich geforderten Ausmass erfiillen kann. Explizit geregelt wird, dass die in-
terne Revision diese Rechte auch gegeniiber jedem Dienstleister hat, an den Pro-
zesse, Dienstleistungen oder Tatigkeiten ausgelagert wurden.

Abs. 8 regelt die regelmassigen Berichtspflichten der internen Revision an den Ver-

waltungsrat betreffend ihre Prifaktivitaten. Die Berichterstattung an den
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Verwaltungsrat hat zumindest einmal jahrlich zu erfolgen. Die Berichterstattung
hat zumindest eine Darlegung des Prifungsgegenstands, der Priifungsfeststellun-
gen und der Massnahmen zu enthalten. Bei diesen Vorgaben handelt es sich um
Mindestvorgaben; daher ist nicht ausgeschlossen, dass die interne Revision ofter
und/oder ausfihrlicher an den Verwaltungsrat berichten kann (z.B. im Rahmen
von ausserordentlichen Priifungen). Die Berichterstattung der internen Revision
hat zudem objektiv, vollstandig, klar und zeitnah zu erfolgen. Beibehalten wird das
Recht der FMA, die Berichte der internen Revision jederzeit anzufordern.

Abs. 9 ermoglicht es der internen Revision, neben ihren regelméssigen Berichts-
pflichten an den Verwaltungsrat, auch im Rahmen einer ausserordentlichen Be-
richterstattung jederzeit an den Verwaltungsrat, die Geschaftsleitung, die exter-
nen Revision und die FMA Bericht zu erstatten.

In Abs. 10 wird eine Verordnungsermadchtigung fiir die Regierung verankert.

Zu Art. of

Art. 9f legt die personlichen und fachlichen Voraussetzungen fest, die Mitglieder
des Verwaltungsrats und der Geschéftsleitung sowie der Leiter der internen Revi-
sion (individuelle Gewabhr fiir eine einwandfreie Geschaftstatigkeit) sowie der Ver-
waltungsrat und die Geschaftsleitung als Organ (kollektive Gewahr fiir eine ein-
wandfreie Geschaftstatigkeit) erfiillen miissen. Diese Bestimmung entspricht in-
haltlich Art. 63 BankG und steht in Einklang mit den Gemeinsamen Leitlinien der
EBA und ESMA vom 2. Juli 2021 zur Bewertung der Eignung von Mitgliedern des
Leitungsorgans und Inhabern von Schlisselfunktionen (EBA/GL/2021/06)8 sowie
den Leitlinien der EBA vom 8. November 2017 zu den Informationen, die fir die

Zulassung von Zahlungsinstituten und E-Geld-Instituten sowie fir die Eintragung

8 Siehe https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/joint_eba_and_esma_gl_on_the_assess-
ment_of_suitability_de.pdf.


https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/joint_eba_and_esma_gl_on_the_assessment_of_suitability_de.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/joint_eba_and_esma_gl_on_the_assessment_of_suitability_de.pdf
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von Kontoinformationsdienstleistern gemaf Artikel 5 Absatz 5 der Richtlinie (EU)

2015/2366 zu tibermitteln sind (EBA/GL/2017/09).°

Zu Art. 9g

Art. 9g schreibt vor, wann eine Prifung des Vorliegens der Gewahrsvoraussetzun-
gen nach Art. 9f durch die FMA erfolgt. Diese Bestimmung entspricht inhaltlich
Art. 64 BankG.

Abs. 1 legt fest, dass Personen, die fiir eine Tatigkeit als Verwaltungsratsmitglied
oder als Geschaftsleitungsmitglied eines E-Geld-Instituts vorgesehen sind, ihre
Funktion erst aufnehmen diirfen, nachdem die FMA das Vorliegen der Gewahrs-
voraussetzungen nach Art. 9f geprift und eine Genehmigung nach Art. 35d erteilt
hat. Die vorgangige Prifung der Gewahrsvoraussetzungen und die positive Beur-
teilung durch die FMA (sog. ex ante-Priifung der Gewdahrsvoraussetzungen) von
Personen, die fiir eine Tatigkeit als Verwaltungsratsmitglied oder als Geschaftslei-
tungsmitglied eines E-Geld-Instituts vorgesehen sind, ist daher notwendige Vo-
raussetzung, dass die genannten Personen ihre entsprechenden Funktionen an-
treten dirfen. Bei Personen, die fiir eine Tatigkeit als Verwaltungsratsmitglied o-
der als Geschaftsleitungsmitglied eines E-Geld-Instituts vorgesehen sind, hat im-
mer eine ex ante-Priifung der Gewdahrsvoraussetzungen zu erfolgen.

Abs. 2 konkretisiert hingegen den Zeitpunkt und Umfang der Prifung der Ge-
wahrsvoraussetzungen bei Mitgliedern des Verwaltungsrats und der Geschéaftslei-
tung, nachdem diese Personen ihre Funktion aufgenommen haben (ex post-Pri-
fung der Gewahrsvoraussetzung). Diese ex post-Priifung der Gewahrsvorausset-
zung kann die FMA jederzeit und bei allen E-Geld-Instituten vornehmen, sie hat

aber jedenfalls dann eine solche ex post-Uberpriifung einzuleiten, wenn der

2 siehe https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/2761380/5546a705-
bff2-43eb-b382-e5c7bed3a2bc/EBA%20revised%20Guidelines%200n%20outsourcing_DE.pdf?retry=1.


https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/2761380/5546a705-bff2-43eb-b382-e5c7bed3a2bc/EBA%20revised%20Guidelines%20on%20outsourcing_DE.pdf?retry=1
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/2761380/5546a705-bff2-43eb-b382-e5c7bed3a2bc/EBA%20revised%20Guidelines%20on%20outsourcing_DE.pdf?retry=1
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begriindete Verdacht besteht, dass die in Bst. a genannten Straftaten vom E-Geld-

Institut oder von den betroffenen Personen begangen wurden.

Zu Art. 10

Art. 10 Abs. 1 und 2 waren bisher etwas unklar formuliert, deshalb wird eine An-
passung in Form einer Klarstellung vorgenommen und hierfiir die 6sterreichische
Rezeptionsvorlage (§ 11 6EGG) herangezogen. Die Struktur dieses Artikels wird ge-
andert und an die Rezeptionsvorlage angepasst, indem die Abs. 1 bis 8 ohne in-
haltliche Anpassung neu geordnet werden. Inhaltlich setzt diese Bestimmung wei-
terhin die Regelung zu den Eigenmitteln nach Art. 5 der Richtlinie 2009/110/EG

um.

Es werden ein neuer Abs. 9 und 10 eingefligt, als Rezeptionsvorlage dienen § 11
Abs. 6 und 7 6EGG. Abs. 9 setzt Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2009/110/EG um. Sofern
im Zusammenhang mit Zahlungsdiensten Kredite gewahrt werden, gelten die Be-
dingungen fir eine solche Kreditgewahrung nach Art. 7 Abs. 7 ZDG. Zur besseren
Ubersichtlichkeit wird an dieser Stelle die Bestimmung betreffend die Eigenmittel-
berechnung bei Kreditgewahrung nochmals eigens angefiihrt und das Verhaltnis
zu den gesamten Eigenmitteln des E-Geld-Instituts klargestellt. Es sind zur Berech-
nung namlich die gesamten Eigenmittel des E-Geld-Instituts heranzuziehen und
nicht bloss jene, die allenfalls nach Abs. 3 zu berechnen sind. Abs. 10 setzt Art. 5
Abs. 6 Buchstabe b der Richtlinie 2009/110/EG um. Damit soll verhindert werden,
dass ein E-Geld-Institut, das neben der Ausgabe von E-Geld und der Erbringung
von Zahlungsdiensten noch andere Tatigkeiten erbringt, die Eigenmittel mehrfach
anrechnet. Selbstverstandlich sind auch Betrage, die zum Schutz der Kundengel-

der gehalten werden, nicht als Eigenmittel anzurechnen.

Zu Art. 11
Art. 11 setzte bisher gemeinsam mit Art. 5 EGV Art. 7 der Richtlinie 2009/110/EG

um. Die Umsetzung soll, wie in der Rezeptionsvorlage aus Osterreich (§12 6EGG),
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nur im Gesetz erfolgen, deshalb wird zur Klarheit fiir die Rechtsanwender eine An-
passung vorgenommen.

Die fur die Ausgabe von E-Geld oder zur Ausfiihrung von Zahlungsvorgangen im
Rahmen der Erbringung von Zahlungsdiensten iibernommenen Kundengelder sind
entsprechend den Bestimmungen des Art. 20 ZDG zu sichern. Die Kundengelder
sind von Geldbetragen, die das E-Geld-Institut fiir andere Geschaftsfelder halt, ge-
trennt zu halten (so auch Erwagungsgrund 11 der Richtlinie 2009/110/EG). Die im
Vergleich zu Banken strengere Regelung zur Sicherung der Geldbetrage der E-
Geld-Inhaber sind als Ausgleich zu den weniger strengen aufsichtsrechtlichen Re-
gelungen, insbesondere auch im Bereich der Eigenmittelanforderungen, zu verste-
hen (so auch Erwagungsgrund 14 der Richtlinie 2009/110/EG).

Grundsatzlich gelten die Sicherungspflichten des Art. 20 ZDG sowohl fur die Gel-
der, die E-Geld-Institute flir die Ausgabe von E-Geld entgegengenommen haben
als auch fir die zur Ausfiihrung von Zahlungsdiensten entgegengenommenen Gel-
der. Besonderheiten der Entgegennahme des Geldbetrages bei der Ausgabe von
E-Geld und sich daraus ergebende Besonderheiten hinsichtlich des Zeitpunktes
der Sicherung werden in Abs. 2 geregelt. Unter Bedachtnahme auf die tatsachliche
Situation des E-Geld-Institutes kann die FMA auch eine bestimmte Sicherungsme-
thode vorschreiben.

In Abs. 4 wird der Fall geregelt, dass ein Geldbetrag beispielsweise mittels Zah-
lungskarte oder auf andere Weise an ein E-Geld-Institut zur Uberweisung gebracht
wird. Eine Sicherung eines solchen Betrages hat grundsatzlich erst dann zu erfol-
gen, wenn der Betrag dem E-Geld-Institut als Zahlungsempfanger entweder auf
dessen Zahlungskonto oder auf andere Weise, falls das E-Geld-Institut Gber kein
Zahlungskonto verfiigt, dem E-Geld-Institut zur Verfiigung steht. Wurde aber be-
reits E-Geld, beispielsweise auf Basis einer Kreditkartenzahlung, ausgegeben, so
ist der dafiir geforderte Geldbetrag binnen finf Geschaftstagen zu sichern, selbst

wenn er dem E-Geld-Institut noch nicht zur Verfliigung steht, weil beispielsweise
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die Abrechnung mit der Kreditkartenfirma erst spater erfolgt. Der Zeitpunkt der
Ausgabe von E-Geld hangt grundsatzlich vom Geschaftsmodell ab. Die Frist zur Si-
cherung hdngt vom Datum der Ausgabe des E-Geldes ab, nicht von einer allfallig
vorgelagerten Bezahlung durch den Kunden. Die Ausgabe von E-Geld kann sofort
erfolgen, wenn der Kunde beispielsweise eine Kreditkartentransaktion in Auftrag
gibt oder aber erst mit Einlangen des Betrages beim E-Geld-Institut. In jedem Fall
sollte der Kunde aber dariiber vorab informiert werden. Sobald der Betrag aber
beim E-Geld-Institut eingelangt ist, ist er zu sichern, selbst wenn die Flinftagesfrist
ab Ausgabe des E-Geldes noch nicht verstrichen ist. Es kommt also darauf an, wel-
cher Schritt friher eintritt, das Einlangen des Betrages beim E-Geld-Institut oder
das Verstreichen der Flinftagesfrist der Ausgabe von E-Geld. Sobald einer der bei-

den Falle eintritt, ist der Betrag jedenfalls zu sichern.

Zu Art. 13

In Art. 13 werden die Begrifflichkeiten angepasst und es erfolgt eine Vereinheitli-
chung nach den geltenden Leitlinien zu Auslagerungen (EBA/GL/2019/02)°. Ins-
besondere werden "betriebliche Aufgaben" durch "Funktionen" (Prozesse, Dienst-
leistungen oder Tatigkeiten) und die "wichtigen betrieblichen Aufgaben" durch
"kritische oder wesentliche Funktionen" ersetzt. Damit sollen mogliche Unklarhei-
ten bei der Auslegung dieser Bestimmung vermieden werden.

In Art. 13 wird ebenso Abs. 1 angepasst, weil die Meldepflichten zentral in Art. 35e
geregelt werden und eine entsprechende Bestimmung in Art. 35e Abs. 1 Bst. g
aufgenommen wird. In Abs. 1 wird neu ebenso im Grundsatz festgehalten, dass

Auslagerungen durch E-Geld-Institute vorgenommen werden kénnen.

10 giehe https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/2761380/5546a705-
bff2-43eb-b382-e5c7bed3a2bc/EBA%20revised%20Guidelines%200n%20outsourcing_DE.pdf?retry=1.


https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/2761380/5546a705-bff2-43eb-b382-e5c7bed3a2bc/EBA%20revised%20Guidelines%20on%20outsourcing_DE.pdf?retry=1
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/2761380/5546a705-bff2-43eb-b382-e5c7bed3a2bc/EBA%20revised%20Guidelines%20on%20outsourcing_DE.pdf?retry=1
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Zu Art. 17

In Art. 17 ist die Uberschrift anzupassen und der Begriff "Revisionsstelle" durch
"Wirtschaftsprifungsgesellschaft" zu ersetzen. Diese Anpassung wird vorgenom-
men, weil im Finanzmarktrecht der Begriff "Wirtschaftsprifungsgesellschaft" ver-
wendet wird und eine Vereinheitlichung angestrebt wird. Inhaltlich wird keine An-

derung vorgenommen.

Zu Art. 18 Abs. 2

In Art. 18 Abs. 2 wird die Formulierung von Art. 12 BankG Gbernommen und soll
zur Klarstellung der bisherigen Formulierung "Behorden und Stellen der Aufsicht"
durch einen Verweis auf die FMA und die anerkannten Wirtschaftsprifungsgesell-

schaften ersetzt werden.

Vorbemerkungen zu den Art. 19 bis 21

Der bisher in den Art. 19, 20 und 22 geltende Rechtsrahmen fiir das Erl6schen bzw.
den Entzug einer Bewilligung wurde vom BankG Gbernommen. Das EGG unter-
scheidet zwischen Fdllen, in denen die Bewilligung ohne weiteres Zutun der FMA
erlischt, und Féllen, in denen die Bewilligung durch die FMA entzogen werden
kann. Der Verlust der Bewilligung — sei es durch Erléschen, sei es durch Entzug —
fuhrt bisher automatisch dazu, dass auch die rechtliche Existenz der Gesellschaft
endet: Art. 22 sieht in beiden Fallen als Rechtsfolge explizit die Auflésung und L6-
schung im Handelsregister vor.

Im Rahmen dieser Vorlage wird eine neue Systematik fiir die Bestimmungen tber
das Erléschen bzw. den Entzug der Bewilligung vorgeschlagen, mit welcher der
Rechtsrahmen fir das Erléschen bzw. den Entzug der Bewilligung neu geregelt
werden soll. Dieser neue Rechtsrahmen orientiert sich dabei insbesondere am
BankG.

Ein Grundpfeiler der neuen Systematik fur das Erléschen bzw. den Entzug der Be-

willigung ist die Trennung der gesellschaftsrechtlichen Existenz des
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Bewilligungstragers von der Existenz der (aufsichtsrechtlichen) Bewilligung. We-
der das Erléschen noch der Entzug der Bewilligung sollen zukiinftig automatisch
zur Auflosung der betroffenen Gesellschaft und der Loschung im Handelsregister
fihren. Damit wird eine geordnete Beendigung der laufenden bewilligungspflich-
tigen Geschafte unter Aufsicht der FMA sichergestellt. Die Trennung der gesell-
schaftsrechtlichen Existenz des Bewilligungstragers von der Existenz der Bewilli-
gung hat sich auch in Osterreich (§ 5 6EGG) bewihrt.

Weiters werden die gesellschaftsrechtlichen Folgen eines Erléschens bzw. eines
Entzugs der Bewilligung explizit im Gesetz geregelt und klargestellt, welche Rolle
der FMA nach dem Erléschen bzw. dem Entzug der Bewilligung zukommt. Da die
Gesellschaft nach einem Erléschen bzw. einem Entzug der Bewilligung nicht mehr
automatisch liquidiert wird, ist es grundsatzlich eine Entscheidung des nach dem
Gesetz oder den Statuten vorgesehenen obersten Organs der Gesellschaft, ob sie
nach Beendigung aller laufenden bewilligungspflichtigen Geschafte weitergefihrt
werden soll oder nicht. Fiir die Beendigung aller laufenden bewilligungspflichtigen
Geschafte ist jedoch von der FMA ein Geschéaftsabwickler zu bestellen, der be-
stimmten fachlichen und persénlichen Anforderungen zu entsprechen hat. In be-
stimmten Fallen kann der Liquidator nach dem Personen- und Gesellschaftsrecht
(PGR) die Beendigung aller laufenden bewilligungspflichtigen Geschafte Giberneh-
men; in diesem Fall hat der Liquidator ebenfalls bestimmten fachlichen und per-
sonlichen Anforderungen zu entsprechen. Um die ordnungsgemasse Beendigung
aller offenen bewilligungspflichtigen Geschafte sicherzustellen, erhdlt die FMA be-
stimmte Befugnisse. So kann sie den Geschaftsabwickler und den Liquidator be-
stellen oder diese abberufen, wenn sie keine Gewahr fiir die ordnungsgemasse
Beendigung aller offenen bewilligungspflichtigen Geschafte oder die ordnungsge-
masse Auflésung und Liquidation bieten, und eine andere geeignete Person be-
stellen. Die FMA kann aber auch die Auflosung und Liquidation einer Gesellschaft

verfiigen. Auch in diesem Fall hat sie den Liquidator zu bestellen und ihm die
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notwendigen Weisungen fiir die Beendigung aller offenen bewilligungspflichtigen
Geschafte und die Auflésung und Liquidation der Gesellschaft zu geben.
Schliesslich werden im Gesetz auch die weiteren aufsichtsrechtlichen Folgen des
Erléschens bzw. des Entzugs der Bewilligung geregelt. Die Praxis hat gezeigt, dass
eine Klarstellung notwendig ist, welche Geschafte der Geschaftsabwickler bzw.
der Liquidator im Rahmen seiner Tatigkeit durchfiihren kann und welche aufsichts-
rechtlichen Anforderungen bis zum Abschluss der Beendigung samtlicher bewilli-
gungspflichtiger Geschafte bzw. der Auflésung und Liquidation der Gesellschaft
einzuhalten sind.

Im Rahmen der Neuregelung der Systematik fr das Erléschen bzw. den Entzug der
Bewilligung werden auch die Kataloge der Erl6schens- bzw. Entzugsgriinde, wie im

BankG, lGiberarbeitet.

Zu Art. 19

Art. 19 regelt das Erléschen der Bewilligung. Eine Bewilligung erlischt nur mehr
aufgrund eines schriftlichen Verzichts. Die Anpassung des Katalogs der Erléschens-
griinde wurde entsprechend dem BankG (Art. 32) vorgenommen. Nach dem Sys-
tem des BankG erlischt eine Bewilligung ex lege, d.h. schon dann, wenn die gesetz-
lichen Voraussetzungen erflllt sind. Damit ist das Erldschen mit Rechtsunsicher-
heiten z.B. in Hinblick auf den Zeitpunkt des Eintretens der (auch gesellschafts-
rechtlichen) Rechtswirkungen verbunden. Aus diesen Griinden wird ein Erldschen
der Bewilligung nur mehr dann vorgesehen, wenn die positiven Aspekte des gerin-
geren Verfahrens- oder Beweisaufwandes einer solchen Regelung liberwiegen.
Die Beibehaltung als Erléschensgrund ist vorrangig fiir den Fall des Verzichts sinn-
voll, wodurch das verzichtende E-Geld-Institut den Zeitpunkt des Erléschens der
Bewilligung selbst bestimmen kann. Das Abstellen auf die Léschung der Firma als
blossen Unternehmensnamen fir ein Erldschen der Bewilligung erscheint nicht
mehr sinnvoll, geht es doch um die Beendigung der Tatigkeit als E-Geld-Institut

und nicht nur um eine Anderung des Namens der Gesellschaft. Aber auch ein
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Erléschen bei Loschung des Bewilligungstragers aus dem Handelsregister ist nicht
zielfihrend, setzt doch die Loschung aus dem Handelsregister die abgeschlossene
Auflosung und Liquidation der Gesellschaft und damit deren Untergang voraus,
weshalb keine Bewilligung mehr besteht, die erléschen kdnnte. Die rechtskraftige
Eroffnung des Konkurses wird zwar nicht mehr als Erldschensgrund vorgesehen,
jedoch in den Katalog fiir die Entzugsgriinde nach Art. 20 aufgenommen. Dasselbe
gilt fiir die Nichtaufnahme der Geschéftstatigkeit innerhalb eines Jahres nach Er-
teilung der Bewilligung und die Nichtausiibung der Geschaftstatigkeit fir einen
Zeitraum von mindestens sechs Monaten.

Abs. 1 legt die Voraussetzungen fiir das Erléschen der Bewilligung fest. Eine Bewil-
ligung erlischt nur dann, wenn darauf gegentiber der FMA schriftlich verzichtet
wird. Um die Rechtsfolgen eines Verzichts insbesondere auch im Hinblick auf die
Beendigung der laufenden bewilligungspflichtigen Geschafte klarzustellen, ist ein
Verzicht auf die Bewilligung nur zuldssig, wenn zuvor samtliche bewilligungspflich-
tige Geschafte abgewickelt worden sind. Der FMA ist daher zusammen mit der
Verzichtserklarung eine entsprechende Bestatigung einer anerkannten Wirt-
schaftsprifungsgesellschaft zu Gbermitteln. Erst wenn alle genannten Vorausset-
zungen vorliegen, tritt die Rechtsfolge des Erléschens von Gesetzes wegen ein.
Aus Rechtssicherheits- und Kundenschutzgriinden ist das Erléschen einer Bewilli-
gung nach Abs. 2 von der FMA festzustellen und zusatzlich im Amtsblatt und auf
der Internetseite der FMA zu ver6ffentlichen. Diese Feststellung der FMA hat rein
deklarative Wirkung, d.h. die Bewilligung erlischt bereits mit Eingang der Ver-
zichtserklarung und der Bestatigung der anerkannten Wirtschaftspriifungsgesell-
schaft bei der FMA und nicht erst mit dem Erlass der Feststellungsverfiigung.
Abs. 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Abs. 2 und es wird zusatzlich

nur die Veroffentlichung auf der Internetseite der FMA aufgenommen.
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Zu Art. 20

Abs. 1 enthalt die Grinde fir den Entzug der Bewilligung. Im Vergleich zur bishe-
rigen Rechtslage wurden, wie im BankG (Art. 33), aus Griinden der Rechtssicher-
heit die meisten der bisher enthaltenen Griinde fiir ein Erléschen der Bewilligung
in Entzugsgriinde umgewandelt. Von einer Aufnahme des Geschéftsbetriebs im
Sinne des Bst. a ist bereits dann auszugehen, wenn das E-Geld-Institut zur Dienst-
leistungserbringung bereit ist und den Abschluss von E-Geldgeschéiften anbietet
oder zur Anbotstellung einladt. Die Jahresfrist beginnt ab dem Zeitpunkt zu laufen,
ab dem die Geschéftstatigkeit aufgenommen werden darf. Wurde z.B. die Bewilli-
gung unter aufschiebenden Bedingungen erteilt, ist fir die Bestimmung des Fris-
tenlaufes nach Bst. a daher relevant, ab wann alle aufschiebenden Bedingungen
erfillt werden, da die Aufnahme der Geschaftstatigkeit erst dann zulassig ist und
die Bewilligung ab diesem Zeitpunkt rechtswirksam erteilt wurde. Fir die Beurtei-
lung der Nichtausibung nach Bst. b kdnnen sowohl subjektive als auch objektive
Kriterien herangezogen werden (z.B. mangelnde Werbetatigkeit, Weigerung zum
Geschaftsabschluss, Fehlen geeigneter Raumlichkeiten oder Systeme etc.). Von
der Nichtausiibung ist jedenfalls dann auszugehen, wenn die von der Bewilligung
umfassten Geschafte Uber eine Dauer von mehr als sechs Monaten faktisch nicht
mehr erbracht werden. Eine entsprechende Nichtausiibung kann aber auch dann
vorliegen, wenn Uber einen Zeitraum von mehr als sechs Monaten nicht einmal
ein entsprechendes Angebot an potentielle Kunden gerichtet wird. Der Entzugs-
grund nach Bst. d wird neu eingeflihrt; vergleichbare Entzugstatbestande finden
sich auch in § 5 6EGG iVm § 11 ZaDiG 2018. Zu Bst. k ist klarstellend festzuhalten,
dass dieser Entzugsgrund auch dann vorliegt, wenn systematisch, schwerwiegend
oder wiederholt gegen gesetzliche Anforderungen oder Pflichten aus anderen
Spezialgesetzen verstossen wird.

In einem Verfahren Gber den allfdlligen Entzug der Bewilligung steht der FMA bei

der Wahl der Massnahmen ein relativ weiter Ermessenspielraum zu (VGH
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24.04.2020, 2019/114 Rz 9). Der Bewilligungsentzug ist ultima ratio und muss im
Einzelfall verhdltnismassig sein. Es kann daher geboten sein, zuerst durch andere
Massnahmen die Wiederherstellung des gesetzmassigen Zustandes anzustreben
(vgl. Bericht und Antrag Nr. 1992/8, Seite 19).

Abs. 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Abs. 2 und es wird zusatzlich

nur die Veroffentlichung auf der Internetseite der FMA aufgenommen.

Zu Art. 21

Art. 21 normiert die Folgen eines Entzugs oder Erléschens der Bewilligung. Er ent-
halt sondergesellschaftsrechtliche Bestimmungen zur Regelung der Beendigung
offener bewilligungspflichtiger Geschafte und der moglichen abschliessenden Auf-
I6sung und Liquidation der Gesellschaft. Die Bestimmung entspricht Art. 34 BankG.
Die Regelung der gesellschaftsrechtlichen Rechtsfolgen soll zundchst die Pflichten
der Gesellschaft im Rahmen der Beendigung der offenen bewilligungspflichtigen
Geschafte regeln. Ausserdem wird klargestellt, wer den Geschaftsabwickler bzw.
den Liquidator bestellt und tGber welche Qualifikationen Personen verfiigen mus-
sen, die diese Aufgaben libernehmen sollen. In Zusammenhang mit der Beendi-
gung der laufenden bewilligungspflichtigen Geschafte und der moglichen an-
schliessenden Auflésung und Liquidation der Gesellschaft werden auch die Kom-
petenzen der FMA klargestellt bzw. neu geregelt, um einen geordneten Marktaus-
tritt des betroffenen E-Geld-Instituts zu gewahrleisten.

Abs. 1 legt die wesentlichen Rechtsfolgen eines Bewilligungsentzuges nach Art. 20
fest. Da im Falle eines Bewilligungsentzuges in der Regel die offenen bewilligungs-
pflichtigen Geschafte noch nicht beendet wurden, hat die FMA nach Rechtskraft
einer entsprechenden Entscheidung zur Beendigung samtlicher offener bewilli-
gungspflichtiger Geschafte einen Geschaftsabwickler zu bestellen. Als Geschéfts-
abwickler kénnen entweder ein oder mehrere Mitglieder der Geschaftsleitung,
eine nach Art. 38 anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft oder andere Wirt-

schaftsprufer/Wirtschaftsprifungsgesellschaften bzw.
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Rechtsanwailte/Rechtsanwaltsgesellschaften bestellt werden, sofern diese uber
griindliche Kenntnisse im E-Geldgeschéaft und Finanzwesen verfliigen. Die Beendi-
gung samtlicher offener bewilligungspflichtiger Geschafte ist nicht mit der Auflo-
sung und Liquidation der Gesellschaft gleichzusetzen. Da im Rahmen der neuen
Systematik die Existenz der Gesellschaft von der Existenz der Bewilligung entkop-
pelt wird, besteht die Gesellschaft auch nach dem Entzug der Bewilligung grund-
satzlich weiter, jedoch missen die offenen bewilligungspflichtigen Geschafte
schnellstmoglich abgewickelt, d.h. beendet, werden. Anders als nach dem bisheri-
gen System erfiillt der Geschaftsabwickler daher nicht zwei Funktionen; er ist aus-
schliesslich dazu bestellt, im Rahmen von Abs. 10 die offenen bewilligungspflichti-
gen Geschéfte zu beenden. Ob die Gesellschaft nach Beendigung der offenen be-
willigungspflichtigen Geschafte endglltig aufgeldst und liquidiert wird, ist eine ei-
genstandige und davon unabhdngige Entscheidung, die grundsatzlich das oberste
Organ zu treffen hat. Der Geschéaftsabwickler ist daher grundséatzlich nicht gleich-
zeitig auch Liquidator nach Art. 132 PGR (vgl. dazu aber Abs. 5 und 7).

Abs. 2 regelt die gesellschaftsrechtliche Stellung des Geschaftsabwicklers. Mit die-
ser Bestimmung wird sichergestellt, dass der Geschaftsabwickler die notwendige
gesellschaftsrechtliche Stellung innehat, um fir eine ordnungsgemasse Beendi-
gung aller offenen bewilligungspflichtigen Geschiafte zu sorgen. Diese gesell-
schaftsrechtliche Sonderstellung ist notwendig, da die Gesellschaft grundsatzlich
weiter existiert und damit auch die Organe der Gesellschaft weiterhin bestehen.
Die Aufgaben und Befugnisse des Geschaftsabwicklers sind von der FMA festzule-
gen. Die FMA kann dem Geschéaftsabwickler einzelne oder alle Befugnisse der Ge-
schaftsleitung Ubertragen, sie kann auch die Geschaftsleitung voribergehend
durch den Geschaftsabwickler ersetzen. Der Geschéftsleitung kann auch vorge-
schrieben werden, die vorgdngige Einwilligung des Geschaftsabwicklers fiir be-
stimmte Beschliisse einzuholen. Die Festlegung der Aufgaben und Befugnisse

durch die FMA erfolgt im Einzelfall und wird sich wesentlich nach der
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Kooperationsbereitschaft der Organe der Gesellschaft sowie dem Umfang und der
Art der Geschafte, die zu beenden sind, richten.

Abs. 3 legt die personlichen und fachlichen Anforderungen an die Person fest, die
als Geschaftsabwickler bestellt wird. Der Geschaftsabwickler hat jederzeit Gewahr
fir eine ordnungsgemadsse Beendigung der offenen bewilligungspflichtigen Ge-
schafte zu bieten. Als Massstab dafiir dienen die Voraussetzungen an die Mitglie-
der der Geschéaftsleitung eines E-Geld-Instituts nach Art. 9f, da die Tatigkeit des
Geschaftsabwicklers sich von der Tatigkeit der Mitglieder der Geschaftsleitung in-
haltlich im Wesentlichen nicht unterscheidet. Es darf kein Umstand vorliegen, der
Zweifel an der vollen Unbefangenheit des Geschéaftsabwicklers entstehen oder In-
teressenkonflikte befiirchten lasst. Die Gewahr fir die ordnungsgemasse Beendi-
gung wird regelmadssig dann nicht vorliegen, wenn die Person, die als Geschafts-
abwickler bestellt wurde, die Erflillung des Entzugsgrundes — und damit den Be-
willigungsentzug — z.B. als Mitglied der Geschaftsleitung zu verantworten hat. Bie-
tet der Geschaftsabwickler die entsprechende Gewahr nicht oder nicht mehr, kann
die FMA alle ihr nach Art. 35a Abs. 3 zur Verfligung stehenden Befugnisse ausiiben.
Die FMA kann dem Geschaftsabwickler alle Weisungen erteilen, die notwendig
sind, um die ordnungsgemasse Beendigung der bewilligungspflichtigen Geschafte
zu gewabhrleisten. Ist es zur Sicherstellung der ordnungsgemassen Beendigung der
offenen bewilligungspflichtigen Geschafte notwendig, kann die FMA den Ge-
schaftsabwickler auch abberufen. In diesem Fall hat sie gleichzeitig mit der Abbe-
rufung einen neuen Geschaftsabwickler zu bestellen, um die Kontinuitadt der Be-
endigung zu gewahrleisten.

In Abs. 4 werden die Berichtspflichten des Geschaftsabwicklers an die FMA gere-
gelt. Der Geschaftsabwickler hat der FMA regelmassig Gber den Fortgang der Be-
endigung der offenen bewilligungspflichtigen Geschafte zu berichten. Die FMA
kann fiir diese regelmassige Berichterstattung sowohl den Inhalt als auch das In-

tervall festlegen. Dadurch wird sichergestellt, dass die Berichterstattung an den
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Einzelfall angepasst festgelegt werden kann. Die FMA kann unabhadngig von den
regelmassigen Berichten jederzeit zusatzliche Informationen und Dokumente Gber
den Fortgang der Beendigung der offenen bewilligungspflichtigen Geschafte ver-
langen, um den Fortgang der Geschaftsabwicklung tiberwachen zu kénnen.

Abs. 5 regelt die Vorgehensweise fiir den Fall, dass das oberste Organ der juristi-
schen Person nach Entzug der Bewilligung die Auflésung und Liquidation der Ge-
sellschaft beschlossen hat. Solange noch offene bewilligungspflichtige Geschafte
zu beendigen sind, obliegt die Bestellung des Liquidators fiir diese Dauer abwei-
chend vom Grundsatz des Personen- und Gesellschaftsrechts nicht dem obersten
Organ der juristischen Person, sondern der FMA. Die FMA kann auch den Liquida-
tor mit der Beendigung aller offenen bewilligungspflichtigen Geschéafte beauftra-
gen. Damit wird sichergestellt, dass zu jeder Zeit eine ordnungsgemasse Beendi-
gung der offenen bewilligungspflichtigen Geschafte unter Aufsicht der FMA ge-
wahrleistet ist. Flir den Liquidator gelten dieselben persdnlichen und fachlichen
Anforderungen wie fiir einen Geschaftsabwickler. Der FMA stehen auch in diesem
Fall die entsprechenden (Weisungs-)Befugnisse bis hin zur Abberufung des Liqui-
dators zu Verfligung, um sicherzustellen, dass der Liquidator die Gewahr sowohl
fir eine ordnungsgemasse Auflosung und Liquidation der Gesellschaft als auch fiir
eine ordnungsgemasse Beendigung samtlicher offenen bewilligungspflichtigen
Geschafte bietet, falls ihm die FMA diese Aufgabe libertragen hat. Sind alle offe-
nen bewilligungspflichtigen Geschafte beendet, endet auch die Zustandigkeit der
FMA fir die Auflésung und Liquidation der Gesellschaft bzw. den Liquidator. Abs. 5
ist auch dann anwendbar, wenn das oberste Organ der juristischen Person wah-
rend des aufrechten Betriebes eines E-Geld-Instituts die Auflésung und Liquidation
der Gesellschaft beschliesst und die FMA nach diesem Beschluss die Bewilligung
entzieht.

Da mit dem Bewilligungsentzug nicht mehr zwingend eine gesellschaftsrechtliche

Auflésung der Gesellschaft einhergeht, stellt Abs. 6 es ins Ermessen der FMA,
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gleichzeitig mit dem Entzug einer Bewilligung die Auflésung und Liquidation der
juristischen Person zu verfiigen. Die FMA kann von dieser Massnahme nur Ge-
brauch machen, wenn dies zum Schutz der Glaubiger und der am E-Geldgeschéft
Beteiligten sowie zur Sicherung des Vertrauens in den liechtensteinischen Finanz-
markt notwendig ist. Ob diese Notwendigkeit vorliegt, wird in der Regel von den
Umstdanden des jeweiligen Einzelfalles abhdngen. Bei dieser Abwagung wird die
FMA z.B. die Griinde, die zum Entzug der Bewilligung geflihrt haben, die wirt-
schaftlichen Verhaltnisse der juristischen Person, die wirtschaftlichen und persén-
lichen Verhaltnisse der Aktionare, die Art der zu beendenden Geschafte oder die
mangelnde Gewahr fir die ordnungsgemasse Geschaftsbeendigung zu berticksich-
tigen haben. Eine solche Verfligung wirkt wie ein Aufldsungsbeschluss (vgl. insbe-
sondere Art. 123 PGR) und ersetzt die erforderlichen Beschliisse der Gesellschaf-
ter bzw. der zustdandigen Organe. Macht die FMA von dieser Befugnis Gebrauch,
ist auch die Fortsetzung der entsprechenden Gesellschaft nach Art. 146 PGR aus-
geschlossen. Um sicherzustellen, dass keine Regelungsliicke entsteht, wird die
Fortsetzung der Gesellschaft auch dann ausgeschlossen, wenn die FMA die Bewil-
ligung nach Abs. 1 Bst. d entzogen hat.

Abs. 7 stellt klar, wer den Liquidator fiir die Gesellschaft bestellt, wenn die FMA
nach Abs. 6 deren Auflésung und Liquidation angeordnet hat. Um in sich systema-
tisch kongruent zu sein, kommt der FMA in diesem Fall ebenfalls die Befugnis zu,
den Liquidator zu bestellen. Der Liquidator ibernimmt in diesem Fall sowohl die
Aufgaben des Geschaftsabwicklers (d.h. die offenen bewilligungspflichtigen Ge-
schafte zu beenden) als auch die Auflosung und Liquidation der Gesellschaft. Da
die Gesellschaft am Ende dieses Prozesses aufgeldst und liquidiert wird, ist es aus
Effizienzgriinden zielfiihrend, in dieser Konstellation die Aufgaben des Geschafts-
abwicklers und des Liquidators in einer Person zu biindeln (vgl. dazu auch die Mog-
lichkeit der FMA nach Abs. 5, ein und dieselbe Person als Geschaftsabwickler und

Liquidator zu bestellen, wenn das oberste Organ nach dem Entzug der Bewilligung
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die Auflésung und Liquidation der Gesellschaft beschliesst). Uber die Dauer der
Auflosung und Liquidation kann die FMA dem Liquidator auch die notwendigen
Weisungen erteilen, wenn dies im Interesse einer ordnungsgemassen Beendigung
aller offenen bewilligungspflichtigen Geschafte und der anschliessenden Auflo-
sung und Liquidation der Gesellschaft ist. Da der Liquidator in diesem Fall neben
der Auflésung und Liquidation der Gesellschaft auch die Beendigung aller offenen
Geschafte zu verantworten hat, gelten fir ihn dieselben personlichen und fachli-
chen Anforderungen wie fiir einen Geschaftsabwickler. Der FMA stehen auch in
diesem Fall die entsprechenden Befugnisse bis hin zur Abberufung des Liquidators
zu Verfiigung, um sicherzustellen, dass der Liquidator die Gewahr sowohl fur eine
ordnungsgemadsse Beendigung als auch fiir eine ordnungsgemasse Auflésung und
Liguidation bietet.

Abs. 8 legt fest, aus welchem Personenkreis die FMA einen Geschaftsabwickler
bzw. einen Liquidator bestellen kann, wenn sie ihre diesbezligliche Befugnis nach
Abs. 1, 3, 5 oder 7 ausiibt. Damit wird sichergestellt, dass die FMA auf einen aus-
reichend grossen Kreis an potentiell fachlich und personlich qualifizierten Perso-
nen zugreifen kann.

Abs. 9 regelt, wie der Geschaftsabwickler bzw. der Liquidator zu entlohnen sind,
wenn sie von der FMA nach den Abs. 1, 3, 5 oder 7 bestellt worden sind.

Abs. 10 legt die Befugnisse und Pflichten des vormaligen Bewilligungstragers wah-
rend der Beendigung der offenen E-Geldgeschafte dar. Einerseits wird es dem vor-
maligen Bewilligungstrager ermaoglicht, weiterhin Geschafte in bewilligungspflich-
tigem Umfang zu betreiben, jedoch nur sofern und soweit das fiir die Beendigung
der offenen bewilligungspflichtigen Geschafte oder der Auflésung und Liquidation
der Gesellschaft erforderlich ist. Solange solche Geschifte getatigt werden, hat
der Bewilligungstrager ausserdem bestimmte aufsichtsrechtliche Bestimmungen
aus dem EGG und andere auf E-Geld-Institute bezogene Pflichten — etwa das Sorg-

faltspflichtgesetz (SPG) — einzuhalten und unterliegt der Aufsicht der FMA. Damit
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wird auch festgelegt, dass trotz Wegfalls der Bewilligung der vormalige Bewilli-
gungstrager Sorgfaltspflichtiger bleibt und damit das SPG weiterhin anzuwenden
ist.

Da das Erloschen bzw. der Entzug der Bewilligung nicht mehr automatisch zur Auf-
I6sung und Liquidation der Gesellschaft fihrt, sind Regelungen zu treffen, wie in
diesem Fall mit den Statuten und der Firma der Gesellschaft umzugehen ist.
Abs. 11 sieht vor, dass die Gesellschaft binnen 30 Tagen nach dem Einlangen eines
schriftlichen Verzichts auf die Bewilligung bei der FMA bzw. nach Rechtskraft der
Verfiigung, mit der die Bewilligung entzogen wird, die Statuten und die Firma ent-
sprechend zu dndern hat. Der FMA ist ein entsprechender Nachweis dafiir vorzu-
legen. Bleibt die Gesellschaft untatig, hat die FMA das Amt fir Justiz dartiber zu
informieren. Das Amt fiir Justiz hat daraufhin von Amts wegen die Auflésung der
juristischen Person nach Art. 971 des Personen- und Gesellschaftsrechts zu verfi-

gen.

Zu Art. 22

Art. 22 wird aufgehoben, weil die neue Systematik fir die Bestimmungen tGber das
Erldschen bzw. den Entzug der Bewilligung in Art. 19 bis 21 geregelt wird und
Art. 22 durch den neuen Art. 21 abgedeckt ist.

Zu Art. 27 Abs. 1,2 und 3

Art. 27 setzt Art. 26 der Richtlinie (EU) 2015/2366 (PSD Il) um. Es ist auch
Art. 27 PSD 1l (Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen zustdandigen
Behorden verschiedener Mitgliedstaaten) umzusetzen. Deshalb wird auf das ZDG
verwiesen, anstatt auf das BankG, weil in Art. 37 ZDG Art. 27 PSD |l umgesetzt
wurde und somit die vollumfangliche Umsetzung fiir das EGG auch gewahrleistet

ist.
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Zu Art. 29 Abs. 1
In Art. 29 Abs. 1 ist eine Anpassung des Verweises durch die Uberarbeitung des

BankG vorzunehmen.

Zu Art. 34 Abs. 6
In Art. 34 Abs. 6 wird der Begriff "Revisionsstellen" durch "Wirtschaftsprifungsge-
sellschaften" ersetzt. Diese Anpassung ergibt sich aufgrund der Uberarbeitung von

Art. 38 ff.

Zu Art. 35

Der bisherige Art. 35 regelt die Aufgaben und Befugnisse der FMA. Es wird eine
Angleichung an die neue Struktur des BankG vorgenommen und es werden die
Aufgaben und Befugnisse in jeweils separaten Artikeln geregelt. Es werden die bis-
herigen Abs. 1 und Abs. 8 in Art. 35 beibehalten, die Abs. 2 bis 5 und 7 werden im

neuen Art. 35a aufgenommen und Abs. 6 wird in Art. 35b geregelt.

Zu Art. 35a

Art. 35a beinhaltet den Katalog an Befugnissen, welcher der FMA zum Vollzug des
EGG zur Verfiigung steht. Diese Bestimmung entspricht inhaltlich im Wesentlichen
den Art. 35 Abs. 2 bis 5 und 7 des bisher geltenden EGG. Die Systematik der Be-
stimmung wird vom BankG (Art. 154) ibernommen: Art. 35a unterscheidet grund-
satzlich zwischen Befugnissen zur Informationseinholung und Sachverhaltserhe-
bung (Abs. 2) und Aufsichtsbefugnissen (Abs. 3). Es wird damit das Ziel verfolgt,
die Regelungsstruktur des EGG zu vereinfachen und zu vereinheitlichen.

Abs. 1 ermoglicht es der FMA wie bisher, alle erforderlichen Befugnisse zu ergrei-
fen, um ihre Aufgaben nach diesem Gesetz zu erfiillen und dadurch die Einhaltung
dieser Rechtsvorschriften sicherzustellen. Abs. 1 entspricht dem bisherigen Art. 35
Abs. 2 Einleitungssatz.

Abs. 2 enthadlt eine Reihe an Befugnissen zur Ermittlung des Sachverhalts und zur

Einholung von Informationen. Die Bst. a bis f bilden den Mindestkatalog an
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Ermittlungsbefugnissen ab, stellen aber keine abschliessende Aufzdhlung der Er-
mittlungsbefugnisse, die der FMA zur Verfligung stehen, dar. Die FMA kann von
ihren Ermittlungsbefugnissen jederzeit Gebrauch machen, um ihre Aufgaben nach
diesem Gesetz zu erfillen.

Abs. 3 enthalt die Aufsichtsbefugnisse, von denen die FMA Gebrauch machen
kann, um die Einhaltung des EGG sicherzustellen. Die FMA kann grundsatzlich alle
erforderlichen Massnahmen ergreifen, um die Einhaltung des EGG sicherzustellen.
Der Katalog an Massnahmen in Abs. 3 Bst. a bis p stellt dabei einen Mindestkatalog
an Aufsichtsbefugnissen dar, ist aber keine abschliessende Aufzdhlung von Befug-
nissen, die der FMA zur Verfligung stehen. Damit wird die Systematik des BankG

Uibernommen. Die FMA kann ihre Befugnisse dann ausiiben, wenn:
. es fur die Erfullung ihrer Aufgaben nach dem EGG erforderlich ist; oder
. ein Verstoss gegen das EGG vorliegt; oder

. ein solcher Verstoss in den nachsten zwolf Monaten voraussichtlich eintre-
ten wird.

Bei diesen Voraussetzungen handelt es ich um alternative Voraussetzungen, d.h.
dass es ausreicht, wenn einer der drei Fille vorliegt, damit die FMA von ihren Be-
fugnissen nach Abs. 3 Gebrauch machen kann. Der Befugniskatalog wurde auf
Grundlage des BankG erstellt und enthalt im Wesentlichen dieselben Befugnisse
wie im bisherigen Art. 35. Zusatzlich werden noch die Befugnisse zentral aufge-
nommen, welche sich ohnehin aus dem Gesetz ergeben, wie beispielsweise Bst. a
betreffend die Vorschreibung zuséatzlicher Eigenmittel nach Art. 10 Abs. 6 Bst. a.
Abs. 4 wurde vom BankG Gbernommen und legt fest, dass zusatzliche Meldepflich-
ten oder kiirzere Meldeintervalle nur vorgeschrieben werden kénnen, wenn diese
Vorschreibung geeignet und bezogen auf den Zweck verhaltnismassig ist.

Abs. 5 sieht vor, dass die Betroffenen die Kosten, die beim Gebrauch der Befug-
nisse nach Abs. 1 bis 4 durch die FMA entstehen, zu tragen haben. Art. 26 FMAG

ist im Vergleich zum bisher geltenden Art. 35 Abs. 3 nicht zu beriicksichtigen.
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Abs. 6 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Art. 35 Abs. 7.

Abs. 7 wurde mit der Ubernahme der Systematik des BankG aufgenommen und
regelt die Moglichkeit zur Ubertragung von Befugnissen auf einen Sonderbeauf-
tragten, wenn die Belange der Kunden nicht auf andere Weise gewahrt werden
kdnnen.

Abs. 8 halt klarstellend fest, dass die FMA die erforderlichen Befugnisse besitzt
Massnahmen zu ergreifen, falls der Einfluss von interessierten Erwerbern oder An-
teilseignern zur Beeintrachtigung der umsichtigen und soliden Fihrung fiihren
kdnnte.

Unter Flihrung des E-Geld-Instituts ist in diesem Zusammenhang nicht die Ge-
schéaftsleitung, sondern die Beeinflussung durch die Ausiibung von Stimmrechten
oder sonstigen Einfllissen auf die Geschaftsfliihrung aufgrund der Stellung als Ak-
tiondr gemeint. Der Einfluss von Aktionaren kdnnte die umsichtige und solide Fiih-
rung des E-Geld-Instituts beispielsweise dann beeintrachtigen, wenn das blosse
Halten der Beteiligung durch den Aktionar ein Risiko fiir die Reputation des E-Geld-
Instituts darstellt. Weitere Beispiele sind die Nutzung eines E-Geld-Instituts zu kri-
minellen Geschaften oder Geldwascherei, der Verdacht auf eine andere Straftat
und die undurchsichtige Herkunft des fiir die Beteiligung aufgewandten Kapitals.
Ob konkret Einfluss ausgetibt wird, ist unerheblich. Es geniigt, dass der Einfluss
von Aktiondren die umsichtige und solide Fliihrung des E-Geld-Instituts beeintrach-
tigen konnte.

In Abs. 9 wurde bisher in Art. 35 Abs. 1 geregelt. Zur Klarstellung wird der Begriff
"Aufsichtsorgane" durch einen Verweis auf "andere inlandische Behorden" er-

setzt.

Vorbemerkungen zu Art. 35b und 35¢
Die Art. 35b und 35c bilden die Rechtsgrundlage fiir das Vorgehen der FMA gegen
Personen und Unternehmen, die in Liechtenstein bewilligungspflichtige Geschafte

ohne die entsprechende Bewilligung erbringen oder anbieten (sog. unerlaubter
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Geschaftsbetrieb). Im bisher geltenden EGG wird dieser Sachverhalt nur durch Art.
35 Abs. 6 geregelt. Im Zuge der Uberarbeitung des EGG sollen auch die Bestim-
mungen fur die Tatigkeit der FMA im Bereich der Bekdampfung des unerlaubten

Geschaftsbetriebs an das BankG (Art. 175 und 176) angepasst werden.

Zu Art. 35b

Art. 35b legt die Befugnisse der FMA fest, die diese ergreifen kann, wenn Grund
zur Annahme besteht, dass eine natirliche oder eine juristische Person bewilli-
gungspflichtige Geschiafte nach diesem Gesetz ohne die entsprechende Bewilli-
gung gewerbsmassig erbringt oder deren Erbringen anbietet.

Abs. 1 enthdlt umfassende Informationseinholungs- und Ermittlungsbefugnisse
fir die FMA. Die FMA kann alle Auskiinfte und Unterlagen verlangen und in samt-
liche Blicher, Schriftstiicke und EDV-Datentrdger vor Ort Einsicht nehmen bzw.
sich davon Auszlige oder Kopien erstellen lassen. Diese Bestimmung entspricht in-
haltlich grundsatzlich Art. 35 Abs. 6 des bisher geltenden EGG, es wurden im Sinne
der Rechtssicherheit jedoch einige Klarstellungen, wie im BankG, vorgenommen.

Abs. 2 erlaubt es der FMA, natlirliche oder juristische Personen, die unerlaubt tatig
sind, aufzufordern, unter Setzung einer angemessenen Frist den rechtmassigen
Zustand nach dem EGG herzustellen. Der rechtmdassige Zustand im Sinne von
Abs. 2 kann dahingehend hergestellt werden, dass z.B. das Anbieten bewilligungs-
pflichtiger Geschafte eingestellt oder abgeschlossene bewilligungspflichtige Ge-
schafte wieder riickabgewickelt werden. Die Frist, innerhalb der dieser rechtmas-
sige Zustand herzustellen ist, ist von der FMA angepasst auf den jeweiligen Einzel-
fall festzusetzen. Wird der Aufforderung der FMA nicht innerhalb der von ihr ge-
setzten Frist nachgekommen, kann sie alle notwendigen Massnahmen ergreifen,
um die unerlaubte Tatigkeit zu beenden. Solche Massnahmen kdnnen insbeson-
dere auch die Anordnung der Einstellung der Tatigkeit oder die Auflésung der be-
treffenden juristischen Person und die Publikation einer entsprechenden «Warn-

meldung» auf der Internetseite der FMA gemass Art. 35c sein.
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Abs. 3 regelt, wie die FMA vorzugehen hat, wenn die betroffene natlrliche oder
juristische Person einer Aufforderung nach Abs. 2 vollumfanglich nachgekommen
ist und zu erwarten ist, dass diese Person in Zukunft nicht mehr unerlaubt tatig
sein wird. In diesem Fall hat die FMA die Aufforderung nach Abs. 2 auf Antrag der

betroffenen Person aufzuheben.

Zu Art. 35c

Art. 35c bildet die Rechtsgrundlage fiir die Veroffentlichung von Warnmeldungen
durch die FMA. Diese Bestimmung wurde aus dem BankG libernommen. Die FMA
kann unter den in Art. 35c genannten Rahmenbedingungen die Offentlichkeit da-
vor warnen, dass bestimmte natiirliche oder juristische Personen oder Betreiber
von Internetseiten bewilligungspflichtige Geschéafte ohne die entsprechende Be-
willigung erbringen oder anbieten. Art. 35c ist eine besondere Bestimmung im
Sinne des Art. 21a Abs. 5 FMAG und geht daher dieser Bestimmung vor.

Abs. 1 legt den Inhalt und den Umfang einer Warnmeldung durch die FMA fest. In
Fallen, in denen eine Warnmeldung erlassen werden soll, ist es erforderlich, dass
die FMA die Offentlichkeit ohne Zeitverlust und ohne vorherige Anhérung des Be-
troffenen informieren kann. Daher sind vor der Veréffentlichung einer Warnmel-
dung die Erforderlichkeit der Information der Offentlichkeit und mégliche Nach-
teile flr den Betroffenen im Rahmen einer Verhaltnismassigkeitsprifung gegenei-
nander abzuwagen. In diesem Zusammenhang ist die Rechtsprechung zu Art. 21a
Abs. 4 FMAG sinngemass zu berlicksichtigen. Um den Zweck der Veréffentlichung
nicht zu verfehlen, ist die natlrliche oder juristische Person bzw. der Betreiber der
Internetseite so prazise wie moglich zu bezeichnen; dazu kann die FMA alle Infor-
mationen zu der unerlaubt tatigen Person bzw. dem unerlaubt tatigen Betreiber
einer Internetseite, Uber die sie verflgt, in der Warnmeldung bekannt machen.
Insbesondere auch im Hinblick auf mogliche unerbetene Marketinghandlungen
per E-Mail oder Telefon kann die FMA die Telefonnummer und E-Mail-Adresse in

der Warnmeldung angeben, soweit ihr diese bekannt sind.
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Um dem Rechtsschutzbedirfnis des von der Warnmeldung Betroffenen aber den-
noch in geeigneter Weise Rechnung zu tragen, ist in Abs. 2 eine nachtragliche
Uberpriifungsméglichkeit der Rechtmassigkeit der Warnmeldung vorgesehen.
Dem Betroffenen wird die Moglichkeit eingerdumt, im Rahmen eines durch Verfu-
gung zu erledigenden Verfahrens die nachtrigliche Uberpriifung der Veréffentli-
chung bei der FMA zu beantragen. Wird die Rechtswidrigkeit der Warnmeldung
durch die FMA, die FMA-Beschwerdekommission (FMA-BK) oder den Verwal-
tungsgerichthof (VGH) festgestellt, ist die Warnmeldung richtig zu stellen oder auf

Antrag des Betroffenen von der Internetseite der FMA zu entfernen.

Zu Art. 35d

Art. 35d enthélt alle Sachverhalte, fiir die eine vorgédngige Genehmigung der FMA
einzuholen ist. Im Sinne der Anwenderfreundlichkeit werden, wie im BankG
(Art. 90), in Art. 35d alle Genehmigungspflichten zentralisiert und eine einzige, ein-
heitliche Rechtsgrundlage fir die Erteilung von zusatzlich erforderlichen Geneh-
migungen durch die FMA geschaffen. Die Genehmigung fir die in Abs. 1 genann-
ten Sachverhalte ist immer einzuholen, bevor der Sachverhalt verwirklicht wurde.
Wird die entsprechende Genehmigung nicht rechtzeitig eingeholt, kann die FMA
eine Verwaltungsstrafe nach Art. 49 verhangen bzw. andere Aufsichtsmassnah-
men nach Art. 35 erlassen.

Abs. 1 enthadlt alle Sachverhalte, in denen eine vorgangige Genehmigung durch die
FMA eingeholt werden muss. Die Genehmigungspflichten ergeben sich aus dem
bisherigen EGG oder werden aus systematischen Griinden, wie im BankG, aufge-
nommen.

Abs. 2 legt den Priifmassstab fest, nach dem die FMA den Antrag auf Erteilung
einer Genehmigung nach den Bst. a und b zu beurteilen hat. Bei der Erteilung der
Genehmigung hat die FMA in diesen Fallen die Auswirkungen auf die dauerhafte
Einhaltung der Bewilligungsvoraussetzungen und die dauerhafte Einhaltung der

Ubrigen aufsichtsrechtlichen Anforderungen durch das antragstellende E-Geld-
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Institut zu prifen. Kommt die FMA zu dem Ergebnis, dass die Erteilung einer Ge-
nehmigung negative Auswirkungen auf die dauerhafte Einhaltung der Bewilli-
gungsvoraussetzungen oder die Einhaltung der Gbrigen aufsichtsrechtlichen An-
forderungen haben wird, hat sie die Genehmigung zu verweigern.

Abs. 3 bestimmt, dass Eintragungen tber die Anderung von Statuten, die Ande-
rung in der Zusammensetzung des Verwaltungsrats oder Geschaftsleitung und der
Wechsel der anerkannten Wirtschaftspriifungsgesellschaft in das Handelsregister
erst vorgenommen werden dirfen, wenn die entsprechende Genehmigung der
FMA erteilt wurde und vorgelegt werden kann.

Abs. 4 enthdlt eine Verordnungsermachtigung fir die Regierung.

Zu Art. 35e

Art. 35e enthadlt alle besonderen Melde- und Anzeigepflichten, denen E-Geld-In-
stitute nachzukommen haben. Die Meldepflichten ergeben sich bisher im Wesent-
lichen aus Art. 6 Abs. 3. Diese Bestimmung wurde auf Vorlage des BankG (Art. 92)
eingefihrt.

Abs. 1 regelt alle besonderen Melde- und Anzeigepflichten, denen E-Geld-Institute
nachzukommen haben. Gegenstand dieser Melde- und Anzeigepflichten sind vor
allem Sachverhalte, die eine unmittelbare Reaktion der FMA zur Sicherstellung der
Einhaltung der Anforderungen des EGG zur Folge haben kénnten. Dadurch wird
sichergestellt, dass E-Geld-Institute die FMA unverziiglich tiber die Nichterfillung
einzelner Anforderungen nach dem EGG oder tber den Eintritt bestimmter Ereig-
nisse, die eine direkte Auswirkung auf den Weiterbestand der Bewilligung haben,
informieren.

In Abs. 2 wird festgehalten, dass Anderungen der in Abs. 1 genannten Tatsachen
unverziiglich zu melden sind.

Abs. 3 enthdlt eine Verordnungsermachtigung fir die Regierung.
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Zu Art. 35f

Art. 35f legt wie Art. 93 BankG fest, welche Finanzdaten periodisch an die FMA zu
melden sind.

Abs. 1 und 2 regeln im Grundsatz die Inhalte der Meldepflicht und die Form der
Ubermittlung an die FMA. Die detaillierten Inhalte der Meldung werden wie bisher
durch die Regierung im Wege einer Verordnung konkretisiert, weswegen Abs. 3
eine entsprechende Verordnungsermachtigung fiir die Regierung enthalt. Die ge-
nauen Spezifikationen zur Form der elektronischen Ubermittlung der Meldungen

werden von der FMA vorgegeben.

Zu Art. 36 Abs. 1 Bst. d und h sowie Abs. 4

In Abs. 1 Bst. d wird die Korrektur eines Rechtschreibfehlers vorgenommen.

In Abs. 1 Bst. h wird der Begriff "Revisionsstellen" durch "Wirtschaftsprifungsge-
sellschaften" ersetzt. Diese Anpassung ergibt sich aufgrund der Uberarbeitung von
Art. 38 ff.

Abs. 4 ist einzufligen, um Art. 14 PSD Il vollstandig umzusetzen. Die Formulierung
entspricht Art. 16 Abs. 5 ZDG und regelt, dass Eintragungen im Register der EBA

und der EFTA-Uberwachungsbehérde mitzuteilen sind.

Zu Art. 38 bis 41b

Die Art. 38 bis 41b regeln die Verpflichtung zur Abschluss- und Aufsichtspriifung
durch eine von der FMA anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft, die Aner-
kennung von Wirtschaftsprifungsgesellschaften durch die FMA, die Unabhéangig-
keit der priufenden Wirtschaftspriifungsgesellschaften von dem zu priifenden E-
Geld-Institut, die Aufgaben der prifenden Wirtschaftsprifungsgesellschaften, den
Inhalt der Aufsichts- und der Abschlusspriifung, diverse Meldepflichten an und di-
verse Eingriffsrechte durch die FMA, die Vorgehensweise bei Beanstandungen,
den Wechsel der Wirtschaftsprifungsgesellschaft und die Aufsicht der FMA Gber

anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaften. Die Art. 38 bis 41b entsprechen
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inhaltlich im Wesentlichen den bisherigen Art. 38 bis 41 EGG und es wurde die
Struktur vom BankG (Art. 124 bis 134) Gibernommen.

Zu allererst werden in den Art. 38 bis 41b —und entsprechend im gesamten Gesetz
—die bisher verwendeten Begriffe "Revisionsstelle" und "leitender Revisor" aufge-
geben und in Angleichung an die anderen Gesetze im Bereich des Finanzmarktauf-
sichtsrechts durchgehend durch die Begriffe "Wirtschaftsprifungsgesellschaft"
und "verantwortlicher Wirtschaftsprifer" ersetzt.

Die Systematik der Bestimmungen Uber das Verfahren zur Anerkennung in
Art. 38a und 38b werden an die Systematik der Bestimmungen im BankG (Art. 125
und 126) angepasst.

Durch die neue Systematik und Anpassung an die anderen Gesetze im Bereich des
Finanzmarktaufsichtsrechts wird der bisherige Art 38a nach Art. 38c, der bisherige
Art. 38b nach Art. 39, der bisherige Art. 38c nach Art. 40, der bisherige Art. 39 nach
Art. 40a, der bisherige Art. 40a nach Art. 40b, der bisherige Art. 40a nach Art. 41,
der bisherige Art. 40b nach Art. 41a und der bisherige Art. 41 nach Art. 41b ver-
schoben.

In Art. 39 Abs. 1 wird der Umfang der Aufsichtsprifung neu definiert. E-Geld-Insti-
tute haben nicht nur die Anforderungen des EGG einzuhalten, sondern unterliegen
aufgrund ihrer Tatigkeit auch mehreren anderen Rechtsakten. Die Einhaltung die-
ser aufsichtsrechtlichen Anforderungen durch E-Geld-Institute ist ebenfalls im
Rahmen der Aufsichtspriifung nach dem EGG von der anerkannten Wirtschafts-
prufungsgesellschaft zu prifen. Art. 39 Abs. 1 fasst den Umfang der Aufsichtspri-
fung daher entsprechend weit, um auch aufsichtsrechtliche Anforderungen, die
nicht direkt im EGG geregelt sind, abzudecken. In Art. 39 Abs. 9 wird das Mandat
fir die FMA zur Erlassung einer Richtlinie nachgescharft, um der FMA auch die
Moglichkeit zu geben, in der Richtlinie die Details zur Feststellung und Berichter-

stattung von Beanstandungen, welche die anerkannte
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Wirtschaftspriifungsgesellschaft im Rahmen der Aufsichtsprifung gemacht hat
bzw. danach der FMA mitzuteilen hat, festzulegen.

In Art. 40 werden — anders als in dem bisherigen Art. 38c — ausschliesslich die Mel-
depflichten der anerkannten Wirtschaftsprifungsgesellschaft an die FMA gere-
gelt.

In Art. 40b Abs. 1 wird im Vergleich zu dem bisherigen Art. 40 klargestellt, dass
eine Fristsetzung durch die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft zur Her-
stellung des rechtmdssigen Zustandes die FMA nicht daran hindert, gleichzeitig
von ihren Befugnissen Gebrauch zu machen, um die Einhaltung der aufsichtsrecht-
lichen Anforderungen sicherzustellen.

Zu Art. 40b Abs. 2 ist klarstellend festzuhalten, was unter einer Gefahrdung des
Zwecks der Aufsichtspriifung zu verstehen ist. Die Aufgaben der Aufsichtsprifung
werden in Art. 39 dargelegt. Sachverhalte, die die Sicherstellung dieser Revisions-
pflichten negativ beeinflussen, wie z.B. die mangelnde Unabhéangigkeit der neu zu
bestellenden Wirtschaftspriifungsgesellschaft und des neuen verantwortlichen
Wirtschaftspriifers, sind als Gefahrdung anzusehen. Der Wechsel der Wirtschafts-
prifungsgesellschaft ist zudem untersagt, wenn er nicht im besten Interesse der
Glaubiger des E-Geld-Instituts ist; so ein Fall liegt z.B. dann vor, wenn der beste-
hende Wirtschaftsprifer bereits Arbeiten im Rahmen der Aufsichtspriifung des E-
Geld-Instituts begonnen hat und die Bestellung eines neuen Wirtschaftsprifers zu
vermeidbaren Mehrkosten fiihren wiirde. Dariiber hinaus ist eine Abberufung des
Wirtschaftspriifers aufgrund von Meinungsverschiedenheiten liber die Prifungs-
handlungen sowie die Ergebnisse der Aufsichtsprifung unzulassig.

In Art. 41a wird im Vergleich zum bisherigen Art. 40b ein neuer Abs. 2 aufgenom-
men, in dem klargestellt wird, welche Befugnisse der FMA bei der Aufsicht Gber

anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaften zukommen.
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Zu Art. 47 Abs. 1 und 6

Art. 47 regelt wie bisher die Zustdandigkeit der Schlichtungsstelle im Finanzdienst-
leistungsbereich als aussergerichtliche Schlichtungsstelle in Streitfdllen zwischen
Kunden und E-Geld-Instituten. Es wird die Formulierung des Art. 174 BankG uber-
nommen und anders als bisher wird jedoch — wie mittlerweile im Bereich der Fi-
nanzmarktgesetzgebung Ublich — die Schlichtungsstelle im Finanzdienstleistungs-
bereich als AS-Stelle im Sinne des AStG!! bezeichnet und in Abs. 6 klarstellend die

Anwendbarkeit des AStG normiert.

Zu Art. 47a

Zu den Aufgaben nach Art. 35 Abs. 2 (bisher Art. 35 Abs. 8) gehdren auch die Be-
handlung der Beschwerden von Kunden. In Art. 47a wird, wie in Art. 106 ZDG, eine
Regelung fir den Umgang mit Beschwerden bei E-Geld-Instituten aufgenommen,
dass fir die Behandlung von Beschwerden von Kunden liber ein angemessenes

Beschwerdemanagementsystem zu verfiigen ist.

Zu Art. 48 Abs. 1 Bst. c und d sowie Abs. 4 und 5

In Art. 48 Abs. 1 wurde, wie im BankG (Art. 245 Abs. 2 Bst. a), der Straftatbestand
der Tatigkeit als Wirtschaftsprifungsgesellschaft ohne Anerkennung in Abs. 1 Bst.
c aufgenommen. Der bisherige Bst. c und Bst. d wurden in die Kompetenz der FMA

zur Verhdngung von Verwaltungsstrafen Gibertragen.

Abs. 4 und 5 werden zur Angleichung an das Finanzmarktaufsichtsrecht aufgenom-
men und die Formulierung entspricht Art. 245 Abs. 3 und 4 BankG. Abs. 4 regelt
die Verantwortlichkeit von juristischen Personen und Abs. 5 hilt fest, dass ein

Schuldspruch nach diesem Artikel fiir den Zivilrichter nicht verbindlich ist.

n Alternative-Streitbeilegung-Gesetz (AStG), LGBI. 2016 Nr. 516.
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Zu Art. 49 Abs. 1 Bst. g bis w und Abs. 7

Der Katalog von Tatbestanden in Abs. 1 wird an das ZDG (Art. 110) angepasst und
erweitert, um im Wesentlichen die Verstdsse gegen die neu eingefiihrten Bestim-
mungen ahnden zu kdnnen. Bst. g enthadlt den Tatbestand fur Verstdsse gegen die
vorgeschriebenen Anzeige- und Meldepflichten an die FMA. Es handelt sich bei
den Bst. i bis n und s um Verstosse im Zusammenhang mit den Organisationsvo-
raussetzungen. Bei den Bst. g und t bis w werden Tatbestande aufgenommen, bei
welchen Handlungen vorgenommen werden, ohne entsprechende Voraussetzun-
gen zu erfillen oder ohne eine Genehmigung eingeholt zu haben. Bst. o, p und r
beinhalten Tatbestande zur Ausgabe von E-Geld, den Sicherungsanforderungen
und Einhaltung von Auflagen. Zudem wird der Strafrahmen in Abs. 1 an das Finanz-
marktaufsichtsrecht angeglichen und gibt der FMA einen grésseren Rahmen, um
Bussen unter Bericksichtigung von Art. 49a zu verhangen.

Abs. 7 legt den Strafrahmen fest, den die FMA bei qualifizierten Verstossen gegen
aufsichtsrechtliche Anforderungen ausschopfen kann. Ein Verstoss gilt dann als
qualifiziert, wenn er entweder schwerwiegend, wiederholt oder systematisch be-
gangen worden ist. Diese Kriterien miissen nicht kumulativ vorliegen; ein Verstoss
gilt schon dann als qualifiziert, wenn eines der genannten Kriterien vorliegt. Auch
ein einzelner Verstoss kann bereits als qualifizierter Verstoss gelten. "Schwerwie-
gend" ist ein Verstoss, wenn in gravierender Weise gegen eine aufsichtsrechtliche
Anforderung verstossen wurde. "Wiederholt" ist ein Verstoss dann, wenn eine
Haufung von Verstdssen gleicher Art, die sich gegen dieselbe Bestimmung richten,
vorliegt. "Systematisch" ist ein Verstoss dann, wenn er einem Muster folgt. Bei
diesen Kriterien handelt es sich um Bestandteile des objektiven Tatbestands der
Verwaltungsibertretungen, nicht jedoch um zusatzliche Qualifikationen der sub-
jektiven Tatseite, d.h. dass bei Vorliegen der Deliktsqualifikation der hohere Straf-

rahmen nach Abs. 7 heranzuziehen ist, ohne dass es darauf ankommt, ob sich der
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Vorsatz der natiirlichen Person bei der Anlasstat auf eine qualifizierte Begehung

bezieht oder nicht.

Zu Art. 49a
Entsprechend den Regelungen in bestehenden Finanzmarktgesetzen ist auch im
EGG das Verhaltnismassigkeits- und Effizienzgebot explizit zu regeln. Die Formu-

lierung entspricht Art. 247 BankG.

Zu Art. 49b

Art. 49b beinhaltet die Grundsatze fir die Veroffentlichung von nach Art. 49
rechtskraftig verhdngten Verwaltungsstrafen. Art. 49b ist eine besondere Bestim-
mung im Sinne von Art. 25a Abs. 3 FMAG und geht einer Veroffentlichung nach
dem Finanzmarktaufsichtsgesetz vor. Die Formulierung entspricht Art. 248 BankG.
Der Wortlaut stellt klar, dass die FMA nur solche Entscheidungen veroffentlichen

kann, die sie selbst (und nicht das Landgericht) verhangt.
4.2 Gesetz liber die Abdnderung des Zahlungsdienstegesetzes

Zu Art. 1 Abs. 3Bst. b

Die Verordnung (EG) Nr. 924/2009 wurde mehrfach und erheblich gedndert. Aus
Griinden der Klarheit und der Ubersichtlichkeit wurde entschieden, sie in der Ver-
ordnung (EU) 2021/1230 zu kodifizieren. In Art. 1 Abs. 3 Bst. b wird die Verordnung
(EG) Nr. 924/2009 durch die Verordnung (EU) 2021/1230 ersetzt, welche die Ver-
ordnung (EG) Nr. 924/2009 aufhebt.

Zu Art. 2 Abs. 1 und Abs. 3 Bst. a

Der Geltungsbereich muss angepasst werden, damit auch Massnahmen gegen un-
erlaubt tatige Personen vom ZDG umfasst sind.

Durch die bisherige Systematik des Art. 2 ist mit der Anderung von Abs. 1 der
Abs. 3 nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 52 zu verschieben. Durch diese Verschiebung wird

inhaltlich keine Anderung vorgenommen.
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Zu Art. 3 Abs. 5
In Art. 3 Abs. 5 wird der Begriff "Zahlungsdiensteregister" durch "Zahlungsinsti-
tuts-Register" ersetzt. Durch diese Anpassung ergeben sich inhaltlich keine Ande-

rungen.

Zu Art. 4 Abs. 1 Ziff. 42 und 49 sowie Abs. 2

Fir die Definition des Zahlungsdienstleisters wurde bisher auf Art. 2 Abs. 3 verwie-
sen, nun wird Art. 2 Abs. 3 nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 42 verschoben. Anstatt des Ver-
weises wird der Zahlungsdienstleister nun direkt in Ziff. 42 definiert.

Ziff. 49 definiert den Zahlungsdienst nach Ziff. 5 des Anhangs | der Richtlinie (EU)
2015/2366. Es ist in Ziff. 49 eine Korrektur vorzunehmen, weil "Annahme und Ab-
rechnung von Zahlungsinstrumenten" anstatt "Annahme und Abrechnung von
Zahlungsvorgangen" aufgenommen wurde.

In Abs. 2 wird die Verordnung (EG) Nr. 924/2009 durch die Verordnung (EU)
2021/1230 ersetzt.

Zu Art. 7 Abs. 5 und 6
In Art. 7 Abs. 5 wird, wie in Osterreich (§ 7 Abs. 4 ZaDiG 2018), klargestellt, dass
Geldbetrage, die Zahlungsinstitute von Zahlungsdienstnutzern fir die Erbringung
von Zahlungsdiensten erhalten, nicht als Einlagen nach dem BankG oder E-Geld
nach dem EGG gelten.
In Abs. 6 ist eine Anpassung des Verweises durch die Uberarbeitung des BankG

vorzunehmen.

Zu Art. 9 Abs. 1 Bst. a, e, h bis o und Abs. 4

In Art. 9 Abs. 1 werden die Bewilligungsvoraussetzungen aufgezihlt. Um die Uber-
sichtlichkeit dieses Absatzes zu verbessern, werden nach der dsterreichischen Re-
zeptionsvorlage (§ 10 ZaDiG 2018) die Bewilligungsvoraussetzungen praziser gere-
gelt und somit Bst. h bis n eingefligt. Die weiteren Anforderungen, dass eine Be-

willigung erteilt wird, wenn das Zahlungsinstitut Uber eine solide
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Unternehmenssteuerung nach dem bisherigen Bst. e verfligt, werden in den neu
aufgenommen Bst. h bis n tibersichtlicher dargestellt.

In Bst. a wird die Anforderung an die Rechtsform, wie im BankG (Art. 19), aufge-
nommen. Im Unterschied zu anderen EWR-Mitgliedstaaten gibt es in Liechtenstein
bisher keine Zahlungsinstitute in Form einer Genossenschaft. In der Praxis hat sich
auch gezeigt, dass es in Liechtenstein keinen Bedarf flir andere Gesellschaftsfor-
men als die Aktiengesellschaft oder die Societas Europaea (SE) gibt. Daher wird
der Kreis der zuldssigen Gesellschaftsformen fiir Zahlungsinstitute auf diese bei-
den Arten der Kapitalgesellschaft eingeschrankt. Der bisherige Bst. i wird nach Bst.
o verschoben.

Abs. 4 regelt die Frist, innerhalb derer die FMA eine Entscheidung tber einen An-
trag auf Erteilung einer Bewilligung zu treffen hat. Die Formulierung wurde vom
BankG (Art. 25 Abs. 3) bernommen. Grundsatzlich hat die FMA, wie bisher, drei
Monate Zeit, um Uber einen vollstandigen Antrag auf Erteilung einer Bewilligung
zu entscheiden. Die dreimonatige Entscheidungsfrist beginnt erst dann zu laufen,
wenn der Antrag bei der FMA vollstiandig eingebracht wurde. Kommt die FMA bei
der Prufung eines vollstandigen Antrags zum Schluss, dass der Antrag mangels Er-
fullung der Bewilligungsvoraussetzungen abzuweisen ist, hat sie innerhalb von
drei Monaten eine entsprechende Verfligung zu erlassen. Da die dreimonatige
Entscheidungsfrist flr die FMA erst dann zu laufen beginnt, wenn ein Antrag voll-
standig eingereicht wurde, ist fir den Fall, dass trotz entsprechender Aufforde-
rung durch die FMA ein Antrag aufgrund nicht beigebrachter oder fehlender Un-
terlagen und Dokumente oder Informationen nicht in absehbarer Zeit vollstandig
wird, ebenfalls eine Regelung zu treffen, die es ermdéglicht, ein entsprechendes
Verwaltungsverfahren effizient abzuschliessen. Wurde demnach ein Antrag einge-
reicht, fehlen ein Jahr nach Eingang des Antrags aber immer noch Unterlagen, Do-
kumente oder Informationen, die fir die Beurteilung des Antrags erforderlich sind,

hat die FMA einen solchen unvollstdandigen Antrag zuriickzuweisen.
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Zu Art. 9a bis 9g

Zu den Art. 9a bis 9g wird auf die Ausfiihrungen zu Art. 9a bis 9g EGG verwiesen.

Zu Art. 10 Abs. 4

Abs. 4 wird wie in Art. 8 Abs. 3 EGG auch im ZDG aufgenommen. Angesichts dieses
dem Anfangskapital inhdrenten Sicherungszwecks erhalt - um diesem Zweck stets
Genlige tun zu kénnen - die FMA mit Abs. 4 die Befugnis, in speziellen Fallen ein
angemessen hoheres Anfangskapital zu verlangen. Von dieser Befugnis miisste die
FMA beispielsweise dann Gebrauch machen, wenn aufgrund der eingereichten
Gesuchsunterlagen und -informationen erkennbar ist, dass dieses Anfangskapital
infolge des grossen Anfangsbedarfs (z.B. wegen entsprechend grosser Investitio-
nen in Organisation, Raummiete, usw.) unterschritten bzw. nicht ausreichen

wiurde.

Zu Art. 12 Abs. 3 Bst. a
In Art. 12 Abs. 3 Bst. a wird der Begriff "Zahlungsdiensteregister" durch "Zahlungs-
instituts-Register" ersetzt. Durch diese Anpassung ergeben sich inhaltlich keine

Anderungen.

Zu Art. 13 bis 15
Zu den Art. 13 bis 15 wird auf die Ausfiihrungen zu Art. 19 bis 21 EGG verwiesen.

Zu Art. 16 Abs. 4 und 5

Bei der Uberschrift vor Art. 16, dem Sachtitel von Art. 16 und in Art. 16 Abs. 4 und
5 wird der Begriff "Zahlungsdiensteregister" durch "Zahlungsinstituts-Register" er-
setzt. Diese Anpassung des Begriffs wird vorgenommen, weil es schematisch zu-
treffender und eine Angleichung an die Rezeptionsvorlage aus Osterreich (§ 13

ZaDiG 2018) ist. Inhaltlich ergeben sich dadurch keine Anderungen.
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Zu Art. 17 Abs. 6

In Art. 17 Abs. 6 ist eine Anpassung des Verweises durch die Uberarbeitung des
BankG vorzunehmen. Es ist noch darauf hinzuweisen, dass Art. 58 BankG, auf den
verwiesen wird und sinngemass zur Anwendung kommt, ein Abs. 8 enthalt, wel-
cher zukiinftig den Kreis der moglichen Aktionare beschrankt, die eine qualifizierte
Beteiligung an einer Bank halten. Es wird ab dem 1. Januar 2025 fir Anstalten,
Stiftungen, Vereine oder Fonds nicht mehr moglich sein, eine qualifizierte Beteili-
gung an einer Bank oder Zahlungsinstitut direkt oder indirekt zu erwerben. Um-
fasst von der Beschrankung sind auch auslandische Rechtsformen; der Sitz der je-

weiligen Anstalt, Stiftung, des Vereins bzw. Fonds ist damit irrelevant.

Zu Art. 19 Sachtitel
Der Sachtitel wird dem Inhalt der Bestimmung angepasst, dadurch ergeben sich

inhaltlich keine Anderungen.

Zu Art. 22

In Art. 22 ist die Uberschrift und der Begriff "Revisionsstelle" durch "Wirtschafts-
prifungsgesellschaft" zu ersetzen. Diese Anpassung wird vorgenommen, weil im
Finanzmarktrecht der Begriff "Wirtschaftsprifungsgesellschaft" verwendet wird
und eine Vereinheitlichung angestrebt wird. Inhaltich wird keine Anderung vorge-

nommen.

Zu Art. 23 Abs. 2 bis 4
In Art. 23 Abs. 2 bis 4 wird der Begriff "Zahlungsdiensteregister" durch "Zahlungs-
instituts-Register" ersetzt. Durch diese Anpassung ergeben sich inhaltlich keine

Anderungen.

Zu Art. 24
In Art. 24 werden die Begrifflichkeiten angepasst, ohne inhaltlich eine Anderung

vorzunehmen. Es werden die Begrifflichkeiten vereinheitlicht nach den geltenden
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Leitlinien zu Auslagerungen (EBA/GL/2019/02). Es werden "betriebliche Aufga-
ben" durch "Funktionen" (Prozesse, Dienstleistungen oder Tatigkeiten) ersetzt
und die "wichtigen betrieblichen Aufgaben" durch "kritische oder wesentliche
Funktionen". Damit sollen mégliche Unklarheiten bei der Auslegung dieser Bestim-
mung vermieden werden.

Abs. 1 wird angepasst, weil die Meldepflichten zentral in Art. 35e geregelt werden
und eine entsprechende Bestimmung in Art. 35e Abs. 1 Bst. g aufgenommen wird.
In Abs. 1 wird festgehalten, dass Auslagerungen vorgenommen werden kénnen.
Abs. 5 wird aufgehoben, weil die FMA ohnehin nach Art. 35a die Befugnisse hat
entsprechende Massnahmen zu setzen.

In Abs. 7 wird eine Verordnungsermachtigung fiir ndhere Regelungen zur Auslage-
rung aufgenommen, damit soll der Gesetzesanwender im Gesetz darauf aufmerk-
sam gemacht werden, dass in der entsprechenden Verordnung Ndheres geregelt

sein kann.

Zu Art. 27 Abs. 5
In Art. 27 Abs. 5 wird der Begriff "Zahlungsdiensteregister" durch "Zahlungsinsti-
tuts-Register" ersetzt. Durch diese Anpassung ergeben sich inhaltlich keine Ande-

rungen.

Zu Art. 35 bis 35f
Zu den Art. 35 bis 35f wird auf die Ausfiihrungen zu Art. 35 bis 35f EGG verwiesen.

Zu Art. 37 Abs. 4und 5

Abs. 4 wird zur Angleichung an das Finanzmarktaufsichtsrecht aufgenommen und
entspricht dem Art. 29 EGG. Diese Bestimmungen stellt die notwendige rechtliche
Grundlage fur den Informationsaustausch und die Zusammenarbeit der FMA mit
den fiir die Aufsicht Giber Zahlungsinstitute zustandigen Behorden in Drittstaaten

dar.
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Der bisherige Abs. 4 wird nach Abs. 5 verschoben, weil die Systematik der gegen-
standlichen Bestimmung zur besseren Nachvollziehbarkeit und Anwendbarkeit so
ausgestaltet sein sollte, dass zuerst die spezifischere Regelung (Abs. 4) und dann

die allgemeine Regelung (Abs. 5) geregelt wird.

Zu Art. 40 bis 44
Zu den Art. 40 bis 44 wird auf die Ausfiihrungen zu Art. 38 bis 41b EGG verwiesen.

Zu Art. 109 Abs. 4 und 5

Abs. 4 und 5 wird zur Angleichung an das Finanzmarktaufsichtsrecht aufgenom-
men und die Formulierung entspricht dem Art. 245 Abs. 3 und 4 BankG. Abs. 4
regelt die Verantwortlichkeit von juristischen Personen und Abs. 5 halt fest, dass

ein Schuldspruch nach diesem Artikel fir den Zivilrichter nicht verbindlich ist.

Zu Art. 110 Abs. 1 Bst. i bis w, Abs. 2, Abs. 3 Einleitungssatz sowie Abs. 4 Bst. a
und Abs. 10

Der Katalog von Tatbestanden in Abs. 1 wird erweitert, um im Wesentlichen die
Verstosse gegen die neu eingefiihrten Bestimmungen ahnden zu kénnen. Es han-
delt sich bei den Bst. i bis n, p und g um Verstdsse im Zusammenhang mit den
Organisationsvoraussetzungen. Bei den Bst. o und r bis w werden Tatbestdnde
aufgenommen, bei welchen Handlungen vorgenommen werden, ohne entspre-
chende Voraussetzungen zu erfiillen oder ohne eine Genehmigung eingeholt zu
haben. Zudem wird der Strafrahmen in Abs. 1 und 2 an das Finanzmarktaufsichts-
recht angeglichen und gibt der FMA einen grosseren Rahmen, um Bussen unter
Berucksichtigung von Art. 111 zu verhdngen.

In Abs. 3 und 4 wird die Verordnung (EG) Nr. 924/2009 durch die Verordnung (EU)
2021/1230 ersetzt, dadurch ergeben sich inhaltlich keine Anderungen.

Abs. 10 legt den Strafrahmen fest, den die FMA bei qualifizierten Verstossen gegen

aufsichtsrechtliche Anforderungen ausschopfen kann. Ein Verstoss gilt dann als
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qualifiziert, wenn er entweder schwerwiegend, wiederholt oder systematisch be-
gangen worden ist. Diese Kriterien missen nicht kumulativ vorliegen; ein Verstoss
gilt schon dann als qualifiziert, wenn eines der genannten Kriterien vorliegt. Auch
ein einzelner Verstoss kann bereits als qualifizierter Verstoss gelten. "Schwerwie-
gend" ist ein Verstoss, wenn in gravierender Weise gegen eine aufsichtsrechtliche
Anforderung verstossen wurde. "Wiederholt" ist ein Verstoss dann, wenn eine
Haufung von Verstdssen gleicher Art, die sich gegen dieselbe Bestimmung richten,
vorliegt. "Systematisch" ist ein Verstoss dann, wenn er einem Muster folgt. Bei
diesen Kriterien handelt es sich um Bestandteile des objektiven Tatbestands der
Verwaltungsiibertretungen, nicht jedoch um zusatzliche Qualifikationen der sub-
jektiven Tatseite, d.h. dass bei Vorliegen der Deliktsqualifikation der hohere Straf-
rahmen nach Abs. 10 heranzuziehen ist, ohne dass es darauf ankommt, ob sich der
Vorsatz der natiirlichen Person bei der Anlasstat auf eine qualifizierte Begehung

bezieht oder nicht.

Zu Art. 111

Entsprechend den Regelungen in bestehenden Finanzmarktaufsichtsgesetzen
wird im ZDG bereits das Verhaltnismassigkeits- und Effizienzgebot geregelt. Die
Formulierung dieser Bestimmung wird jedoch an Art. 247 BankG angepasst, ohne
inhaltlich wesentliche Anpassungen vorzunehmen, damit Konsistenz bei der For-
mulierung der Grundsatze fir die Strafbemessung in den Finanzmarktaufsichtsge-

setzen besteht.

Zu Art 113

Art. 113 setzt Art. 103 Abs. 2 der Richlinie (EU) 2019/2366 um und beinhaltet die
Grundsatze fir die Veroffentlichung von rechtskraftig verhdangten Verwaltungs-
strafen, die nach Art. 110 verhangt wurden. Die Formulierung entspricht Art. 248

BankG. Der Wortlaut wird angepasst, um klarzustellen, dass die FMA nur solche
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Entscheidungen veroffentlichen kann, die sie selbst (und nicht das Landgericht)

verhangt.

5. VERFASSUNGSMASSIGKEIT / RECHTLICHES

Dieser Vorlage stehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken entgegen.

6. AUSWIRKUNGEN AUF DIE NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

Die Vorlage wirkt sich auf die UNO-Nachhaltigkeitsziele 8 (Menschenwiirdige Ar-
beit und Wirtschaftswachstum) und 10 (Ungleichheit in und zwischen Landern ver-

ringern) aus.

6.1 UNO-Nachhaltigkeitsziel 8 (Menschenwiirdige Arbeit und Wirtschafts-

wachstum)

Gemass des Unterziels 8.10 sollen die Kapazitdten der nationalen Finanzinstituti-
onen gestarkt werden, um den Zugang zu Bank-, Versicherungs- und Finanzdienst-

leistungen fur alle zu beglinstigen und zu erweitern.

Durch die Uberarbeitung des EGG und ZDG wird das liechtensteinische Finanz-
marktaufsichtsrecht an die rechtlichen Grundlagen fiir die Tatigkeiten von E-Geld-
Instituten und Zahlungsinstituten innerhalb des EWR angepasst. Dadurch wird die
Stabilitat der Institute und des Finanzplatzes gestarkt sowie die Wettbewerbsfa-
higkeit und der Zugang der liechtensteinischen Institute zum Binnenmarkt sicher-
gestellt. Die Uberarbeitung der Gesetze stellt daher eine weitere Massnahme dar,

um eine der Kernforderungen des Unterziels 8.10 erfiillen zu kénnen.

6.2 UNO-Nachhaltigkeitsziel 10 (Ungleichheit in und zwischen Liandern verrin-

gern)
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Gemass des Unterziels 10.5 soll die Regulierung und Uberwachung der globalen
Finanzmarkte und -institutionen verbessert und die Anwendung der einschlagigen

Vorschriften verstarkt werden.

Die Uberarbeitung des EGG und ZDG verfolgt das Ziel, weiterhin eine vollstindige
Ubereinstimmung mit den EWR-rechtlichen Grundlagen und damit einhergehend
auch die weitere Angleichung des liechtensteinischen Finanzmarktaufsichtsrechts
an die EWR-rechtlichen Vorgaben zu gewihrleisten bzw. zu erreichen. Die Uber-
arbeitung der Gesetze stellt daher eine weitere Massnahme dar, um eine der Kern-

forderungen des Unterziels 10.5 erfiillen zu kbnnen.



57

7. REGIERUNGSVORLAGE

7.1 Gesetz lGiber Abdnderung des E-Geldgesetzes

Gesetz
vom ...

tiber die Abanderung des E-Geldgesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das E-Geldgesetz (EGG) vom 17. Mérz 2011, LGBI. 2011 Nr. 151, in der gel-

tenden Fassung, wird wie folgt abgedndert:

Art. 2 Abs. 1

1) Dieses Gesetz findet Anwendung auf die gewerbsmassige Ausgabe von E-

Geld.
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Art. 5 Abs. 3und 4

3) E-Geld-Institute diirfen Einlagen und andere riickzahlbare Gelder im Sinne

von Art. 6 Abs 1 Bst. a des Bankengesetzes nicht entgegennehmen.

4) Gelder, die E-Geld-Institute von ihren Kunden entgegennehmen, sind un-
verziglich in E-Geld umzutauschen, sofern es sich nicht um Entschadigungen fir
andere E-Geld-Dienste handelt. Solche Gelder gelten nicht als Einlagen oder an-

dere riickzahlbare Gelder im Sinne von Art. 6 Abs. 1 Bst. a des Bankengesetzes.

Art. 6 Abs. 1 und 2

1) Wer als E-Geld-Institut tatig sein will, hat dies bei der FMA schriftlich zu
beantragen. Jeder Antrag auf Erteilung einer Bewilligung als E-Geld-Institut muss
die Einhaltung der gesetzlichen Bewilligungsvoraussetzungen nach Art. 7 und 8

hinreichend dokumentieren.

2) Die Regierung regelt das Nahere mit Verordnung. Sie kann insbesondere
die ndheren Anforderungen an die Angaben und Unterlagen, die dem Antrag auf

Erteilung einer Bewilligung beizufiigen sind, festlegen.

Art. 7 Abs. 1 Bst. a, ¢, h bis p und Abs. 3

a)  essich beim Antragsteller um eine juristische Person in der Rechtsform einer

Aktiengesellschaft oder einer Europaischen Gesellschaft (SE) handelt;
c)  eine solide und umsichtige Fiihrung eines E-Geld-Instituts gewahrleistet ist;

h)  der Antragsteller entsprechend seinem Geschéftskreis organisiert ist. Der

Antragssteller bendtigt insbesondere:
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1.  einen mindestens aus drei Mitgliedern bestehenden Verwaltungsrat

fur die Oberleitung, Aufsicht und Kontrolle;

2.  eine fir den operativen Betrieb verantwortliche Geschaftsleitung mit
einem Arbeitspensum von insgesamt mindestens 200 Stellenprozent
bestehend aus mindestens zwei Mitgliedern, die ihre Tatigkeit in ge-
meinsamer Verantwortung ausiiben und nicht gleichzeitig dem Ver-

waltungsrat angehoren dirfen;

die Aufgabenteilung zwischen dem Verwaltungsrat und der Geschaftsleitung

eine sachgerechte Uberwachung der Geschiftsfiihrung gewahrleistet;

die Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschaftsleitung eines E-Geld-

Instituts jederzeit die Anforderungen nach Art. 9f erfiillen;

die Organisation, Regelungen, Verfahren und Mechanismen den Anforde-
rungen nach Art. 9d entsprechen und jederzeit ein solides und wirksames

Risikomanagement ermoglichen;

die Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Geschaftsleitung eines E-Geld-
Instituts nicht der FMA, der FMA-Beschwerdekommission oder deren Orga-

nen angehoren;

die Statuten keine Bestimmungen enthalten, die die Sicherheit der dem E-
Geld-Institut anvertrauten Geldbetrdage und die ordnungsgemasse Durch-
fihrung der Geschéfte nach Art. 5 Abs. 1 und gegebenenfalls Art. 5 Abs. 2

nicht gewahrleisten;

Massnahmen bestehen, welche die Sicherungsanforderungen nach Art. 11

erfillen;

die dem Antrag beigefligten Angaben und Nachweise nach Art. 6 entspre-
chen und die FMA nach eingehender Priifung des Antrages zu einer positiven

Gesamtbewertung gelangt.
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3) Die FMA hat dem Antragsteller binnen drei Monaten nach Eingang des
vollstandigen Antrags oder, wenn dieser unvollstandig ist, binnen drei Monaten
nach Ubermittlung aller fiir die Bewilligung erforderlichen Angaben entweder die
Bewilligung zu erteilen oder die Ablehnung des Antrags schriftlich begriindet mit-
zuteilen. Wurden binnen zwolf Monaten nach Eingang des Antrags nicht alle er-
forderlichen Angaben und Unterlagen vom Antragsteller Gibermittelt, hat die FMA

den Antrag zurickzuweisen.

Art. 8 Abs. 1

1) Das Anfangskapital setzt sich aus Kapital und Riicklagen im Sinne von
Art. 26 Abs. 1 Bst. a bis e der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zusammen und muss

voll einbezahlt sein.

Art. 9 Abs. 1 und 2

1) Auf qualifizierte Beteiligungen finden vorbehaltlich Abs. 2 und 3 die

Art. 58 bis 60 des Bankengesetzes Anwendung.

2) Falls der Einfluss von qualifiziert beteiligten Aktiondren oder am Erwerb
von qualifizierten Beteiligungen Interessierter die umsichtige und solide Fiihrung
des E-Geld-Instituts beeintrachtigen kénnte, ergreift die FMA die erforderlichen
Massnahmen, um diesen Zustand zu beenden. Diese Massnahmen kdnnen sich
gegen das E-Geld-Institut, deren Aktiondre, die Mitglieder des Verwaltungsrats
und der Geschéaftsleitung sowie gegen natirliche oder juristische Personen rich-

ten, die ihren Anzeigepflichten nach Abs. 1 nicht nachkommen.
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Art. 9a

Organisation

1) Die Organisation von E-Geld-Instituten hat den Anforderungen dieses Ge-

setzes zu entsprechen. Sie benétigen insbesondere:

a) solide Unternehmensfiihrungsregelungen nach Massgabe des Art. 9d;

b)  eine vom operativen Geschaft unabhangige Risikomanagement-Funktion;
c) eine vom operativen Geschaft unabhangige Compliance-Funktion;

d) eine direkt dem Verwaltungsrat unterstehende interne Revision nach Mass-

gabe des Art. 9e;

e) angemessene Verfahren, liber die Mitarbeiter Verstésse gegen dieses Ge-
setz intern Uber einen speziellen, unabhangigen und autonomen Kanal mel-

den kdnnen;

2) Die FMA kann nach Art. 35d in Ausnahmefallen von den Anforderungen

nach Abs. 1 Bst. b und ¢ Ausnahmen genehmigen.

3) Ein Mitglied der Geschéftsleitung darf friihestens nach Ablauf einer Peri-
ode von zwei Jahren nach Beendigung seiner Funktion eine Tatigkeit als Vorsitzen-
der oder stellvertretender Vorsitzender des Verwaltungsrats innerhalb desselben
E-Geld-Instituts aufnehmen, in der es zuvor als Mitglied der Geschéftsleitung tatig
war. Dies gilt auch in Fallen, in denen die Funktion als Mitglied der Geschaftslei-
tung nur interimistisch wahrgenommen wurde oder die Tatigkeit als Vorsitzender
oder stellvertretender Vorsitzender des Verwaltungsrats eines Unternehmens
derselben Gruppe, der das E-Geld-Institut angehort, aufgenommen wird. Nimmt
ein Mitglied der Geschéftsleitung eine Funktion als Vorsitzender des Verwaltungs-

rats oder stellvertretender Vorsitzender dennoch ein, so gilt er als nicht gewahlt.
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4) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regeln.

Art. 9b

Aufgaben des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende uniibertragbare Aufgaben:

die Festlegung der Organisation und der Erlass von Reglementen fiir die Un-
ternehmensfiihrung und -kontrolle und fiir die Steuerung der Risikostrategie

sowie deren regelmissige Uberpriifung und Anpassung;

die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie der Fi-

nanzplanung, sofern dies Art und Umfang der Geschéftstatigkeit erfordern;
die Ernennung und Abberufung der Mitglieder der Geschaftsleitung;

die Aufsicht Gber die Mitglieder der Geschéftsleitung, auch in Bezug auf die
Befolgung der Rechtsvorschriften, Statuten und Reglemente und auf die

wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens;

die Erstellung des Geschaftsberichts und die Genehmigung des Zwischenab-
schlusses sowie die Vorbereitung der Generalversammlung und die Ausfih-

rung ihrer Beschliisse;

der Erlass eines Reglements fiir die Tatigkeit der internen Revision sowie de-

ren regelmassige Evaluierung; und

die regelmassige Genehmigung und Prifung der Risikopolitik.



63

Art. 9c

Aufgaben der Geschdftsleitung

1) Die Geschaftsleitung tragt die Verantwortung fir den operativen Betrieb
und die Umsetzung der vom Verwaltungsrat festgelegten Strategien und Ge-

schaftsgrundsatze.

2) Die Geschéftsleitung ist insbesondere verantwortlich fiir die operative
Umsetzung der vom Verwaltungsrat festgelegten Organisation und Unterneh-

mensfihrungsregelungen.

3) Die Geschaftsleitung trifft ihre Entscheidungen auf einer fundierten und
sachkundigen Grundlage. Sie Uiberpriift bei ihrer Entscheidungsfindung samtliche

Vorschlage, Erklarungen und Informationen und hinterfragt diese kritisch.

4) Die Geschaftsleitung erstattet dem Verwaltungsrat regelmassig, bei Be-
darf unverziglich, umfassend Bericht Giber die massgeblichen Elemente fiir die Be-
urteilung der Lage des E-Geld-Instituts sowie (iber die Risiken und Entwicklungen,
die sich auf das E-Geld-Institut auswirken oder auswirken kdnnten, insbesondere

Uber:

a)  wesentliche Entscheidungen zur Geschaftstatigkeit oder eingegangene Risi-

ken;

b)  die Bewertung der wirtschaftlichen und geschéaftlichen Rahmenbedingun-

gen des E-Geld-Instituts; und

c) die solide Eigenkapitalausstattung des E-Geld-Instituts.
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Art. 9d

Regelungen fiir die Unternehmensfiihrung und -kontrolle

1) E-Geld-Institute haben tiber eine solide Unternehmenssteuerung und Re-
gelungen fur die Unternehmensfiihrung und -kontrolle zu verfligen, die eine wirk-
same und umsichtige Flihrung des E-Geld-Instituts gewéahrleisten und eine Aufga-
ben- und Funktionentrennung in der Organisation und angemessene Massnah-
men zur Vermeidung von Interessenkonflikten vorsehen. Fiir die Festlegung der
Regelungen fir die Unternehmensfiihrung und -kontrolle ist der Verwaltungsrat

verantwortlich. Dazu gehoren:

a) eine klare Organisationsstruktur mit genau abgegrenzten, transparenten
und kohédrenten Verantwortungsbereichen sowie angemessenen Personal-

ressourcen;

b)  wirksame Verfahren zur Ermittlung, Messung, Beurteilung, Steuerung, Min-
derung, Uberwachung und Berichterstattung der Risiken, denen sie ausge-

setzt sind oder ausgesetzt sein kdnnten; und

c) angemessene interne Kontrollmechanismen, einschliesslich solider Verwal-

tungs- und Rechnungslegungsverfahren.

2) Die Regelungen, Verfahren und Mechanismen nach Abs. 1 sind der Art,
dem Umfang und der Komplexitat der dem Geschaftsmodell innewohnenden Risi-
ken und den Geschaften des E-Geld-Instituts angemessen und lassen keinen As-
pekt ausser Acht. Den Anforderungen der Art. 9b Bst. a, 9d, 9f und 9g ist Rechnung

zu tragen.

3) Bei der Festlegung der Regelungen fiir die Unternehmensfihrung und -

kontrolle hat der Verwaltungsrat folgende Grundsatze zu beachten:
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Er tragt die Gesamtverantwortung fir das E-Geld-Institut und genehmigt
und Uberwacht die Umsetzung der strategischen Ziele, der Risikostrategie

und der internen Flihrung und Kontrolle des E-Geld-Instituts;

Er stellt die Zuverlassigkeit des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie
der Finanzplanung sicher, wozu auch die finanzielle und operative Kontrolle
und die Einhaltung von Rechtsvorschriften und einschlagigen Bestimmungen

gehort;
Er Gberwacht die Offenlegung und die Kommunikation;
Er ist fiir die wirksame Uberwachung der Geschiftsleitung verantwortlich;

Der Vorsitzende des Verwaltungsrats darf in demselben E-Geld-Institut nicht
gleichzeitig Mitglied der Geschaftsleitung sein, es sei denn, es liegt eine Ge-

nehmigung der FMA nach Art. 35d vor.

4) Der Verwaltungsrat Gberprift und bewertet die Regelungen fir die Un-

ternehmensfiihrung und -kontrolle regelmassig auf ihre Wirksamkeit und nimmt

die notwendigen Anpassungen vor.

5) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regeln.

Art. 9e

Interne Revision

1) E-Geld-Institute haben eine funktionsfahige interne Revision einzurichten,

die unmittelbar dem Verwaltungsrat untersteht. Der Verwaltungsrat regelt die Ta-

tigkeit der internen Revision in einem besonderen Reglement. Er hat die Funkti-

onsfahigkeit der internen Revision regelmassig zu evaluieren.
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2) Die Funktionsfahigkeit der internen Revision ist dauerhaft sicherzustellen.
Sie muss personell und technisch so ausgestattet sein, dass sie ihre Aufgaben je-

derzeit erfullen kann. Die Mitarbeiter der internen Revision miissen:

a) Uber das Wissen, die Fahigkeiten und sonstige Qualifikationen verfligen, um
ihre Aufgaben und Verantwortlichkeiten nach diesem Gesetz zu erfiillen;

und

b)  sich im Rahmen angemessener Programme kontinuierlich weiterbilden, um
ihre beruflichen Fertigkeiten und Qualifikationen auf einem ausreichend ho-

hen Stand zu halten.

3) Die interne Revision hat ihre Aufgaben zweckentsprechend, unabhangig,
risikoorientiert, objektiv, prozessunabhangig und unparteiisch zu erfiillen. Sie un-
terliegt bei der Prifungsplanung, Prifungsdurchfiihrung, Berichterstattung und
der Beurteilung der Prifungsergebnisse keinen Weisungen. Die Prifungsplanung
muss vorausschauend auf zumindest drei Jahre konzipiert sein und auf Basis einer
dokumentierten Risikobeurteilung erfolgen, die mindestens einmal pro Jahr
durchzufiihren ist. Die Risikobeurteilung und die Priifungsplanung missen alle we-
sentlichen Geschaftsaktivitaten, Kontrollsysteme und Risiken des E-Geld-Instituts
umfassen. Sowohl die Risikobeurteilung als auch die Prifungsplanung sind durch

den Verwaltungsrat zu genehmigen.

4) Die interne Revision hat die Wirksamkeit und Angemessenheit des inter-
nen Kontrollsystems sowie die Ordnungsmassigkeit aller Aktivitdten und Prozesse
zu prifen, unabhangig davon, ob diese ausgelagert sind oder nicht. E-Geld-Insti-
tute haben die fristgerechte Beseitigung der von der internen Revision festgestell-

ten Mangel sicherzustellen.
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5) Die Mitarbeiter und der Leiter der internen Revision dirfen keine Aufga-
ben wahrnehmen, die mit den Tatigkeiten der internen Revision nicht im Einklang
stehen oder eine Selbstprifung darstellen wiirden. Die Mitarbeiter und der Leiter
der internen Revision dirfen keine Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Ge-

schaftsleitung eines E-Geld-Instituts sein.

6) Der Leiter der internen Revision hat deren Unabhangigkeit mindestens
jahrlich gegeniber dem Verwaltungsrat zu bestatigen. Diese Bestéatigung ist zu do-
kumentieren. Darliber hinaus hat die interne Revision Interessenkonflikte, welche
die Unabhéangigkeit oder Objektivitat tatsachlich oder dem Anschein nach beein-

trachtigen kénnen, unverziiglich dem Verwaltungsrat offenzulegen.

7) Die interne Revision hat zur Wahrnehmung ihrer Tatigkeiten ein umfas-
sendes und uneingeschranktes Auskunfts-, Einsichts- und Prifrecht hinsichtlich
samtlicher Unterlagen, Arbeitspapiere und IT-Systeme. Dies gilt auch gegenlber
einem von einem E-Geld-Institut beauftragten Dritten sowie allen Unternehmen

der Gruppe.

8) Die interne Revision hat dem Verwaltungsrat regelmassig, zumindest jahr-
lich, objektiv, vollstandig, klar und zeitnah Uber die Prifungstatigkeiten zumindest
durch Darlegung des Priifungsgegenstands, der Priifungsfeststellungen und der
Massnahmen zu berichten. Die Berichte der internen Revision sind der FMA auf

Verlangen vorzuweisen.

9) Die interne Revision hat neben ihrer Berichtspflicht nach Abs. 8 das Recht,
dem Verwaltungsrat, der Geschaftsleitung, der anerkannten Wirtschaftspriufungs-

gesellschaft und der FMA jederzeit Bericht zu erstatten.

10) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regein.



68

Art. of
Persénliche und fachliche Anforderungen an Mitglieder des Verwaltungsrats, der

Geschidiftsleitung und an den Leiter der internen Revision

1) E-Geld-Institute haben sicherzustellen, dass die Mitglieder des Verwal-
tungsrats und der Geschaftsleitung sowie der Leiter der internen Revision in fach-
licher und personlicher Hinsicht jederzeit folgende Voraussetzungen (Gewahr fiir

eine einwandfreie Geschaftstatigkeit) erfillen:

a) Sieverfligen Gber einen guten Leumund und handeln aufrichtig, integer und

unvoreingenommen.

b)  Sie besitzen ausreichende Kenntnisse, Fahigkeiten und Erfahrungen fir die

Wahrnehmung ihrer Aufgaben.

2) Jedes Mitglied der Geschaftsleitung oder des Verwaltungsrats hat fir die

Erfillung seiner Aufgaben ausreichend Zeit aufzuweisen.

3) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats hat aufrichtig, integer und unvorein-
genommen zu handeln, um die Entscheidungen der Geschaftsleitung wirksam zu
Uilberwachen, zu beurteilen und erforderlichenfalls in Frage zu stellen sowie die
Entscheidungsfindung der Geschaftsleitung wirksam zu kontrollieren und zu tber-
wachen. Der Umstand, dass eine Person Mitglied eines verbundenen Unterneh-
mens oder einer verbundenen Rechtsperson ist, stellt fiir sich alleine noch kein

Hindernis fir unvoreingenommenes Handeln dar.

4) E-Geld-Institute haben sicherzustellen, dass die Mitglieder der Geschafts-
leitung und des Verwaltungsrats kollektiv Gber die notwendigen Kenntnisse, Fa-
higkeiten und Erfahrungen verfiigen, um die Tatigkeiten des E-Geld-Instituts samt

seinen Risken zu verstehen und zu Uberwachen. Die Zusammensetzung der
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Geschaftsleitung und des Verwaltungsrats spiegelt ein angemessen breites Spekt-

rum an Erfahrung wider.

5) E-Geld-Institute haben angemessene personelle und finanzielle Ressour-
cen fur die Einfihrung und Fortbildung der Mitglieder der Geschaftsleitung und

des Verwaltungsrats bereitzustellen.

6) Bei der Auswahl der Mitglieder des Verwaltungsrats ist auf die jederzeitige
Erreichung einer angemessenen Anzahl an unabhéangigen Mitgliedern zu achten.
Jedes E-Geld-Institut muss zumindest iber ein unabhdngiges Mitglied im Verwal-

tungsrat verfiigen.

7) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regeln.

Art. 9g
Priifung der Erfiillung der persénlichen und fachlichen Anforderungen an

Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschdftsleitung durch die FMA

1) Personen, die fiir den Verwaltungsrat oder die Geschaftsleitung eines E-
Geld-Instituts vorgesehen sind, diirfen ihre Funktion erst aufnehmen, nachdem
die FMA das Vorliegen der personlichen und fachlichen Anforderungen nach
Art. 9f Abs. 1 bis 7 beurteilt und eine entsprechende Genehmigung nach Art. 35d

erteilt hat.

2) Die FMA kann jederzeit Gberprifen, ob die in Art. 9f Abs. 1 und 2 genann-
ten Personen die Anforderungen nach Art. 9f Abs. 1 bis 7 erfiillen, nachdem sie
ihre Funktion aufgenommen haben. Eine Uberpriifung hat jedenfalls zu erfolgen,

wenn der begriindete Verdacht besteht, dass:
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im Zusammenhang mit einem E-Geld-Institut Geldwdscherei im Sinne des
§ 165 StGB, Terrorismusfinanzierung im Sinne des § 278d StGB, Korruption
im Sinne der §§ 304 bis 309 StGB, Insiderhandel im Sinne des Art. 6 des EWR-
Marktmissbrauchsverordnung-Durchfiihrungsgesetzes, Marktmanipulation
im Sinne des Art. 7 des EWR-Marktmissbrauchsverordnung-Durchfiihrungs-
gesetzes, Untreue im Sinne des § 153 StGB oder Betrug im Sinne der §§ 146
bis 148 StGB oder eine vergleichbare strafbare Handlung stattfindet, statt-

gefunden hat oder versucht wurde; oder

die in Art. 9f Abs. 1 und 2 genannten natlirlichen Personen eine Straftat nach

Bst. a begehen, begangen haben oder zu begehen versucht haben.

3) Bei der Beurteilung nach Abs. 1 priift die FMA aufgrund eines eingereich-

ten Strafregisterauszuges, ob die Personen nach Abs. 1 einschlagig verurteilt sind.

Sie berticksichtigt auch die Eintragungen in Datenbanken der Europdischen Auf-

sichtsbehdrden.

4) Erfullen die Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Geschéftsleitung die

Anforderungen nach Art. 9f Abs. 1 bis 7 nicht oder nicht mehr, ergreift die FMA

die erforderlichen Massnahmen, insbesondere deren Abberufung nach Art. 35a

Abs. 3 Bst. m.

Art. 10

Eigenmittel

1) Die erforderlichen Eigenmittel eines E-Geld-Instituts bestehen aus hartem

Kernkapital nach Teil 2 Titel | Kapitel 2 der Verordnung (EU) 575/2013 und dirfen

zu keiner Zeit unter den jeweils hoheren des in Art. 8 Abs. 2 festgelegten und nach

Abs. 2 ermittelten Betrags sinken.
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2) E-Geld-Institute missen stets Uber einen Bestand an Eigenmittel verfi-
gen, der mindestens so hoch ist wie die Summe der in den Abs. 3 und 4 genannten

Erfordernisse.

3) Fir diein Art. 5 Abs. 2 Bst. a genannten Tatigkeiten, die nicht mit der Aus-
gabe von E-Geld im Zusammenhang stehen, werden die Eigenmittelanforderun-
gen des E-Geld-Instituts nach Art. 18 und 19 des Zahlungsdienstegesetzes berech-

net.

4) Fir die Ausgabe von E-Geld missen die Eigenmittel mindestens 2 % des

durchschnittlichen E-Geld-Umlaufs betragen.

5) Ubt ein E-Geld-Institut eine Tatigkeit nach Art. 5 Abs. 2 Bst. a aus, die nicht
im Zusammenhang mit der Ausgabe von E-Geld oder einer Tatigkeit nach den Art.
5 Abs. 2 Bst. b bis e steht, und ist die Hohe des E-Geld-Umlaufs nicht im Voraus
bekannt, so gestattet die FMA diesem E-Geld-Institut, seine Eigenmittelanforde-
rungen unter Zugrundelegung eines reprdsentativen Anteils zu berechnen, der ty-
pischerweise fiir die Ausgabe von E-Geld verwendet wird, sofern sich dieser repra-
sentative Anteil auf der Grundlage historischer Daten nach Uberzeugung der FMA
mit hinreichender Sicherheit schatzen ldsst. Kann ein E-Geld-Institut nicht auf eine
ausreichend lange Geschaftstatigkeit zurlickblicken, so werden seine Eigenmittel-
anforderungen auf Grundlage des aus seinem Geschaftsplan hervorgehenden er-
warteten E-Geld-Umlaufs berechnet, sofern die FMA nicht verlangt, dass dieser

angepasst wird.

6) Die FMA kann auf der Grundlage einer Bewertung des Risikomanage-
ments, der Verlustdatenbanken und der internen Kontrollmechanismen des E-

Geld-Instituts:
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a) dem E-Geld-Institut vorschreiben, dass die Eigenkapitalunterlegung um 20
% hoher ist als der Betrag, der sich aus der Berechnung nach den Abs. 3 bis

5 ergibt; oder

b)  gestatten, dass die Eigenkapitalunterlegung um 20 % niedriger ist als der Be-

trag, der sich aus der Berechnung nach den Abs. 3 bis 5 ergibt.

7) Gehort ein E-Geld-Institut zu derselben Gruppe wie ein anderes E-Geld-
Institut, ein Zahlungsinstitut, eine Bank, eine Wertpapierfirma, eine Vermdogens-
verwaltungsgesellschaft oder ein Versicherungs- oder Rickversicherungsunter-
nehmen, trifft die FMA die notwendigen Anordnungen, um zu verhindern, dass
Bestandteile, die fiir die Berechnung der Eigenmittel in Frage kommen, mehrfach
genutzt werden. Dies gilt auch dann, wenn ein E-Geld-Institut neben der Ausgabe

von E-Geld andere Geschaftstatigkeiten (Art. 5 Abs. 2) ausibt.

8) Sofern die Voraussetzungen der Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr.
575/2013 erfullt sind, kann die FMA davon absehen, Abs. 3 auf E-Geld-Institute
anzuwenden, die in die konsolidierte Beaufsichtigung des Mutterunternehmens

einbezogen sind.

9) Werden im Zusammenhang mit der Erbringung von Zahlungsdiensten Kre-
dite gewdhrt, so missen die Eigenmittel des E-Geld-Institutes jederzeit in einem
angemessenen Verhaltnis zum Gesamtbetrag der gewdhrten Kredite stehen. Die
Regierung kann mittels Verordnung unter Berlicksichtigung der Berechnungsme-
thoden nach Abs. 3 und 4 und unter Bedachtnahme auf Umfang und Volumen des
Kreditgeschaftes im Verhadltnis zum Gesamtgeschaft festlegen, in welchem Ver-
héaltnis die Eigenmittel nach Abs. 1 und 2 zum Gesamtbetrag der gewahrten Kre-

dite stehen mussen.
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10) Erbringen E-Geld-Institute noch andere Tatigkeiten, so dirfen die Eigen-
mittel nach Abs. 1 und Abs. 2 nicht fiir solche Tatigkeiten angerechnet werden.
Ebenso dirfen Eigenmittel, die E-Geld-Institute zur Erflillung von Eigenmittelan-
forderungen nach anderen Gesetzen auf Grund anderer Tatigkeiten allenfalls hal-

ten, nicht als Eigenmittel fiir die Tatigkeit als E-Geld-Institut angerechnet werden.

Art. 11

Sicherungsanforderungen

1) E-Geld-Institute haben die Geldbetrage nach Art. 20 des Zahlungsdienste-

gesetzes zu sichern,
a) die sie fur die Ausgabe von E-Geld entgegengenommen haben oder

b) die sie im Rahmen der Erbringung von Zahlungsdiensten, die nicht mit der
Ausgabe von E-Geld in Verbindung stehen, fiir die Ausfiihrung von Zahlungs-

vorgangen entgegengenommen haben.

2) Die FMA kann auch nach Anhérung des E-Geld-Instituts eine bestimmte
Sicherungsmethode unter Bedachtnahme auf die tatsachliche Situation des E-

Geld-Institutes vorschreiben.

3) Art. 20 Abs. 3 und 4 des Zahlungsdienstegesetzes finden sinngemass An-

wendung.

4) Sofern Geldbetrage zum Zweck der Ausgabe von E-Geld durch Zahlung
mittels eines Zahlungsinstrumentes entgegengenommen werden, sind diese Geld-
betrdage, sobald sie einem Zahlungskonto eines E-Geld-Instituts gutgeschrieben o-
der gegebenenfalls einem E-Geld-Institut nach den in den Art. 90 bis 94 des Zah-

lungsdienstegesetzes festgelegten Anforderungen betreffend die Ausfiihrungszeit
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in anderer Form zur Verfligung gestellt wurden, spatestens aber fiinf Geschafts-

tage nach der Ausgabe des E-Geldes, nach diesem Artikel zu sichern.

5) E-Geld-Institute unterrichten die FMA im Voraus lber alle wesentlichen
Anderungen der zur Sicherung der Gelder, die fiir ausgegebenes E-Geld entgegen-

genommen wurden, getroffenen Massnahmen.

Art. 13

Auslagerung

1) E-Geld-Institute kbnnen Prozesse, Dienstleistungen oder Tatigkeiten aus-

zulagern.

2) Die Auslagerung kritischer oder wesentlicher Funktionen darf nicht in ei-
ner Art und Weise geschehen, dass dadurch die Qualitat der internen Kontrolle
des E-Geld-Instituts und die Moglichkeit der FMA, zu iberpriifen, ob das E-Geld-
Institut samtlichen Anforderungen dieses Gesetzes genligt, wesentlich beeintrach-

tigt werden.

3) Eine Funktion ist dann kritisch oder wesentlich, wenn deren unzu-
reichende oder unterlassene Wahrnehmung die kontinuierliche Einhaltung der
Bewilligungsvoraussetzungen oder der anderen Verpflichtungen des E-Geld-Insti-
tuts nach diesem Gesetz, seine finanzielle Leistungsfahigkeit oder die Soliditat o-
der Kontinuitat seiner E-Geld-Dienste wesentlich beeintrachtigen wiirde. Werden
kritische oder wesentliche Funktionen ausgelagert, missen folgende Vorausset-

zungen erfillt sein:

a) die Auslagerung darf nicht zu einer Delegation der Aufgaben der Geschafts-

leitung fihren;
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b)  das Verhéltnis und die Pflichten des E-Geld-Instituts gegenliber seinen Kun-

den nach diesem Gesetz missen unverandert bleiben;

c) die Bewilligungsvoraussetzungen des E-Geld-Instituts miissen weiterhin er-

fullt sein; und

d) keine der anderen Voraussetzungen, unter denen dem E-Geld-Institut die

Bewilligung erteilt wurde, darf entfallen sein oder sich verandert haben.

4) Ein E-Geld-Institut, das Funktionen auslagert, hat angemessene Vorkeh-
rungen zu treffen, um zu gewahrleisten, dass die Anforderungen dieses Gesetzes

erfullt werden.

5) Die Regierung regelt das Nahere lber die Auslagerung mit Verordnung.

Art. 17

Verpflichtung zur Priifung durch eine anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft

1) E-Geld-Institute haben ihre Geschaftstatigkeit jedes Jahr durch eine von
ihnen unabhangige und von der FMA anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft

prifen zu lassen.

2) E-Geld-Institute haben der Wirtschaftspriifungsgesellschaft jederzeit Ein-
sicht in die Blcher, Belege, Geschaftskorrespondenz und die Protokolle des Ver-
waltungsrats und der Geschaftsleitung zu gewahren, die fir die Feststellung und
Bewertung der Aktiven und Passiven Ublichen Unterlagen bereitzuhalten sowie

alle Auskiinfte zu erteilen, die zur Erflllung der Prifungspflicht erforderlich sind.
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Art. 18 Abs. 2

2) Vorbehalten bleiben die gesetzlichen Vorschriften Gber die Zeugnis- oder
Auskunftspflicht gegenliber den Strafverfolgungsbehorden, der FMA, den aner-
kannten Wirtschaftspriifungsgesellschaften und der Stabsstelle FIU, die Bestim-
mungen Uber die Zusammenarbeit mit der Stabsstelle FIU und anderen Aufsichts-
behorden sowie die Bestimmungen betreffend die Offenlegung von Informatio-
nen Uber die Identitdt von Aktionaren (Art. 367b des Personen- und Gesellschafts-

rechts).

Art. 19

Erléschen der Bewilligung

1) Bewilligungen erléschen durch schriftlichen Verzicht. Ein Verzicht ist nur
zuldssig, wenn zuvor samtliche bewilligungspflichtigen Geschafte abgewickelt
worden sind. Der schriftliche Verzicht ist der FMA samt einer Bestatigung einer
anerkannten Wirtschaftsprifungsgesellschaft, dass samtliche bewilligungspflichti-

gen Geschafte abgewickelt worden sind, zu Gbermitteln.

2) Das Erloschen einer Bewilligung ist von der FMA festzustellen, dem Be-
troffenen mitzuteilen und auf Kosten des Betroffenen im Amtsblatt und auf der
Internetseite der FMA zu veroffentlichen sowie im E-Geld-Instituts-Register nach

Art. 36 zu vermerken.

Art. 20

Entzug der Bewilligung

1) Bewilligungen werden entzogen, wenn:

a) die Geschaftstatigkeit nicht innert Jahresfrist aufgenommen wurde;



b)

d)

e)

f)

g)

h)

k)
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die Geschaftstatigkeit wahrend mindestens sechs Monaten nicht mehr aus-

gelbt wurde;
der Konkurs rechtskraftig eroffnet wird;

das E-Geld-Institut den Beschluss gefasst hat, die Gesellschaft aufzulésen

und zu liquidieren;
die Voraussetzungen fiir deren Erteilung nicht mehr erfillt sind;

der Bewilligungstrager die Erteilung durch falsche Angaben erschlichen oder

auf andere Weise unrechtmassig erlangt hat;

der Bewilligungstrager den Eigenmittelanforderungen nach Art. 10 oder den
zusatzlichen Anforderungen der FMA nach Art. 35a Abs. 3 Bst. a nicht mehr

genugt;

der Bewilligungstrager ein schwerwiegendes Vergehen nach Art. 48 oder

eine schwerwiegende Ubertretung nach Art. 49 Abs. 1 begangen hat;

der Bewilligungstrager den Aufforderungen der FMA zur Wiederherstellung

des rechtmassigen Zustandes nicht Folge leistet; oder

der Bewilligungstrager die gesetzlichen Pflichten systematisch, schwerwie-

gend oder wiederholt verletzt.

2) Der rechtskraftige Entzug der Bewilligung ist auf Kosten des E-Geld-Insti-

tute im Amtsblatt und auf der Internetseite der FMA zu veroffentlichen und im E-

Geld-Instituts-Register nach Art. 36 zu vermerken.
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Art. 21

Folgen des Erléschens bzw. des Entzugs einer Bewilligung

1) Wird die Bewilligung nach Art. 20 entzogen, hat die FMA gleichzeitig die
Beendigung samtlicher bewilligungspflichtiger Geschafte anzuordnen und diese

Tatigkeit an eine Person zu Ubertragen (Geschaftsabwickler).

2) Die FMA hat die fiur die Beendigung samtlicher bewilligungspflichtiger Ge-
schafte notwendigen Aufgaben und Befugnisse des Geschéaftsabwicklers zu be-
stimmen. Die Befugnisse kénnen einige oder samtliche Befugnisse umfassen, iber
welche die Geschéftsleiter des E-Geld-Instituts nach dessen Satzung und aufgrund
der fur das entsprechende E-Geld-Institut geltenden Bestimmungen des Perso-
nen- und Gesellschaftsrechts verfiigen, unter anderem die Befugnis, einige oder
samtliche Verwaltungsfunktionen der Geschaftsleiter auszuliben. Die FMA hat
festzulegen, ob der Geschaftsabwickler die Geschaftsleiter voriibergehend ersetzt
oder ob diese voriibergehend mit dem Geschaftsabwickler zusammenzuarbeiten
haben. Die FMA kann den Geschéftsleitern die Verpflichtung auferlegen, den Ge-
schaftsabwickler anzuhoren und seine Einwilligung einzuholen, bevor bestimmte
Beschliisse gefasst oder Massnahmen ergriffen werden. Die FMA hat die Bestel-
lung eines Geschaftsabwicklers auf ihrer Webseite 6ffentlich bekanntzumachen

und im Handelsregister einzutragen.

3) Der Geschaftsabwickler hat in personlicher und fachlicher Hinsicht jeder-
zeit Gewahr flr eine ordnungsgemadsse Beendigung der bewilligungspflichtigen
Geschafte zu bieten. Die Anforderungen nach Art. 9f gelten sinngemass. Die FMA
kann dem Geschaftsabwickler die fiir die Beendigung der offenen bewilligungs-
pflichtigen Geschafte notwendigen Weisungen erteilen. Erflllt der Geschaftsab-
wickler die Anforderungen nicht oder nicht mehr oder kommt er den Weisungen

der FMA nicht nach, ergreift die FMA die erforderlichen Massnahmen nach



79

Art. 35a Abs. 3, insbesondere dessen Abberufung nach Art. 35a Abs. 3 Bst. m unter

gleichzeitiger Bestellung eines anderen geeigneten Geschaftsabwicklers.

4) Der Geschaftsabwickler hat der FMA in regelmassigen Abstanden Uber
den Fortgang der Beendigung der offenen bewilligungspflichtigen Geschafte zu
berichten. Der Inhalt und das Intervall der Berichte werden von der FMA festge-
legt. Die FMA kann jederzeit zusatzliche Informationen und Dokumente Uber den
Fortgang der Beendigung der offenen bewilligungspflichtigen Geschafte verlan-

gen.

5) Wurde die Bewilligung nach Art. 20 Abs. 1 Bst. d entzogen oder hat das
oberste Organ nach dem Entzug der Bewilligung nach Art. 20 Abs.1 Bst. a bis c und
e bis k die Auflésung und Liquidation des E-Geld-Instituts beschlossen und sind
noch nicht samtliche offene bewilligungspflichtige Geschafte beendet worden, be-
stellt die FMA fir die Dauer der Beendigung samtlicher bewilligungspflichtiger Ge-
schéafte den Liquidator. Die FMA kann gleichzeitig mit der Bestellung auch die Be-
endigung samtlicher bewilligungspflichtiger Geschafte nach Abs. 1 auf den Liqui-
dator Gbertragen. Der Liquidator hat in personlicher und fachlicher Hinsicht jeder-
zeit die Anforderungen nach Abs. 3 zu erfiillen. Die FMA kann dem Liquidator die
fur die Beendigung der offenen bewilligungspflichtiger Geschafte notwendigen
Weisungen erteilen. Erflllt der Liquidator die Anforderungen nicht oder nicht
mehr oder kommt er den Weisungen der FMA nicht nach, ergreift die FMA die
erforderlichen Massnahmen, insbesondere dessen Abberufung nach Art. 35a
Abs. 3 Bst. m unter gleichzeitiger Bestellung eines anderen geeigneten Liquidators.

Abs. 4 gilt sinngemass.

6) Entzieht die FMA nach Art. 20 Abs.1 Bst. a bis c und e bis k eine Bewiilli-
gung, kann sie gleichzeitig die Aufldsung und Liquidation des E-Geld-Instituts ver-

figen, sofern dies zum Schutz der Glaubiger und der am E-Geldgeschaft
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Beteiligten sowie zur Sicherung des Vertrauens in den liechtensteinischen Finanz-
markt notwendig ist. Eine solche Verfligung wirkt wie ein Aufldsungsbeschluss
durch das oberste Organ und ist in das Handelsregister einzutragen. Art. 146 des
Personen- und Gesellschaftsrechts findet bei einer Auflésung und Liquidation nach
diesem Absatz sowie bei einem Entzug der Bewilligung nach Art. 20 Abs. 1 Bst. d

keine Anwendung.

7) Hat die FMA die Auflésung und Liquidation nach Abs. 6 verfigt, bestellt
sie den Liquidator. Gleichzeitig ist dem Liquidator die Beendigung der laufenden
bewilligungspflichtigen Geschafte zu Gbertragen. Die FMA trifft die fir die Beendi-
gung der laufenden bewilligungspflichtigen Geschafte und die Durchfiihrung der
Liquidation erforderlichen Massnahmen und erteilt dem Liquidator die notwendi-
gen Weisungen. Der von der FMA bestellte Liquidator hat in persdnlicher und fach-
licher Hinsicht jederzeit Gewahr fiir eine ordnungsgemasse Auflésung und Liqui-
dation sowie Beendigung der laufenden Geschafte zu bieten. Die Anforderungen
nach Art. 9f gelten sinngemass. Erfillt der Liquidator die Anforderungen nicht oder
nicht mehr oder kommt er den Weisungen der FMA nicht nach, ergreift die FMA
die erforderlichen Massnahmen, insbesondere dessen Abberufung nach Art. 35a
Abs. 3 Bst. m unter gleichzeitiger Bestellung eines anderen geeigneten Liquidators.
Die Bestellung des Liquidators ist in das Handelsregister einzutragen. Die Art. 132

und 133 des Personen- und Gesellschaftsrechts finden keine Anwendung.

8) Als Geschaftsabwickler nach Abs. 1 und 3 sowie Liquidator nach Abs. 5

oder 7 kann die FMA folgende Personen bestellen:
a)  ein oder mehrere Mitglieder der Geschaftsleitung;
c) eine nach Art. 38 anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft; oder

d) sofern sie liber griindliche Kenntnisse des E-Geld- und Zahlungsdienstege-

schafts sowie im Finanzwesen verfligen:
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1.  eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft, die liber eine Bewilligung nach
dem Wirtschaftspriifergesetz verfliigt oder nach Art. 69 des Wirt-

schaftspriifergesetzes registriert ist; oder

2. ein Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwaltsgesellschaft nach dem

Rechtsanwaltsgesetz.

9) Ein von der FMA nach Abs. 1 oder 3 eingesetzter Geschaftsabwickler bzw.
ein von der FMA nach Abs. 5 oder 7 eingesetzter Liquidator hat einen Anspruch
auf Entlohnung gegeniiber dem E-Geld-Institut. Wird die Hohe der Entlohnung von
dem E-Geld-Institut nicht anerkannt, so hat die FMA die Entlohnung festzulegen

und dem E-Geld-Institut deren Auszahlung aufzutragen.

10) Der Wegfall der Bewilligung hindert den Geschaftsabwickler bzw. den
Liquidator nicht daran, bewilligungspflichtige Tatigkeiten des E-Geld-Institut wei-
ter zu betreiben, soweit dies fiir Zwecke der Beendigung der bewilligungspflichti-
gen Geschéfte oder des Liquidationsverfahrens erforderlich ist. Bis zur vollstandi-
gen Beendigung samtlicher bewilligungspflichtiger Geschafte gilt das E-Geld-Insti-
tut als Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 1 des Sorgfaltspflichtgesetzes. Darliber
hinaus gelten bis zur vollstandigen Beendigung samtlicher bewilligungspflichtiger

Geschéfte die Art. 9e, Art. 18, Art. 35e, Art. 35f und Art. 49.

11) Ist eine Bewilligung nach Art. 19 erloschen oder hat die FMA die Bewilli-
gung nach Art. 20 entzogen, hat das E-Geld-Institut innerhalb von 30 Tagen nach
Einlangen des schriftlichen Verzichts bei der FMA oder nach Rechtskraft der ent-

sprechenden Verfligung, mit der die Bewilligung entzogen wird:

a) das Erbringen von bewilligungspflichtigen Tatigkeiten nach Art. 5 als Ge-

schaftszweck aufzugeben und die Statuten entsprechend zu dndern; und
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b)  das Amt fir Justiz anzuweisen, im Handelsregister unter der Rubrik "Firma"
und "Zweck" die auf das E-Geld-Institut oder andere bewilligungspflichtige
Tatigkeiten schliessende Firmenbezeichnung und Zweckeintragungen zu |6-
schen; die entsprechenden Eintragungen sind der FMA nachzuweisen; wird
dieser Nachweis nicht erbracht, hat das Amt fiir Justiz nach entsprechender
Information durch die FMA die Auflésung und Liquidation der Gesellschaft

nach Art. 971 des Personen- und Gesellschaftsrechts zu verfiigen.

Art. 22

Aufgehoben

Art. 27 Abs. 1, 2 und 3

1) Die FMA arbeitet im Rahmen ihrer Aufsicht mit den zustandigen Behorden
der anderen EWR-Mitgliedstaaten, der Europdischen Zentralbank und den natio-
nalen Zentralbanken in ihrer Eigenschaft als Wahrungs- und Aufsichtsbehérden
nach Massgabe dieses Gesetzes zusammen und kann zu diesem Zweck unter sinn-
gemadsser Anwendung von Art. 37 des Zahlungsdienstegesetzes auch Informatio-

nen austauschen.

2) Die FMA arbeitet mit den zustdandigen Behorden des Aufnahmemitglied-
staats zusammen, um bei Personen, die im Namen von E-Geld-Instituten E-Geld
vertreiben und/oder riicktauschen, Agenten, Zweigstellen oder Geschéftseinhei-
ten eines E-Geld-Instituts im Hoheitsgebiet eines anderen EWR-Mitgliedstaats, zu
denen Tatigkeiten ausgelagert werden, die erforderlichen Kontrollen durchfiihren
und Handlungen vornehmen zu kénnen. Art. 38 des Zahlungsdienstegesetzes fin-

det sinngemass Anwendung.
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3) Beabsichtigen die zustiandigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats, in
Liechtenstein Inspektionen vor Ort durchzufiihren, so richtet sich das Verfahren

nach Art. 39 des Zahlungsdienstegesetzes.

Art. 29 Abs. 1

1) Die FMA arbeitet im Rahmen ihrer Aufsicht mit den zustandigen Behorden
eines Drittstaates bei einer Uberwachung, einer Uberpriifung vor Ort, bei Ermitt-
lungen oder bei der Ubermittlung von Informationen unter sinngeméasser Anwen-

dung der Art. 187 und 188 des Bankengesetzes zusammen.

Art. 34 Abs. 6

6) Die FMA ist befugt, den Wirtschaftspriifungsgesellschaften die fiir die Er-

fullung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen zu ibermitteln.

Art. 35

Aufgaben

1) Die FMA {iberwacht die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes

und der dazu erlassenen Verordnung.

2) Gehen bei der FMA Klagen oder Beschwerden von Personen und Organi-
sationen wegen behaupteter Verstosse gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes
ein, fur welche sie nicht zustandig ist, macht sie diese Personen und Organisatio-
nen gegebenenfalls und unbeschadet des Rechts vor Gericht zu klagen auf die

Moglichkeit der Anrufung der Schlichtungsstelle (Art. 47) aufmerksam.
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Art. 35a
Befugnisse der FMA

1) Die FMA besitzt alle erforderlichen Befugnisse, um ihre Aufgaben nach

diesem Gesetz zu erfillen.

a)

b)

2) Zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz kann sie insbesondere:

von folgenden juristischen oder natirlichen Personen die Vorlage samtlicher

Informationen verlangen, die sie fiur die Wahrnehmung ihrer Aufgaben be-

notigt, einschliesslich der Informationen, die in regelmassigen Abstanden

und in festgelegten Formaten zu Aufsichts- oder entsprechenden Statistik-

zwecken zur Verfligung zu stellen sind:

1.

E-Geld-Institute mit Sitz in Liechtenstein;

Mitarbeiter, Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Geschaftsleitung

sowie Aktiondre oder Anteilseigner von E-Geld-Instituten;

Dritte, mit denen E-Geld-Institute Auslagerungsvereinbarungen abge-

schlossen haben.

alle erforderlichen Untersuchungen im Hinblick auf jede Person im Sinne des

Bst. a, durchzufiihren, einschliesslich:

1.

des Rechts, Unterlagen zu verlangen;

die Blcher und Aufzeichnungen von Personen im Sinne des Bst. a zu
prifen und Kopien oder Ausziige dieser Biicher und Aufzeichnungen

anzufertigen;

von einer Person im Sinne des Bst. a oder deren Organen, Vertretern
oder Mitarbeitern schriftliche oder miindliche Erklarungen einzuho-

len; und
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d)

f)
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4. jede andere Person als die in Bst. a genannten zu befragen;

vorbehaltlich anderer Regelungen des EWR-Rechts alle erforderlichen Vor-
Ort-Kontrollen von juristischen Personen im Sinne des Bst. a und von sonsti-
gen Unternehmen, die in die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis einbe-
zogen sind und fiir welche die FMA konsolidierende Aufsichtsbehorde ist,
nach vorheriger Unterrichtung der betroffenen zustandigen Behdrden

durchfiihren;

bereits existierende Aufzeichnungen von Telefongesprachen, elektronische
Mitteilungen oder sonstige Datenibermittlungen, die im Besitz eines E-

Geld-Instituts sind, anfordern;

von anerkannten Wirtschaftspriifungsgesellschaften alle erforderlichen In-

formationen und Unterlagen verlangen; und

ausserordentliche Prifungen anordnen oder durchfiihren.

3) Ist es zur Erfullung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich,

verstosst ein E-Geld-Institut gegen Bestimmungen dieses Gesetzes oder ist der

FMA nachweislich bekannt, dass ein E-Geld-Institut innerhalb der nachsten zwolf

Monate voraussichtlich gegen Bestimmungen dieses Gesetzes verstossen wird,

kann die FMA die notwendigen Massnahmen erlassen. Zu diesem Zweck kann sie

insbesondere:

a)

b)

E-Geld-Instituten unter Beriicksichtigung der Voraussetzungen nach Art. 10

Abs. 6 Bst. a vorschreiben, zusatzliche Eigenmittel vorzuhalten;

E-Geld-Instituten die Herstellung des rechtmassigen Zustandes samt Vorlage
eines Plans zur Wiederherstellung des rechtmdssigen Zustands binnen einer
von der FMA gesetzten Frist und dessen Vollzug sowie gegebenenfalls Nach-
besserungen hinsichtlich seines Anwendungsbereichs und Zeitrahmens auf-

tragen;
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d)

e)

f)

g)

h)
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die Geschaftsbereiche oder Tatigkeiten von E-Geld-Instituten einschranken
oder begrenzen sowie die Verdusserung von die Soliditdt des E-Geld-Insti-

tuts gefdhrdenden Geschéaftszweigen verlangen;

von E-Geld-Instituten eine Verringerung des mit den Tatigkeiten, Produkten
und Systemen des E-Geld-Instituts verbundenen Risikos, einschliesslich des

mit ausgelagerten Tatigkeiten verbundenen Risikos, verlangen;

E-Geld-Instituten den Einsatz von Nettogewinnen zur Starkung der Eigenmit-

tel vorschreiben;

Kapital- und Gewinnentnahmen sowie Ausschiittungen oder Zinszahlungen
an Anteilseigner einschranken oder verbieten; die Einschrankung oder das

Verbot darf jedoch kein Ausfallereignis fiir das E-Geld-Institut darstellen;

E-Geld-Instituten zusatzliche Melde- und Berichtspflichten oder kiirzere
Melde- und Berichtsintervalle, insbesondere zur Eigenmittel- und Liquidi-

tatslage sowie zur Verschuldung, vorschreiben;

E-Geld-Instituten Meldepflichten zu geplanten Geschaften vorschreiben und

die Durchfiihrung der geplanten Geschafte untersagen;

von E-Geld-Instituten die Ubermittlung ergidnzender Informationen verlan-
gen;

ein voriibergehendes Berufsaustibungsverbot verhdangen;

die Stimmrechte eines Anteilseigners bis zum Zeitpunkt, an dem aus einer

Verletzung durch Stimmrechtsausiibung kein Nutzen mehr zu ziehen ist,

hochstens aber bis zu flinf Jahren aussetzen;

die Abberufung einer natiirlichen Person aus dem Verwaltungsrat oder Ge-
schaftsleitung eines E-Geld-Instituts sowie aus ihrer Position als Geschafts-

abwickler oder Liquidator verlangen;
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n)  nach Massgabe von Art. 21a des Finanzmarktaufsichtsgesetzes den Namen
des E-Geld-Instituts bzw. der natirlichen Person, die fiir den Verstoss ver-

antwortlich ist, und die Art des Verstosses offentlich bekanntmachen;

o) die Staatsanwaltschaft ersuchen, Massnahmen zur Sicherung des Verfalls
von Vermogenswerten nach Massgabe der Strafprozessordnung zu beantra-

gen;

p) die Bewilligung abandern oder entziehen.

4) Die FMA kann einem E-Geld-Institut zusatzliche Meldepflichten oder kiir-
zere Meldeintervalle nach Abs. 3 Bst. g nur dann vorschreiben, wenn sie geeignet
und im Hinblick auf den Zweck verhaltnismassig sind und die damit angeforderten

Informationen der FMA nicht bereits vorliegen.

5) Die Kosten, die beim Gebrauch der Befugnisse nach Abs. 1 bis 4 durch die

FMA entstehen, tragen die Betroffenen.

6) Die FMA kann einen Sachverstandigen als ihren Beobachter in ein E-Geld-
Institut abordnen, wenn dies zur Erfullung der Aufgaben der FMA erforderlich er-
scheint. Mit dieser Aufgabe kann eine anerkannte Wirtschaftspriifungsgesell-
schaft betraut werden. Die Kosten tragt das E-Geld-Institut. Der Beobachter tber-
wacht die Tatigkeit der leitenden Organe, insbesondere die Durchflihrung allfallig
angeordneter Massnahmen, und erstattet der FMA laufend Bericht. Der Beobach-
ter geniesst ein uneingeschranktes Recht zur Einsicht in die Geschaftstatigkeit und
die Blicher, Aufzeichnungen und Akten des E-Geld-Instituts. Die FMA kann dem
Beobachter alle zur Erflllung seiner Aufgaben notwendigen Informationen Uber

das E-Geld-Institut mitteilen.

7) Sofern die Belange der Kunden nicht auf andere Weise gewahrt werden

konnen, kann die FMA auf Kosten des E-Geld-Instituts Befugnisse, die nach dem
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Gesetz oder Statuten dem Verwaltungsrat oder der Geschaftsleitung zustehen,
ganz oder teilweise auf einen Sonderbeauftragten libertragen, der zur Wahrung

dieser Befugnisse geeignet ist.

8) Falls der Einfluss von interessierten Erwerbern oder Anteilseignern die
umsichtige und solide Flihrung beeintrachtigen kénnte, ergreift die FMA die erfor-
derlichen Massnahmen, um diesen Zustand zu beenden. Diese Massnahmen kon-
nen sich gegen das E-Geld-Institut, deren Aktiondre, die Mitglieder des Verwal-

tungsrats und der Geschaftsleitung richten.

9) Die FMA trifft die notwendigen Massnahmen direkt, in Zusammenarbeit
mit anderen inlandischen Behdérden oder durch Anzeige bei der Staatsanwalt-

schaft.

Art. 35b

Befugnisse der FMA bei unerlaubtem Geschdftsbetrieb

1) Besteht Grund zur Annahme, dass ohne Bewilligung eine diesem Gesetz
unterstehende Tatigkeit ausgelibt wird, kann die FMA von den betreffenden na-
tirlichen oder juristischen Personen Auskiinfte und Unterlagen einschliesslich Ko-
pien verlangen, wie wenn es sich um beaufsichtigte Personen handelt. Dieses
Recht umfasst auch die Befugnis, in Blicher, Schriftstliicke und EDV-Datentrager
vor Ort Einsicht zu nehmen, sich Ausziige davon herstellen zu lassen und die erfor-

derlichen Daten zu verarbeiten.

2) Die FMA hat die natirlichen oder juristischen Personen, die ohne Bewilli-
gung eine diesem Gesetz unterstehende Tatigkeit ausiben, zur Herstellung des
rechtmassigen Zustandes innerhalb einer angemessenen, von der FMA zu bestim-

menden Frist aufzufordern. Kommt eine aufgeforderte natirliche oder juristische
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Person dieser Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, hat die FMA
die zur Herstellung des rechtmassigen Zustandes jeweils notwendigen Massnah-
men zu ergreifen. Insbesondere kann die FMA auch die sofortige Einstellung der

Tatigkeit und gegebenenfalls die Auflésung der juristischen Person anordnen.

3) Ist die nattirliche oder juristische Person der Aufforderung zur Herstellung
des rechtmassigen Zustandes nach Abs. 2 nachgekommen und ist zu erwarten,
dass in Hinkunft jene bewilligungsrechtlichen Vorschriften, deren Nichteinhaltung
fur die Massnahmen nach Abs. 2 bestimmend waren, von der natlirlichen oder
juristischen Person dauerhaft eingehalten werden, hat die FMA auf Antrag die

nach Abs. 2 getroffenen Massnahmen ehestens aufzuheben.

Art. 35¢c

Warnmeldungen

1) Die FMA kann durch eine Warnmeldung auf ihrer Internetseite oder im
Amtsblatt die Offentlichkeit informieren, dass eine natiirliche oder juristische Per-
son oder der Betreiber einer Internetseite, E-Mail-Adresse oder Telefonnummer
zur Vornahme bestimmter Tatigkeiten nach diesem Gesetz nicht berechtigt ist, so-
fern diese Person dazu Anlass gegeben hat und eine Information der Offentlichkeit
erforderlich und im Hinblick auf mogliche Nachteile des Betroffenen verhaltnis-
massig ist. Die FMA kann in der Warnmeldung den Namen der natirlichen oder
juristischen Person, die Geschaftsanschrift oder Wohnanschrift, die Handelsregis-

ternummer, die Internetadresse und die Telefonnummer angeben.

2) Der von einer Warnmeldung nach Abs. 1 Betroffene kann eine Uberpri-
fung der Rechtmassigkeit in einem durch Erlass einer Verfligung zu erledigendem

Verfahren beantragen. Wird im Rahmen der Uberpriifung die Rechtswidrigkeit der
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Warnmeldung festgestellt, hat die FMA die Warnmeldung richtig zu stellen oder

auf Antrag des Betroffenen von der Internetseite zu entfernen.

a)

b)

c)

d)

e)

f)

g)

h)

Art. 35d

Genehmigungen durch die FMA

1) Eine vorgangige Genehmigung der FMA ist erforderlich fiir:
Anderungen der Statuten und des Geschiftsreglements;

jede Fusion durch Ubernahme oder durch Vereinigung mit einem Unterneh-
men mit Sitz im Inland, in einem anderen EWR-Mitgliedstaat oder einem

Drittstaat;

die Aufnahme der Funktion als Mitglied des Verwaltungsrats, der Geschafts-

leitung oder als Leiter der internen Revision nach Art. 9g Abs. 1;
die Auslagerung der internen Revision nach Art. 13;

eine Ausnahme von der Beschrankung der Honorareinnahmen fir aner-

kannte Wirtschaftsprifungsgesellschaften nach Art. 38c Abs. 3;

die erstmalige Beauftragung einer anerkannten Wirtschaftsprifungsgesell-

schaft nach Art. 40a Abs. 2;

den Wechsel der anerkannten Wirtschaftsprifungsgesellschaft nach Art. 41

Abs. 1;

eine Ausnahme von den Anforderungen der Organisation nach Art. 9a

Abs. 2.

2) Bei der Erteilung von Genehmigungen nach Abs. 1 Bst. a und b priift die

FMA insbesondere Auswirkungen auf die dauerhafte Einhaltung der Bewilligungs-

voraussetzungen.
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3) Folgende Eintragungen ins Handelsregister sind erst zuldssig, nachdem die

FMA die entsprechende Genehmigung nach Abs. 1 erteilt hat:

a)

b)

c)

Anderungen der Statuten;

Anderungen in der Zusammensetzung des Verwaltungsrats oder der Ge-

schaftsleitung;

der Wechsel der anerkannten Wirtschaftsprifungsgesellschaft.

4) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regeln. Sie kann insbe-

sondere die ndheren Anforderungen an die Unterlagen, die dem Antrag auf Ertei-

lung einer Genehmigung nach Abs. 1 beizufiigen sind, festlegen.

a)

b)

d)

e)

f)

Art. 35e

Melde- und Anzeigepflichten

1) E-Geld-Institute haben der FMA zu melden oder anzuzeigen:

unverzuglich jede Tatsache, die bei bestehenden Mitgliedern des Verwal-
tungsrats oder der Geschiftsleitung zu einer Uberpriifung durch die FMA

nach Art. 9g Abs. 2 flihren kann;
unverziglich jede wesentliche Anderung der geltenden Reglemente;
unverziiglich jede Anderung der Organisation und des Geschéiftsplans;

vor Aufnahme ihrer Tatigkeit die Tochterunternehmen in anderen EWR-Mit-
gliedstaaten oder Drittstaaten sowie die Zweigstellen in Drittstaaten ein-

schliesslich die Leiter der Zweigstelle;

unverziglich jede wesentliche Anderung der Massnahmen zur Sicherung der

Gelder nach Art. 11;

unverziiglich das Absinken der anrechenbaren Eigenmittel unter die in

Art. 10 Abs. 1 genannten Betrage;
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h)

k)
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jede beabsichtigte Auslagerung vor Abschluss einer Auslagerungsvereinba-

rung,

unverziiglich jede Tatsache, welche die Erfiillbarkeit der Verpflichtungen ge-

genuber den Glaubigern gefahrdet;

jeden Erwerb oder jede Verdusserung einer qualifizierten Beteiligung an ei-

nem Unternehmen,;

unverziglich den Eintritt der Zahlungsunfihigkeit oder der Uberschuldung;

und

unverziiglich den Beschluss Gber die Auflésung und Liquidation.

2) E-Geld-Institute haben der FMA Anderungen bei den in Abs. 1 genannten

Tatsachen unverziglich zu melden. Diese Meldung hat vor einer 6ffentlichen Be-

kanntmachung zu erfolgen.

3) Die Regierung kann das Nahere zu den Melde- oder Einreichungspflichten,

insbesondere zum Inhalt und den Fristen, mit Verordnung regeln.

Art. 35f

Periodische Meldungen

1) E-Geld-Institute haben der FMA quartalsweise oder jahrlich Informatio-

nen auf Einzel- oder konsolidierter Basis zu melden, die insbesondere umfassen:

a)

b)

die Bilanz, bestehend aus Aktiven und Passiven, gegliedert nach den jeweils

angewendeten Rechnungslegungsvorschriften;

die Erfolgsrechnung, gegliedert nach den jeweils angewendeten Rechnungs-

legungsvorschriften;
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c) andere Informationen, die durch die Verordnung nach Abs. 3 festgelegt wur-

den.

2) Die Meldungen nach Abs. 1 sind in standardisierter Form mittels elektro-
nischer Ubermittlung zu erstatten. Die Ubermittlung hat bestimmten, von der
FMA bekannt zu gebenden Mindestanforderungen zu entsprechen. Die FMA kann

im Bedarfsfall weitere Unterlagen oder Angaben verlangen.

3) Die Regierung regelt das Ndhere zu den periodischen Meldungen, insbe-
sondere zu den Meldestichtagen, den Meldeintervallen, der Gliederung und dem
Inhalt, mit Verordnung. Sie kann dabei auch fiir einzelne Meldungen von Abs. 1

abweichende Meldestichtage oder Meldeintervalle vorsehen.

Art. 36 Abs. 1 Bst. d und h sowie Abs. 4
d) jedes Erléschen und jeder Entzug der Bewilligung eines E-Geld-Instituts;

h)  die zur Revision von E-Geld-Instituten anerkannten Wirtschaftsprifungsge-

sellschaften.

4) Die FMA hat die im E-Geld-Instituts-Register aufgenommenen Angaben
nach Abs. 1, einschliesslich deren Anderungen, der EBA und der EFTA-Uberwa-
chungsbehorde mitzuteilen. Im Falle des Erléschens oder Entzugs einer Bewilli-

gung sind auch die Griinde dafiir beizubringen.
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3. Wirtschaftspriifungsgesellschaften

Art. 38
Anerkennung durch die FMA

1) Wirtschaftspriifungsgesellschaften, die E-Geld-Institute prifen, bedirfen

fir diese Tatigkeit der Anerkennung durch die FMA. Nach Art. 126 des Bankenge-

setzes anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaften bedirfen zur Priifung von E-

Geld-Instituten keiner zusatzlichen Anerkennung nach diesem Gesetz; die Wirt-

schaftsprifungsgesellschaft hat der FMA die erstmalige Auslibung der Priftatig-

keit nach diesem Gesetz vorgangig schriftlich anzuzeigen.

b)

b)

2) Die FMA anerkennt nur:

Revisionsverbdnde, denen wenigstens zwolf E-Geld-Institute angeschlossen
sind, und die sich Uber eigene Mittel von wenigstens einer Million Franken
ausweisen oder eine Kaution von einer Million Franken leisten. Sie miissen

Uber eine organisatorisch selbstdndige interne Revision verfiigen; oder

Wirtschaftspriifungsgesellschaften in Form einer Aktiengesellschaft, welche
ein einbezahltes Aktienkapital von wenigstens einer Million Franken auswei-

sen.

3) Wirtschaftspriifungsgesellschaften werden anerkannt, wenn:

ihre Geschaftsleitung, die verantwortlichen Wirtschaftsprufer und die Orga-
nisation gewahrleisten, dass sie die Prifauftrdge dauernd und sachgemass

ausfiihren;

sie Uber eine Bewilligung nach dem Wirtschaftsprifergesetz verfligen, oder

nach Art. 69 des Wirtschaftspriifergesetzes registriert sind;
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d)

e)

f)

g)

h)
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sie Uber mindestens zwei verantwortliche Wirtschaftsprifer mit einer Bewil-

ligung nach dem Wirtschaftspriifergesetz verfiigen;

die Organisation des Betriebs in den Statuten bzw. dem Gesellschaftsvertrag

oder in einem Reglement genau umschrieben ist;

die Mitglieder der Geschaftsleitung einen guten Ruf besitzen und mehrheit-
lich Gber griindliche Kenntnisse im Prif-, Bank-, Finanz- oder Rechtswesen

verfligen;

die verantwortlichen Wirtschaftsprifer einen guten Ruf besitzen sowie
griindliche Kenntnisse des E-Geld- und Zahlungsdienstegeschafts sowie der

Revision von E-Geld-Instituten nachweisen;

die Wirtschaftsprifungsgesellschaft sich verpflichtet, sich auf Dienstleistun-
gen fir Dritte zu beschranken und Geschafte auf eigene Rechnung und Ge-
fahr zu unterlassen, soweit sie nicht fiir den Betrieb der Gesellschaft notig

sind (z.B. Anlage der eigenen Mittel); und

die Wirtschaftspriifungsgesellschaft (iber eine ihrer Geschaftstatigkeit ange-

messene Berufshaftpflicht verfigt.

4) Die FMA widerruft die Anerkennung der Wirtschaftspriifungsgesellschaft,

wenn:

a)

b)

die Voraussetzungen nach Abs. 3 nicht mehr erfillt sind; oder

die Wirtschaftspriifungsgesellschaft ihre Pflichten nach diesem Gesetz

schwerwiegend, wiederholt oder systematisch verletzt.

5) Eine Anerkennung erlischt, wenn eine Wirtschaftsprifungsgesellschaft

schriftlich darauf verzichtet. Ein schriftlicher Verzicht ist erst zuldssig, wenn die

Wirtschaftspriifungsgesellschaft samtliche Auftrage als anerkannte Wirtschafts-

prifungsgesellschaft nach diesem Gesetz beendet hat.
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6) Die Wirtschaftsprifungsgesellschaft hat sich ausschliesslich der Priftatig-
keit und den unmittelbar damit zusammenhangenden Geschéaften wie Kontrollen,
Liquidationen und Sanierungen zu widmen. Sie darf keine Zahlungsdienste, Bank-

geschafte, Wertpapierdienstleistungen und Vermdgensverwaltungen erbringen.

7) Die Wirtschaftsprifungsgesellschaft darf die Leitung der Prifung von E-
Geld-Instituten nur verantwortlichen Wirtschaftspriifern anvertrauen, die der
FMA vorgangig gemeldet wurden und die erforderlichen Voraussetzungen erful-

len.

8) Die Wirtschaftspriifungsgesellschaft hat ausser gegeniliber den zustandi-
gen Organen des E-Geld-Instituts und der FMA Uber alle ihr bei der Prifung be-

kannt gewordenen Tatsachen das Geheimnis zu wahren.

Art. 38a

Antrag auf Anerkennung

1) Jeder Antrag auf Anerkennung als Wirtschaftspriifungsgesellschaft ist bei
der FMA schriftlich einzubringen und hat die gesetzlichen Voraussetzungen fir die

Anerkennung nach Art. 38 hinreichend zu dokumentieren.

2) Die Regierung regelt das Nahere mit Verordnung. Sie kann insbesondere
die ndheren Anforderungen an die Angaben und Unterlagen, die dem Antrag auf

Anerkennung beizufligen sind, festlegen.

Art. 38b

Entscheidung lber den Antrag auf Anerkennung

1) Die Anerkennung als Wirtschaftsprifungsgesellschaft wird erteilt, wenn

samtliche Voraussetzungen nach Art. 38 erfllt sind.
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2) Die Anerkennung ist bei sonstiger Nichtigkeit schriftlich zu erteilen. Sie
kann erforderlichenfalls mit entsprechenden Bedingungen und Auflagen versehen

werden.

3) Die FMA entscheidet Uber einen Antrag auf Anerkennung binnen zwolf
Monaten nach Eingang des vollstandigen Antrags. Jede Ablehnung wird begriindet
und dem Antragsteller binnen sechs Monaten nach Eingang des vollstandigen An-
trags bekanntgegeben. Wurden binnen zwdlf Monaten nach Eingang des Antrags
nicht alle erforderlichen Angaben und Unterlagen vom Antragsteller Gbermittelt,

hat die FMA den Antrag zuriickzuweisen.

Art. 38c

Unabhdngigkeit

1) Die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft muss von dem zu priifen-
den E-Geld-Institut unabhangig sein und sich ihr Prifungsurteil objektiv bilden. Die
Unabhangigkeit darf weder tatsachlich noch dem Anschein nach beeintrachtigt

sein.

2) Mit der Unabhangigkeit nicht vereinbar ist insbesondere:

a) die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat und der Geschéftsleitung bei dem zu

prifenden E-Geld-Institut;

b)  eine direkte oder indirekte Beteiligung an bzw. eine wesentliche Forderung

oder Schuld gegeniiber dem zu priifenden E-Geld-Institut;

c) das Mitwirken bei der Rechnungslegung sowie das Erbringen anderer
Dienstleistungen, durch die das Risiko entsteht, als anerkannte Wirtschafts-

prifungsgesellschaft eigene Arbeiten Gberpriifen zu missen; oder
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d) der Abschluss eines Vertrags zu nicht marktkonformen Bedingungen oder
eines Vertrags, der ein Interesse der anerkannten Wirtschaftspriifungsge-

sellschaft am Prifungsergebnis begriindet.

3) Die aus den Auftrdgen eines zu prifenden E-Geld-Instituts und der mit
ihm verbundenen Unternehmen unter normalen Verhaltnissen zu erwartenden
jahrlichen Honorareinnahmen dirfen nicht mehr als 10 % der gesamten jahrlichen
Honorareinnahmen der anerkannten Wirtschaftsprifungsgesellschaft ausma-

chen. Die FMA kann nach Art. 35d Ausnahmen genehmigen.

Art. 39

Aufgaben und Berichterstattung

1) Die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft priift, ob die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes, anderer auf E-Geld-Institute unmittelbar anwendbarer EWR-
Rechtsakte oder anderer in Art. 5 Abs. 1 des Finanzmarktaufsichtsgesetzes ange-
fihrter Gesetze eingehalten sind und ob die Voraussetzungen bestehen, dass

diese auch in absehbarer Zeit eingehalten werden kdnnen (Aufsichtspriifung).

2) Die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft prift zudem, ob der Ge-
schaftsbericht und der konsolidierte Geschaftsbericht des zu prifenden E-Geld-
Instituts nach Form und Inhalt den gesetzlichen, statutarischen und reglementari-

schen Erfordernissen entsprechen (Abschlusspriifung).

3) Die Aufsichtsprifung ist von der Abschlussprifung getrennt durchzufiih-
ren. Soweit im Einzelfall zweckmassig, kann die anerkannte Wirtschaftspriifungs-
gesellschaft im Rahmen der Durchfiihrung einer Aufsichtsprifung die Ergebnisse

der Abschlusspriifung beriicksichtigen.
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4) Die Aufsichtsprifung ist mit der sachgemassen Sorgfalt eines ordentlichen
und sachkundigen Wirtschaftspriifers durchzufiihren und durch eine angemes-

sene interne Qualitatssicherung zu gewahrleisten.

5) Die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft hat das Ergebnis ihrer
Aufsichtspriifung in einem schriftlichen Bericht umfassend, eindeutig und objektiv
zusammenzufassen. Der Bericht ist vom verantwortlichen Wirtschaftsprifer sowie

einer weiteren zeichnungsberechtigten Person zu unterzeichnen.

6) Die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft Gbermittelt den Bericht
Uber die Aufsichtsprifung gleichzeitig an den Verwaltungsrat des E-Geld-Instituts

und an die FMA.

7) Die FMA kann sich auf die Richtigkeit und Vollstandigkeit der Ergebnisse

der Aufsichtsprifung verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel daran.

8) Hat die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft gegen ihre Pflichten
nach Abs. 1 bis 6 verstossen, kann die FMA verlangen, dass die verantwortlichen
Wirtschaftsprifer aus ihrer Funktion abberufen werden. Art. 38 Abs. 4 und

Art. 40a Abs. 3 bleiben vorbehalten.

9) Die Regierung kann die weiteren Grundsatze der Priifung von E-Geld-In-
stituten nach Abs. 1 mit Verordnung regeln. Die FMA legt die Einzelheiten in einer

Richtlinie fest, insbesondere Uber:
a) die Prufungsgebiete, -periodizitat und -tiefe;
b)  die Feststellung und Berichterstattung von Beanstandungen; und

c) den Aufbau und die Einreichungsfrist des Berichts liber die Aufsichtsprifung,

die einzureichenden Unterlagen sowie die Empfanger.
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Art. 40
Meldepflichten

1) Die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft ist verpflichtet:

a) der FMA jede personelle Anderung bei den der FMA gemeldeten verant-

wortlichen Wirtschaftspriifern unverziiglich zu melden; und

b)  fir jedes ibernommene Mandat den jeweils verantwortlichen Wirtschafts-
prifer der FMA vor Prifungsbeginn, spatestens jedoch bis zum 30. Novem-

ber des Vorjahres, zu melden;

c) bei der FMA alljahrlich den Geschaftsbericht innerhalb von vier Monaten

nach Geschaftsjahresabschluss einzureichen.

2) Die FMA kann Gber die Griinde des Ausscheidens von Mitgliedern der Ge-
schaftsleitung und den der FMA gemeldeten verantwortlichen Wirtschaftsprifern

Auskunft verlangen.

Art. 40a

Pflichten des zu priifenden E-Geld-Instituts

1) Das zu priifende E-Geld-Institut hat jeweils zu Beginn eines Rechnungsjah-
res eine anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft mit der Abschlusspriifung

und der Aufsichtsprifung zu beauftragen.

2) Das zu prifende E-Geld-Institut holt die Genehmigung der FMA nach
Art. 35d ein, bevor es erstmals eine anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft
bezeichnet oder eine neue anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft beauf-
tragt. Die FMA verweigert die Genehmigung, wenn die vorgesehene anerkannte

Wirtschaftsprifungsgesellschaft unter den gegebenen Verhaltnissen nicht
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Gewabhr flr eine ordnungsgemasse Durchfiihrung der Abschlussprifung oder Auf-

sichtsprifung bietet.

3) Nimmt eine anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft die Prifung ei-
nes zu prifenden E-Geld-Instituts nicht ordnungsgemass vor, so kann die FMA von
dem zu priifenden E-Geld-Institut verlangen, dass es zu Beginn des folgenden
Rechnungsjahres eine andere anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft mit der
Prifung der Jahresrechnung, der konsolidierten Jahresrechnung und der Auf-

sichtsprifung beauftragt.

Art. 40b

Beanstandungen

1) Stellt die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft Verletzungen von
Bestimmungen dieses Gesetzes, anderer auf E-Geld-Institute unmittelbar an-
wendbarer EWR-Rechtsakte oder anderer in Art. 5 Abs. 1 des Finanzmarktauf-
sichtsgesetzes angeflihrter Gesetze fest, setzt sie dem E-Geld-Institut eine ange-
messene Frist zur Herstellung des rechtmassigen Zustandes. Wird die Frist nicht
eingehalten, berichtet die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft der FMA.
Die Fristsetzung durch die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft hindert die
FMA nicht daran, aufgrund der Feststellungen durch die anerkannte Wirtschafts-
prifungsgesellschaft alle ihre Befugnisse nach diesem oder nach anderen in Art. 5
Abs. 1 des Finanzmarktaufsichtsgesetzes angefiihrten Gesetzen auszuliben oder
Verwaltungsstrafen nach diesem oder nach anderen in Art. 5 Abs. 1 des Finanz-

marktaufsichtsgesetzes angefiihrten Gesetzen zu verhangen.

2) Die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft hat die FMA unverziiglich
zu benachrichtigen, wenn eine Fristansetzung als zwecklos erscheint oder wenn

sie feststellt, dass von der Geschaftsleitung strafbare Handlungen begangen
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wurden oder andere schwere Missstande bestehen, welche dem Zweck dieses Ge-

setzes zuwiderlaufen.

3) Eine Meldepflicht im Sinne von Abs. 2 gilt ungeachtet von Abs. 1:

a) bei schwerwiegenden Verstossen des E-Geld-Instituts gegen die Bewilli-
gungsvoraussetzungen und die fiir die Austibung der Tatigkeit geltenden Re-

gelungen;

b) bei Sachverhalten oder Entscheidungen, welche die fortdauernde Funkti-

onsfahigkeit des zu prifenden E-Geld-Instituts gefahrden kénnen; und

c) bei Sachverhalten oder Entscheidungen, welche die Riickweisung der Jah-
resrechnung oder der konsolidierten Jahresrechnung oder Einschrankungen

im Prifbericht nach sich ziehen kdonnen.

4) Eine Meldepflicht besteht auch dann, wenn die anerkannte Wirtschafts-
prifungsgesellschaft in Ausiibung ihrer Priftatigkeit Feststellungen im Sinne von
Abs. 3 bei Unternehmen macht, die mit dem zu prifenden E-Geld-Institut in einer

engen Verbindung stehen.

5) Anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaften, die der FMA in gutem
Glauben Sachverhalte oder Entscheidungen zur Kenntnis bringen, verstossen
dadurch nicht gegen eine etwaige vertragliche oder gesetzliche Beschrankung der
Informationsweitergabe. Die Erfullung der Informationspflicht zieht insoweit
keine nachteiligen Folgen fiir die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft o-
der die Person, welche die Information weitergeleitet hat, nach sich. Sofern keine
zwingenden Grinde dagegensprechen, sind diese Sachverhalte und Entscheidun-
gen auch dem Verwaltungsrat des zu priifenden E-Geld-Instituts zur Kenntnis zu

bringen.
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Art. 41

Wechsel der Wirtschaftspriifungsgesellschaft

1) Die FMA kann auf begriindeten Antrag des zu priifenden E-Geld-Instituts
einen Wechsel der anerkannten Wirtschaftspriifungsgesellschaft nach Art. 35d ge-
nehmigen. Sie hat (iber einen Antrag auf Genehmigung innerhalb von sechs Wo-
chen ab Eingang aller erforderlichen Unterlagen zu entscheiden. Vor ihrer Ent-
scheidung konsultiert sie die bisherige anerkannte Wirtschaftspriifungsgesell-

schaft.

2) Die FMA genehmigt den Wechsel der anerkannten Wirtschaftsprifungs-
gesellschaft nach Art. 35d, wenn dadurch der Zweck der Priifung nicht gefdhrdet

wird.

3) Das zu priifende E-Geld-Institut hat der neu gewahlten anerkannten Wirt-
schaftspriifungsgesellschaft den letzten Bericht Gber die Abschlussprifung und

den letzten Bericht Gber die Aufsichtsprifung zur Verfligung zu stellen.

Art. 41a

Aufsicht tiber die Wirtschaftspriifungsgesellschaft

1) Bei der Aufsicht Gber anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaften kann
die FMA insbesondere Qualitdtskontrollen durchfiihren und die anerkannte Wirt-

schaftspriifungsgesellschaft bei ihrer Priiftatigkeit bei E-Geld-Instituten begleiten.

2) Fir die Zwecke der Aufsicht Gber anerkannte Wirtschaftspriifungsgesell-
schaften stehen der FMA alle Befugnisse nach Art. 35a Abs. 2 und Abs. 3 Bst. b, c,

g und i bis m unter sinngemasser Anwendung zur Verfligung.
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Art. 41b

Kosten der Priifung

1) Das zu priifende E-Geld-Institut tragt die Kosten der Prifung. Die Kosten

der Prufung richten sich nach einem allgemein anerkannten Tarif.

2) Die Vereinbarung einer Pauschalentschadigung oder eines bestimmten

Zeitaufwandes fir die Priifung ist untersagt.

Art. 47 Abs. 1 und 6

1) Die Schlichtungsstelle im Finanzdienstleistungsbereich ist als AS-Stelle
nach Art. 4 Abs. 1 Bst. c des Alternative-Streitbeilegungs-Gesetzes fir die ausser-
gerichtliche Beilegung von Streitfdllen zwischen Kunden und E-Geld-Emittenten

Uber die erbrachten E-Geld- und Zahlungsdienste zustandig.

6) Im Ubrigen findet das Alternative-Streitbeilegungs-Gesetz Anwendung.

Art. 47a

Beschwerden beim E-Geld-Institut

1) Ein E-Geld-Institut hat angemessene und wirksame Verfahren fiir die Ent-
gegennahme und Behandlung einer Beschwerde eines Kunden wegen behaupte-
ter Verletzung der Rechte und Pflichten nach den Bestimmungen dieses Gesetzes

zu schaffen und anzuwenden.

2) Diese Verfahren gelten in jedem EWR-Mitgliedstaat, in dem das E-Geld-
Institut seine Dienste anbietet. Sie stehen in einer Amtssprache des betreffenden
EWR-Mitgliedstaates oder in einer anderen zwischen dem E-Geld-Institut und ei-

nem Kunden vereinbarten Sprache zur Verfligung.
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3) Ein E-Geld-Institut hat eine Beschwerde eines Kunden in Papierform oder,
soweit dies E-Geld-Institut und Kunde vereinbart haben, auf einem anderen dau-
erhaften Datentrdger zu beantworten. Die Beschwerde ist grundsatzlich innert 15
Arbeitstagen nach Eingang der Beschwerde zu beantworten. In seiner Beschwer-
debeantwortung hat das E-Geld-Institut auf alle in der Beschwerde angesproche-

nen Fragen einzugehen.

4) Kann ein E-Geld-Institut eine Beschwerde aus Grinden, die es nicht zu
verantworten hat, nicht fristgerecht beantworten, ist es verpflichtet, dem Be-
schwerdefiihrer ein vorlaufiges Antwortschreiben zu Gbermitteln. Darin hat das E-

Geld-Institut darzulegen:
a)  warum sich die Erledigung der Beschwerde verzogert; und

b)  bis zu welchem Zeitpunkt die Beschwerde spatestens beantwortet wird.

5) Die endgtiltige Antwort darf in keinem Fall spater als 35 Arbeitstage nach

Eingang der Beschwerde erfolgen.

6) Ein E-Geld-Institut hat ein Kunde Uber die Méglichkeit eines Schlichtungs-

verfahrens nach Art. 47 zu informieren.

7) Die Informationen nach Abs. 6 miissen klar und umfassend sein. Sie sind
auf der Internetseite des E-Geld-Instituts oder in Zweigstellen in Papierform zur
Verfligung zu stellen sowie in die Vertragsbedingungen des E-Geld-Instituts aufzu-
nehmen. Dabei ist auch anzugeben, wo weitere Informationen (iber das Schlich-
tungsverfahren und die zustandige aussergerichtliche Schlichtungsstelle, insbe-

sondere lber die Bedingungen fiir deren Anrufung, erhaltlich sind.



106

Art. 48 Abs. 1 Bst. c und d sowie Abs. 4 und 5

1) Vom Landgericht wird wegen Vergehen mit Freiheitsstrafe bis zu einem

Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessatzen bestraft, wer:
c) ohne Anerkennung als anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft tatig ist;

d) Aufgehoben

4) Die Verantwortlichkeit von juristischen Personen fiir ein Vergehen nach

Abs. 1 oder 2 richtet sich nach §§ 74a ff. StGB.

5) Ein Schuldspruch nach diesem Artikel ist mit Bezug auf die Beurteilung der
Schuld und der Widerrechtlichkeit sowie die Bestimmung des Schadens fiir den

Zivilrichter nicht verbindlich.

Art. 49 Abs. 1 Bst. g bis w und Abs. 7

1) Von der FMA wird, wenn die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustan-
digkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, vorbehaltlich Abs. 6 we-

gen Ubertretung mit Busse bis zu 500 000 Franken bestraft, wer:

g)  vorgeschriebene Anzeigen oder Meldungen an die FMA nicht oder verspatet
erstattet bzw. falsche Angaben macht oder wesentliche Tatsachen ver-

schweigt;

i) zugelassen hat, dass eine oder mehrere Personen, welche die Anforderun-
gen nach Art. 9f nicht erfiullen, Mitglied der Geschaftsleitung, Mitglied des
Verwaltungsrats oder Leiter der internen Revision geworden oder geblieben

sind;

k)  zugelassen hat, dass die Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Geschafts-

leitung die Anforderungen nach Art. 9f Abs. 4 nicht kollektiv erfillen oder
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die Anforderungen an die vorgeschriebene Anzahl an unabhangigen Mitglie-

dern im Verwaltungsrat nach Art. 9f Abs. 6 erfillt wird;

die organisatorischen Anforderungen nach diesem Gesetz, insbesondere

nach Art. 9a Abs. 1 und 3, 9b, 9c und 9e nicht erflllt;

entgegen Art. 9a Abs. 3 vor Ablauf einer Periode von zwei Jahren nach Be-
endigung seiner Funktion als Mitglied der Geschaftsleitung eine Tatigkeit als
Vorsitzender des Verwaltungsrats oder als stellvertretender Vorsitzender
des Verwaltungsrats innerhalb desselben E-Geld-Instituts aufnimmt, in der

er zuvor als Mitglied der Geschéftsleitung tatig war;

die Anforderungen an eine solide Unternehmenssteuerung und Regelungen

fir die Unternehmensfiihrung und -kontrolle nach Art. 9d nicht erfillt;

entgegen Art. 44 Abs. 1 E-Geld Gber dem Nennwert des entgegengenomme-

nen Geldbetrags ausgibt;
die Bestimmung Uber die Sicherungsanforderungen nach Art. 11 verletzt;

nach Art. 35d Abs. 1 erforderliche Genehmigungen durch die FMA nicht oder

nicht fristgerecht einholt;
die mit einer Bewilligung verbundenen Auflagen nach Art. 7 Abs. 4 verletzt;
die laufende Einhaltung der Statuten und Reglemente nicht sicherstellt;

Zweigstellen errichtet und den Geschaftsbetrieb aufnimmt oder grenziiber-
schreitend im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs E-Geld-Dienste er-

bringt, bevor samtliche Voraussetzungen nach Art. 24 vorliegen;

einen Agenten oder Dritten beauftragt, bevor samtliche Voraussetzungen

nach Art. 26 erfillt sind;

Aufgaben auslagert, ohne die Vorschriften nach Art. 13 einzuhalten;
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entgegen Art. 9 wahrend des Beurteilungszeitraums oder trotz Einspruchs
der FMA den direkten oder indirekten Erwerb oder die direkte oder indirekte
Veradusserung einer qualifizierten Beteiligung an einem Unternehmen sowie
die direkte oder indirekte Erh6hung oder die direkte oder indirekte Verrin-
gerung einer qualifizierten Beteiligung an einem Unternehmen, wenn auf-
grund der Erhéhung oder der Verringerung die Schwellenwerte erreicht, un-
ter- oder Uberschreiten wiirden oder das E-Geld-Institut zum Tochterunter-

nehmen wiirde, durchfiihrt.

7) Bei schwerwiegenden, wiederholten oder systematischen Verstéssen be-

tragt die Verwaltungsstrafe nach Abs. 1:

a)

b)

bei juristischen Personen bis zu 10 % des hochsten in den letzten drei Ge-
schaftsjahren erzielten jahrlichen Gesamtnettoumsatzes bzw. Bruttoertrags
oder bis zu dem Zweifachen des aus dem Verstoss gezogenen Nutzens ein-
schliesslich eines vermiedenen Verlustes, soweit sich dieser beziffern lasst
und den Gesamtnettoumsatz (Bruttoertrag) tbersteigt; kann die FMA den
aus dem Verstoss gezogenen Nutzen bzw. den vermiedenen Verlust nicht

ermitteln oder berechnen, kann sie diesen schatzen;

bei natlrlichen Personen bis zu 1 000 000 Schweizer Franken oder bis zu
dem Zweifachen des aus dem Verstoss gezogenen Nutzens einschliesslich
eines vermiedenen Verlustes, soweit sich dieser beziffern ldsst und
1000 000 Schweizer Franken Ubersteigt; kann die FMA den aus dem
Verstoss gezogenen Nutzen bzw. den vermiedenen Verlust nicht ermitteln

oder berechnen, kann sie diesen schatzen.

Art. 49a

Grundsdtze fiir die Strafbemessung
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1) Bei der Verhangung von Strafen nach Art. 48 und Art. 49 berlicksichtigen

das Landgericht und die FMA:

a)

b)

c)

d)

e)

f)

g)

h)

die Schwere und Dauer des Verstosses;

den Grad an Verantwortung der flr den Verstoss verantwortlichen natirli-

chen oder juristischen Person;

die Finanzkraft der fiir den Verstoss verantwortlichen natirlichen oder juris-
tischen Person, wie sie sich beispielsweise aus dem Gesamtumsatz einer ju-
ristischen Person oder den Jahreseinkiinften einer nattrlichen Person able-

sen lasst;

die Hohe der erzielten Gewinne bzw. verhinderten Verluste der fiir den
Verstoss verantwortlichen natirlichen oder juristischen Person, sofern diese

sich beziffern lassen;

die Verluste, die Dritten durch den Verstoss entstanden sind, sofern diese

sich beziffern lassen;

das Mass der Bereitschaft der flir den Verstoss verantwortlichen natdrlichen
oder juristischen Person zur Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft,

dem Landgericht oder der FMA,;

frihere Verstosse der flir den Verstoss verantwortlichen natirlichen oder

juristischen Person;

alle moglichen systemrelevanten Auswirkungen des Verstosses.

2) Im Ubrigen findet der Allgemeine Teil des Strafgesetzbuches sinngemass

Anwendung.
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Art. 49b

Verdffentlichung von Verwaltungsstrafen

1) Die FMA veroffentlicht auf ihrer Internetseite alle rechtskraftig verhang-
ten Verwaltungsstrafen wegen Ubertretungen nach Art. 49 unverziiglich, nach-
dem der betroffenen Person die Verwaltungsstrafe mitgeteilt wurde. Eine solche
Veroffentlichung stellt keine Verletzung des Amtsgeheimnisses nach Art. 34 dar.

Die Veroffentlichung enthalt:
a) Informationen zu Art und Charakter des Verstosses; und

b) den Namen bzw. die Firma der natirlichen oder juristischen Person, gegen

welche die Verwaltungsstrafe verhdngt wurde.

2) Die FMA veroffentlicht rechtskraftig verhdangte Verwaltungsstrafen auf ih-

rer Internetseite in anonymisierter Form, wenn:

a) bei Verhdngung einer Verwaltungsstrafe gegen eine natirliche Person die
offentliche Bekanntmachung der personenbezogenen Daten unverhéltnis-

massig ware; oder

b) die Verdffentlichung die Stabilitdt der Finanzmarkte oder laufende straf-

rechtliche Ermittlungen gefdahrden wirde; oder

c) die Veroffentlichung den Beteiligten einen unverhéltnismassig hohen Scha-

den zufligen wiirde, sofern sich ein solcher ermitteln lasst.

3) Liegen Griinde fiir eine anonyme Veroffentlichung nach Abs. 2 vor, ist aber
davon auszugehen, dass diese Griinde in absehbarer Zeit nicht mehr vorliegen
werden, so kann die FMA auf die anonyme Veroffentlichung verzichten und die

Verwaltungsstrafe nach Wegfall der Griinde nach Abs. 2 veroffentlichen.
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4) Die FMA stellt sicher, dass die Veroffentlichung mindestens fiinf Jahre ab
Rechtskraft der Verwaltungsstrafe auf der Internetseite abrufbar ist. Dabei ist die
Veroffentlichung personenbezogener Daten nur aufrecht zu erhalten, so lange

nicht eines der Kriterien des Abs. 2 erfullt werden wirde.

5) Die Veroffentlichung nach Abs. 1 ist von der FMA zu verfligen; dies gilt

nicht fir anonyme Veroffentlichungen.



112

7.2 Gesetz liber Abanderung des Zahlungsdienstegesetzes

Gesetz
vom ...

liber die Abanderung des Zahlungsdienstegesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abdnderung bisherigen Rechts

Das Zahlungsdienstegesetz (ZDG) vom 6. Juni 2019, LGBI. 2019 Nr. 213, in

der geltenden Fassung, wird wie folgt abgedndert:

Art. 1 Abs. 3 Bst. b

3) Es dient zudem der Umsetzung bzw. Durchfiihrung folgender EWR-

Rechtsvorschriften:

b)  Verordnung (EU) 2021/1230 Uber grenziiberschreitende Zahlungen in der

Union (kodifizierter Text)!?;

12 Verordnung (EU) 2021/1230 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Juli 2021 (ber grenz-
Uberschreitende Zahlungen in der Union (kodifizierter Text) (ABI. L 274 vom 30.7.2021, S. 20).



https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1658745346941&uri=CELEX%3A32021R1230
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Art. 2 Abs. 1 und Abs. 3

1) Dieses Gesetz findet Anwendung auf die gewerbsmassige Erbringung von

Zahlungsdiensten.

3) Aufgehoben.

Art. 3 Abs. 5

5) Die FMA hat Anzeigen nach Abs. 3 und 4 im Zahlungsinstituts-Register

nach Art. 16 zu vermerken.

Art. 4 Abs. 1 Ziff. 42 und 49 sowie Abs. 2

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als:
42. "Zahlungsdienstleister":

a) Banken nach Art. 4 Abs. 1 Bst. a des Bankengesetzes einschliesslich ihrer

EWR-Zweigstellen;

b) EWR-Kreditinstitute im Sinne des Art. 4 Abs. 1 Ziff. 1 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 einschliesslich ihrer EWR-Zweigstellen;

c) das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbande, soweit sie nicht in be-

hordlicher Eigenschaft handeln;

d) die Europaische Zentralbank (EZB) sowie andere Zentralbanken im EWR,

soweit sie nicht in behordlicher Eigenschaft handeln;

e) E-Geld-Institute nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a des E-Geldgesetzes einschliesslich
ihrer EWR-Zweigstellen, sofern die von diesen Instituten und Zweigstellen
erbrachten Zahlungsdienste mit der Ausgabe von E-Geld in Zusammenhang

stehen;
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f) EWR-E-Geld-Institute nach Art. 2 Ziff. 1 der Richtlinie 2009/110/EG ein-
schliesslich deren EWR-Zweigstellen, soweit die von diesen Instituten und
Zweigstellen erbrachten Zahlungsdienste mit der Ausgabe von E-Geld in Zu-

sammenhang stehen;

g) Gebietskorperschaften aus EWR-Mitgliedstaaten, soweit sie nicht in be-

hordlicher Eigenschaft handeln;

h) die Liechtensteinische Post Aktiengesellschaft im Rahmen der Erbringung
ihrer Dienstleistungen nach Art. 18a des Gesetzes Uber die Liechtensteini-

sche Post;
i) registrierte Kontoinformationsdienstleister (Art. 4 Abs. 1 Ziff. 26);
k) Zahlungsinstitute (Art. 4 Abs. 1 Ziff. 47).

49. "Zahlungsinstrumentegeschaft": die Ausgabe von Zahlungsinstrumenten oder

die Annahme und Abrechnung ("Acquiring") von Zahlungsvorgangen;

2) Im Ubrigen finden die Begriffsbestimmungen der anwendbaren EWR-
Rechtsvorschriften, insbesondere der Richtlinie (EU) 2015/2366, der Verordnung
(EU) 2021/1230 sowie der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 ergédnzend Anwendung.

Art. 7 Abs. 5und 6

5) Geldbetrage, die Zahlungsinstitute von Zahlungsdienstnutzern fiir die Er-
bringung von Zahlungsdiensten erhalten, gelten nicht als Einlagen im Sinne des
Art. 6 Abs. 1 Bst. a des Bankengesetzes oder als E-Geld im Sinne des Art. 3 Abs. 1

Bst. b des E-Geldgesetzes.

6) Zahlungsinstituten ist es untersagt, Einlagen oder andere riickzahlbare

Gelder im Sinne des Art. 6 Abs. 1 Bst. a des Bankengesetzes entgegenzunehmen.
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Art. 9 Abs. 1 Bst. a, e, h bis o und Abs. 4

es sich beim Antragsteller um eine juristische Person in der Rechtsform einer

Aktiengesellschaft oder einer Europaischen Gesellschaft (SE) handelt;

die Organisation, Regelungen, Verfahren und Mechanismen den Anforde-
rungen nach Art. 9d entsprechen und jederzeit ein solides und wirksames

Risikomanagement ermdglichen;

der Antragsteller entsprechend seinem Geschaftskreis organisiert ist. Der

Antragssteller benétigt insbesondere:

1.  einen mindestens aus drei Mitgliedern bestehenden Verwaltungsrat

fur die Oberleitung, Aufsicht und Kontrolle;

2.  eine fir den operativen Betrieb verantwortliche Geschaftsleitung mit
einem Arbeitspensum von insgesamt mindestens 200 Stellenprozent
bestehend aus mindestens zwei Mitgliedern, die ihre Tatigkeit in ge-
meinsamer Verantwortung ausiiben und nicht gleichzeitig dem Ver-

waltungsrat angehdéren dirfen;

die Aufgabenteilung zwischen dem Verwaltungsrat und der Geschéftsleitung

eine sachgerechte Uberwachung der Geschaftsfiihrung gewihrleistet;

die Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschéftsleitung eines Zahlungs-

instituts jederzeit die Anforderungen nach Art. 9f erfillen;

die Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Geschéftsleitung eines Zah-
lungsinstituts nicht der FMA, der FMA-Beschwerdekommission oder deren

Organen angehoren;

die Statuten keine Bestimmungen enthalten, die die Sicherheit der dem Zah-
lungsinstitut anvertrauten Geldbetrdage und die ordnungsgemasse Durch-
fihrung der Geschéfte nach Art. 5 Abs. 1 und gegebenenfalls Art. 5 Abs. 2

nicht gewahrleisten;
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n)  Massnahmen bestehen, welche die Sicherungsanforderungen nach Art. 20

erfillen;

o) die dem Antrag beigefiigten Angaben und Nachweise nach Art. 8 entspre-
chen und die FMA nach eingehender Priifung des Antrages zu einer positiven

Gesamtbewertung gelangt.

4) Die FMA hat dem Antragsteller binnen drei Monaten nach Eingang des
vollstandigen Antrags oder, wenn dieser unvollstandig ist, binnen drei Monaten
nach Ubermittlung aller fiir die Bewilligung erforderlichen Angaben entweder die
Bewilligung zu erteilen oder die Ablehnung des Antrags schriftlich begriindet mit-
zuteilen. Wurden binnen zwo6lf Monaten nach Eingang des Antrags nicht alle er-
forderlichen Angaben und Unterlagen vom Antragsteller Gbermittelt, hat die FMA

den Antrag zurlickzuweisen.

Art. 9a

Organisation

1) Die Organisation von Zahlungsinstituten hat den Anforderungen dieses

Gesetzes zu entsprechen. Sie benétigen insbesondere:

a) solide Unternehmensfiihrungsregelungen nach Massgabe des Art. 9d;

b) eine vom operativen Geschaft unabhangige Risikomanagement-Funktion;
c) eine vom operativen Geschaft unabhangige Compliance-Funktion;

d) einedirekt dem Verwaltungsrat unterstehende interne Revision nach Mass-

gabe des Art. 9e;

e) angemessene Verfahren, liber die Mitarbeiter Verstésse gegen dieses Ge-
setz intern Uber einen speziellen, unabhangigen und autonomen Kanal mel-

den kdnnen;
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2) Die FMA kann nach Art. 35d in Ausnahmefallen von den Anforderungen

nach Abs. 1 Bst. b und ¢ Ausnahmen genehmigen.

3) Ein Mitglied der Geschéftsleitung darf friihestens nach Ablauf einer Peri-
ode von zwei Jahren nach Beendigung seiner Funktion eine Tatigkeit als Vorsitzen-
der oder stellvertretender Vorsitzender des Verwaltungsrats innerhalb desselben
Zahlungsinstituts aufnehmen, in der es zuvor als Mitglied der Geschaftsleitung ta-
tig war. Dies gilt auch in Fallen, in denen die Funktion als Mitglied der Geschafts-
leitung nur interimistisch wahrgenommen wurde oder die Tatigkeit als Vorsitzen-
der oder stellvertretender Vorsitzender des Verwaltungsrats eines Unternehmens
derselben Gruppe, der das Zahlungsinstitut angehort, aufgenommen wird. Nimmt
ein Mitglied der Geschéftsleitung eine Funktion als Vorsitzender des Verwaltungs-

rats oder stellvertretender Vorsitzender dennoch ein, so gilt er als nicht gewahlt.

4) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regeln.

Art. 9b

Aufgaben des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende uniibertragbare Aufgaben:

a) die Festlegung der Organisation und der Erlass von Reglementen fiir die Un-
ternehmensfiihrung und -kontrolle und fiir die Steuerung der Risikostrategie

sowie deren regelmaissige Uberpriifung und Anpassung;

b) die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie der Fi-

nanzplanung, sofern dies Art und Umfang der Geschaftstatigkeit erfordern;

c) die Ernennung und Abberufung der Mitglieder der Geschaftsleitung;
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d) die Aufsicht Gber die Mitglieder der Geschaftsleitung, auch in Bezug auf die
Befolgung der Rechtsvorschriften, Statuten und Reglemente und auf die

wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens;

e) die Erstellung des Geschaftsberichts und die Genehmigung des Zwischenab-
schlusses sowie die Vorbereitung der Generalversammlung und die Ausfiih-

rung ihrer Beschlisse;

f) der Erlass eines Reglements fiir die Tatigkeit der internen Revision sowie de-

ren regelmassige Evaluierung; und

g) dieregelmdssige Genehmigung und Prifung der Risikopolitik.

Art. 9c

Aufgaben der Geschdftsleitung

1) Die Geschaftsleitung tragt die Verantwortung fiir den operativen Betrieb
und die Umsetzung der vom Verwaltungsrat festgelegten Strategien und Ge-

schaftsgrundsatze.

2) Die Geschiéftsleitung ist insbesondere verantwortlich fiir die operative
Umsetzung der vom Verwaltungsrat festgelegten Organisation und Unterneh-

mensfihrungsregelungen.

3) Die Geschaftsleitung trifft ihre Entscheidungen auf einer fundierten und
sachkundigen Grundlage. Sie Uiberpriift bei ihrer Entscheidungsfindung samtliche

Vorschlage, Erklarungen und Informationen und hinterfragt diese kritisch.

4) Die Geschaftsleitung erstattet dem Verwaltungsrat regelmassig, bei Be-
darf unverziiglich, umfassend Bericht Giber die massgeblichen Elemente fiir die Be-

urteilung der Lage des Zahlungsinstituts sowie U(ber die Risiken und
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Entwicklungen, die sich auf das Zahlungsinstitut auswirken oder auswirken kénn-

ten, insbesondere Uber:

a)  wesentliche Entscheidungen zur Geschaftstatigkeit oder eingegangene Risi-

ken;

b) die Bewertung der wirtschaftlichen und geschéftlichen Rahmenbedingun-

gen des Zahlungsinstituts; und

c) die solide Eigenkapitalausstattung des Zahlungsinstituts.

Art. 9d

Regelungen fiir die Unternehmensfiihrung und -kontrolle

1) Zahlungsinstitute haben lber eine solide Unternehmenssteuerung und
Regelungen fir die Unternehmensfiihrung und -kontrolle zu verfiigen, die eine
wirksame und umsichtige Fiihrung des E-Geld-Instituts gewadhrleisten und eine
Aufgaben- und Funktionentrennung in der Organisation und angemessene Mass-
nahmen zur Vermeidung von Interessenkonflikten vorsehen. Fiir die Festlegung
der Regelungen fir die Unternehmensfiihrung und -kontrolle ist der Verwaltungs-

rat verantwortlich. Dazu gehdren:

a) eine klare Organisationsstruktur mit genau abgegrenzten, transparenten
und kohédrenten Verantwortungsbereichen sowie angemessenen Personal-

ressourcen;

b)  wirksame Verfahren zur Ermittlung, Messung, Beurteilung, Steuerung, Min-
derung, Uberwachung und Berichterstattung der Risiken, denen sie ausge-

setzt sind oder ausgesetzt sein kdnnten; und

c) angemessene interne Kontrollmechanismen, einschliesslich solider Verwal-

tungs- und Rechnungslegungsverfahren.
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2) Die Regelungen, Verfahren und Mechanismen nach Abs. 1 sind der Art,

dem Umfang und der Komplexitdt der dem Geschaftsmodell innewohnenden Risi-

ken und den Geschaften des Zahlungsinstituts angemessen und lassen keinen As-

pekt ausser Acht. Den Anforderungen der Art. 9b Bst. a, 9d, 9f und 9g ist Rechnung

zu tragen.

3) Bei der Festlegung der Regelungen fiir die Unternehmensfithrung und -

kontrolle hat der Verwaltungsrat folgende Grundsatze zu beachten:

a)

b)

d)

e)

Er tragt die Gesamtverantwortung fiir das Zahlungsinstitut und genehmigt
und Uberwacht die Umsetzung der strategischen Ziele, der Risikostrategie

und der internen Flihrung und Kontrolle des Zahlungsinstituts;

Er stellt die Zuverlassigkeit des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle sowie
der Finanzplanung sicher, wozu auch die finanzielle und operative Kontrolle
und die Einhaltung von Rechtsvorschriften und einschlagigen Bestimmungen

gehort;
Er Gberwacht die Offenlegung und die Kommunikation;
Er ist fiir die wirksame Uberwachung der Geschiftsleitung verantwortlich;

Der Vorsitzende des Verwaltungsrats darf in demselben Zahlungsinstitut
nicht gleichzeitig Mitglied der Geschaftsleitung sein, es sei denn, es liegt eine

Genehmigung der FMA nach Art. 35d vor.

4) Der Verwaltungsrat Giberprift und bewertet die Regelungen fiir die Un-

ternehmensfiihrung und -kontrolle regelmassig auf ihre Wirksamkeit und nimmt

die notwendigen Anpassungen vor.

5) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regeln.
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Art. 9e

Interne Revision

1) Zahlungsinstitute haben eine funktionsfihige interne Revision einzurich-
ten, die unmittelbar dem Verwaltungsrat untersteht. Der Verwaltungsrat regelt
die Tatigkeit der internen Revision in einem besonderen Reglement. Er hat die

Funktionsfahigkeit der internen Revision regelmassig zu evaluieren.

2) Die Funktionsfahigkeit der internen Revision ist dauerhaft sicherzustellen.
Sie muss personell und technisch so ausgestattet sein, dass sie ihre Aufgaben je-

derzeit erfullen kann. Die Mitarbeiter der internen Revision miissen:

a) Uber das Wissen, die Fahigkeiten und sonstige Qualifikationen verfligen, um
ihre Aufgaben und Verantwortlichkeiten nach diesem Gesetz zu erfiillen;

und

b)  sich im Rahmen angemessener Programme kontinuierlich weiterbilden, um
ihre beruflichen Fertigkeiten und Qualifikationen auf einem ausreichend ho-

hen Stand zu halten.

3) Die interne Revision hat ihre Aufgaben zweckentsprechend, unabhéangig,
risikoorientiert, objektiv, prozessunabhangig und unparteiisch zu erfiillen. Sie un-
terliegt bei der Priifungsplanung, Prifungsdurchfiihrung, Berichterstattung und
der Beurteilung der Prifungsergebnisse keinen Weisungen. Die Prifungsplanung
muss vorausschauend auf zumindest drei Jahre konzipiert sein und auf Basis einer
dokumentierten Risikobeurteilung erfolgen, die mindestens einmal pro Jahr
durchzufiihren ist. Die Risikobeurteilung und die Prifungsplanung mussen alle we-
sentlichen Geschéftsaktivitaten, Kontrollsysteme und Risiken des Zahlungsinsti-
tuts umfassen. Sowohl die Risikobeurteilung als auch die Prifungsplanung sind

durch den Verwaltungsrat zu genehmigen.
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4) Die interne Revision hat die Wirksamkeit und Angemessenheit des inter-
nen Kontrollsystems sowie die Ordnungsmassigkeit aller Aktivitdten und Prozesse
zu prifen, unabhédngig davon, ob diese ausgelagert sind oder nicht. Zahlungsinsti-
tute haben die fristgerechte Beseitigung der von der internen Revision festgestell-

ten Mangel sicherzustellen.

5) Die Mitarbeiter und der Leiter der internen Revision dirfen keine Aufga-
ben wahrnehmen, die mit den Tatigkeiten der internen Revision nicht im Einklang
stehen oder eine Selbstprifung darstellen wiirden. Die Mitarbeiter und der Leiter
der internen Revision dirfen keine Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Ge-

schaftsleitung eines Zahlungsinstituts sein.

6) Der Leiter der internen Revision hat deren Unabhéangigkeit mindestens
jahrlich gegenliber dem Verwaltungsrat zu bestatigen. Diese Bestatigung ist zu do-
kumentieren. Darliber hinaus hat die interne Revision Interessenkonflikte, welche
die Unabhéangigkeit oder Objektivitat tatsachlich oder dem Anschein nach beein-

trachtigen kénnen, unverziiglich dem Verwaltungsrat offenzulegen.

7) Die interne Revision hat zur Wahrnehmung ihrer Tatigkeiten ein umfas-
sendes und uneingeschranktes Auskunfts-, Einsichts- und Prifrecht hinsichtlich
samtlicher Unterlagen, Arbeitspapiere und IT-Systeme. Dies gilt auch gegeniiber
einem von einem Zahlungsinstitut beauftragten Dritten sowie allen Unternehmen

der Gruppe.

8) Die interne Revision hat dem Verwaltungsrat regelmassig, zumindest jahr-
lich, objektiv, vollstandig, klar und zeitnah Uber die Prifungstatigkeiten zumindest
durch Darlegung des Priifungsgegenstands, der Priifungsfeststellungen und der
Massnahmen zu berichten. Die Berichte der internen Revision sind der FMA auf

Verlangen vorzuweisen.
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9) Die interne Revision hat neben ihrer Berichtspflicht nach Abs. 8 das Recht,
dem Verwaltungsrat, der Geschaftsleitung, der anerkannten Wirtschaftspriifungs-

gesellschaft und der FMA jederzeit Bericht zu erstatten.

10) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regein.

Art. of
Persénliche und fachliche Anforderungen an Mitglieder des Verwaltungsrats, der

Geschidiftsleitung und an den Leiter der internen Revision

1) Zahlungsinstitute haben sicherzustellen, dass die Mitglieder des Verwal-
tungsrats und der Geschaftsleitung sowie der Leiter der internen Revision in fach-
licher und personlicher Hinsicht jederzeit folgende Voraussetzungen (Gewahr fiir

eine einwandfreie Geschaftstatigkeit) erfillen:

a) Sieverfligen Gber einen guten Leumund und handeln aufrichtig, integer und

unvoreingenommen.

b) Sie besitzen ausreichende Kenntnisse, Féhigkeiten und Erfahrungen fir die

Wahrnehmung ihrer Aufgaben.

2) Jedes Mitglied der Geschéftsleitung oder des Verwaltungsrats hat fur die

Erfillung seiner Aufgaben ausreichend Zeit aufzuweisen.

3) Jedes Mitglied des Verwaltungsrats hat aufrichtig, integer und unvorein-
genommen zu handeln, um die Entscheidungen der Geschaftsleitung wirksam zu
Uilberwachen, zu beurteilen und erforderlichenfalls in Frage zu stellen sowie die
Entscheidungsfindung der Geschaftsleitung wirksam zu kontrollieren und zu tber-
wachen. Der Umstand, dass eine Person Mitglied eines verbundenen Unterneh-
mens oder einer verbundenen Rechtsperson ist, stellt fiir sich alleine noch kein

Hindernis fur unvoreingenommenes Handeln dar.
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4) Zahlungsinstitute haben sicherzustellen, dass die Mitglieder der Ge-
schéaftsleitung und des Verwaltungsrats kollektiv Gber die notwendigen Kennt-
nisse, Fahigkeiten und Erfahrungen verfligen, um die Tatigkeiten des Zahlungsin-
stituts samt seinen Risken zu verstehen und zu Gberwachen. Die Zusammenset-
zung der Geschéftsleitung und des Verwaltungsrats spiegelt ein angemessen brei-

tes Spektrum an Erfahrung wider.

5) Zahlungsinstitute haben angemessene personelle und finanzielle Ressour-
cen fur die Einfihrung und Fortbildung der Mitglieder der Geschaftsleitung und

des Verwaltungsrats bereitzustellen.

6) Bei der Auswahl der Mitglieder des Verwaltungsrats ist auf die jederzeitige
Erreichung einer angemessenen Anzahl an unabhéangigen Mitgliedern zu achten.
Jedes Zahlungsinstitut muss zumindest Giber ein unabhadngiges Mitglied im Verwal-

tungsrat verfligen.

7) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regeln.

Art. 9g
Priifung der Erfiillung der persénlichen und fachlichen Anforderungen an

Mitglieder des Verwaltungsrats und der Geschdftsleitung durch die FMA

1) Personen, die fir den Verwaltungsrat oder die Geschéftsleitung eines Zah-
lungsinstituts vorgesehen sind, diirfen ihre Funktion erst aufnehmen, nachdem die
FMA das Vorliegen der personlichen und fachlichen Anforderungen nach Art. 9f
Abs. 1 bis 7 beurteilt und eine entsprechende Genehmigung nach Art. 35d erteilt

hat.

2) Die FMA kann jederzeit Gberpriifen, ob die in Art. 9f Abs. 1 und 2 genann-

ten Personen die Anforderungen nach Art. 9f Abs. 1 bis 7 erflillen, nachdem sie
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ihre Funktion aufgenommen haben. Eine Uberpriifung hat jedenfalls zu erfolgen,

wenn der begriindete Verdacht besteht, dass:

a) im Zusammenhang mit einem Zahlungsinstitut Geldwéascherei im Sinne des
§ 165 StGB, Terrorismusfinanzierung im Sinne des § 278d StGB, Korruption
im Sinne der §§ 304 bis 309 StGB, Insiderhandel im Sinne des Art. 6 des EWR-
Marktmissbrauchsverordnung-Durchfiihrungsgesetzes, Marktmanipulation
im Sinne des Art. 7 des EWR-Marktmissbrauchsverordnung-Durchfiihrungs-
gesetzes, Untreue im Sinne des § 153 StGB oder Betrug im Sinne der §§ 146
bis 148 StGB oder eine vergleichbare strafbare Handlung stattfindet, statt-

gefunden hat oder versucht wurde; oder

b) diein Art. 9f Abs. 1 und 2 genannten natiirlichen Personen eine Straftat nach

Bst. a begehen, begangen haben oder zu begehen versucht haben.

3) Bei der Beurteilung nach Abs. 1 prift die FMA aufgrund eines eingereich-
ten Strafregisterauszuges, ob die Personen nach Abs. 1 einschlagig verurteilt sind.
Sie berticksichtigt auch die Eintragungen in Datenbanken der Europdischen Auf-

sichtsbehdrden.

4) Erfullen die Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Geschéftsleitung die
Anforderungen nach Art. 9f Abs. 1 bis 7 nicht oder nicht mehr, ergreift die FMA
die erforderlichen Massnahmen, insbesondere deren Abberufung nach Art. 35a

Abs. 3 Bst. m.

Art. 10 Abs. 4

4) Die FMA kann in begriindeten Fallen Verscharfungen anordnen, soweit

diese nicht den EWR-Rechtsvorschriften widersprechen.
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Art. 12 Abs. 3 Bst. a

3) Die FMA hat dem Antragsteller binnen drei Monaten nach Eingang des
Antrags oder, wenn dieser unvollstindig ist, binnen drei Monaten nach Ubermitt-

lung aller furr die Entscheidung erforderlichen Angaben entweder:

a) die Registrierung - erforderlichenfalls unter Bedingungen und Auflagen - zu
erteilen und den Antragsteller unverziiglich in das Zahlungsinstituts-Register

(Art. 16) einzutragen; oder

Art. 13

Erléschen der Bewilligung

1) Bewilligungen erléschen durch schriftlichen Verzicht. Ein Verzicht ist nur
zuldssig, wenn zuvor samtliche bewilligungspflichtigen Geschafte abgewickelt
worden sind. Der schriftliche Verzicht ist der FMA samt einer Bestatigung einer
anerkannten Wirtschaftsprifungsgesellschaft, dass samtliche bewilligungspflichti-

gen Geschéfte abgewickelt worden sind, zu Gbermitteln.

2) Das Erloschen einer Bewilligung ist von der FMA festzustellen, dem Be-
troffenen mitzuteilen und auf Kosten des Betroffenen im Amtsblatt und auf der
Internetseite der FMA zu veréffentlichen sowie im Zahlungsinstituts-Register nach

Art. 16 zu vermerken.

Art. 14

Entzug der Bewilligung

1) Bewilligungen werden entzogen, wenn:

a) die Geschaftstatigkeit nicht innert Jahresfrist aufgenommen wurde;
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d)

e)

f)

g)

h)

k)
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die Geschaftstatigkeit wahrend mindestens sechs Monaten nicht mehr aus-

gelbt wurde;
der Konkurs rechtskraftig eroffnet wird;

das Zahlungsinstitut den Beschluss gefasst hat, die Gesellschaft aufzulésen

und zu liquidieren;
die Voraussetzungen fiir deren Erteilung nicht mehr erfillt sind;

der Bewilligungstrager die Erteilung durch falsche Angaben oder auf andere
Weise erschlichen hat oder der FMA wesentliche Umstande, die zur Ertei-

lung der Bewilligung gefiihrt haben, nicht bekannt waren;

der Bewilligungstrager den Eigenmittelanforderungen nach Art. 18 oder den
zusatzlichen Anforderungen der FMA nach Art. 35a Abs. 3 Bst. a nicht mehr

genugt;

der Bewilligungstrager ein schwerwiegendes Vergehen nach Art. 109 oder

eine schwerwiegende Ubertretung nach Art. 110 begangen hat;

der Bewilligungstrager den Aufforderungen der FMA zur Wiederherstellung

des rechtmadssigen Zustandes nicht Folge leistet; oder

der Bewilligungstrager die gesetzlichen Pflichten systematisch, schwerwie-

gend oder wiederholt verletzt.

2) Der rechtskraftige Entzug der Bewilligung ist auf Kosten des Zahlungsin-

stituts im Amtsblatt und auf der Internetseite der FMA zu veroffentlichen und im

Zahlungsinstituts-Register nach Art. 16 zu vermerken.
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Art. 15

Folgen des Erléschens bzw. des Entzugs einer Bewilligung

1) Wird die Bewilligung nach Art. 14 entzogen, hat die FMA gleichzeitig die
Beendigung samtlicher bewilligungspflichtiger Geschafte anzuordnen und diese

Tatigkeit an eine Person zu Ubertragen (Geschaftsabwickler).

2) Die FMA hat die fir die Beendigung samtlicher bewilligungspflichtiger Ge-
schafte notwendigen Aufgaben und Befugnisse des Geschéaftsabwicklers zu be-
stimmen. Die Befugnisse kdnnen einige oder samtliche Befugnisse umfassen, liber
welche die Geschiftsleiter des Zahlungsinstituts nach dessen Satzung und auf-
grund der fiir das entsprechende Zahlungsinstitut geltenden Bestimmungen des
Personen- und Gesellschaftsrechts verfligen, unter anderem die Befugnis, einige
oder samtliche Verwaltungsfunktionen der Geschaftsleiter auszuiiben. Die FMA
hat festzulegen, ob der Geschaftsabwickler die Geschaftsleiter voriibergehend er-
setzt oder ob diese voriibergehend mit dem Geschaftsabwickler zusammenzuar-
beiten haben. Die FMA kann den Geschaftsleitern die Verpflichtung auferlegen,
den Geschaftsabwickler anzuhéren und seine Einwilligung einzuholen, bevor be-
stimmte Beschliisse gefasst oder Massnahmen ergriffen werden. Die FMA hat die
Bestellung eines Geschéaftsabwicklers auf ihrer Webseite 6ffentlich bekanntzuma-

chen und im Handelsregister einzutragen.

3) Der Geschaftsabwickler hat in personlicher und fachlicher Hinsicht jeder-
zeit Gewahr flr eine ordnungsgemadsse Beendigung der bewilligungspflichtigen
Geschafte zu bieten. Die Anforderungen nach Art. 9f gelten sinngemass. Die FMA
kann dem Geschaftsabwickler die fir die Beendigung der offenen bewilligungs-
pflichtigen Geschafte notwendigen Weisungen erteilen. Erflllt der Geschaftsab-
wickler die Anforderungen nicht oder nicht mehr oder kommt er den Weisungen

der FMA nicht nach, ergreift die FMA die erforderlichen Massnahmen nach
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Art. 35a Abs. 3, insbesondere dessen Abberufung nach Art. 35a Abs. 3 Bst. m unter

gleichzeitiger Bestellung eines anderen geeigneten Geschaftsabwicklers.

4) Der Geschaftsabwickler hat der FMA in regelmassigen Abstanden Uber
den Fortgang der Beendigung der offenen bewilligungspflichtigen Geschafte zu
berichten. Der Inhalt und das Intervall der Berichte werden von der FMA festge-
legt. Die FMA kann jederzeit zusatzliche Informationen und Dokumente Uber den
Fortgang der Beendigung der offenen bewilligungspflichtigen Geschafte verlan-

gen.

5) Wurde die Bewilligung nach Art. 14 Abs. 1 Bst. d entzogen oder hat das
oberste Organ nach dem Entzug der Bewilligung nach Art. 14 Abs.1 Bst. a bis c und
e bis k die Auflésung und Liquidation des Zahlungsinstituts beschlossen und sind
noch nicht samtliche offene bewilligungspflichtige Geschafte beendet worden, be-
stellt die FMA fir die Dauer der Beendigung samtlicher bewilligungspflichtiger Ge-
schéafte den Liquidator. Die FMA kann gleichzeitig mit der Bestellung auch die Be-
endigung samtlicher bewilligungspflichtiger Geschafte nach Abs. 1 auf den Liqui-
dator Gbertragen. Der Liquidator hat in personlicher und fachlicher Hinsicht jeder-
zeit die Anforderungen nach Abs. 3 zu erfiillen. Die FMA kann dem Liquidator die
fur die Beendigung der offenen bewilligungspflichtigen Geschafte notwendigen
Weisungen erteilen. Erflllt der Liquidator die Anforderungen nicht oder nicht
mehr oder kommt er den Weisungen der FMA nicht nach, ergreift die FMA die
erforderlichen Massnahmen, insbesondere dessen Abberufung nach Art. 35a
Abs. 3 Bst. m unter gleichzeitiger Bestellung eines anderen geeigneten Liquidators.

Abs. 4 gilt sinngemass.

6) Entzieht die FMA nach Art. 14 Abs.1 Bst. a bis c und e bis k eine Bewiilli-
gung, kann sie gleichzeitig die Auflosung und Liquidation des Zahlungsinstituts ver-

flgen, sofern dies zum Schutz der Glaubiger sowie zur Sicherung des Vertrauens
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in das liechtensteinische Geld-, Wertpapier- und Kreditwesen und der Stabilitat
des Finanzsystems notwendig ist. Eine solche Verfligung wirkt wie ein Auflosungs-
beschluss durch das oberste Organ und ist in das Handelsregister einzutragen.
Art. 146 des Personen- und Gesellschaftsrechts findet bei einer Auflésung und Li-
guidation nach diesem Absatz sowie bei einem Entzug der Bewilligung nach Art. 14

Abs. 1 Bst. d keine Anwendung.

7) Hat die FMA die Auflésung und Liquidation nach Abs. 6 verfigt, bestellt
sie den Liquidator. Gleichzeitig ist dem Liquidator die Beendigung der laufenden
bewilligungspflichtigen Geschéafte zu Gbertragen. Die FMA trifft die fir die Beendi-
gung der laufenden bewilligungspflichtigen Geschafte und die Durchfiihrung der
Liquidation erforderlichen Massnahmen und erteilt dem Liquidator die notwendi-
gen Weisungen. Der von der FMA bestellte Liquidator hat in persdnlicher und fach-
licher Hinsicht jederzeit Gewahr fiir eine ordnungsgemasse Auflésung und Liqui-
dation sowie Beendigung der laufenden Geschafte zu bieten. Die Anforderungen
nach Art. 9f gelten sinngemass. Erfillt der Liquidator die Anforderungen nicht oder
nicht mehr oder kommt er den Weisungen der FMA nicht nach, ergreift die FMA
die erforderlichen Massnahmen, insbesondere dessen Abberufung nach Art. 35a
Abs. 3 Bst. m unter gleichzeitiger Bestellung eines anderen geeigneten Liquidators.
Die Bestellung des Liquidators ist in das Handelsregister einzutragen. Die Art. 132

und 133 des Personen- und Gesellschaftsrechts finden keine Anwendung.

8) Als Geschaftsabwickler nach Abs. 1 und 3 sowie Liquidator nach Abs. 5

oder 7 kann die FMA folgende Personen bestellen:
a)  ein oder mehrere Mitglieder der Geschaftsleitung;
c) eine nach Art. 40 anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft; oder

d) sofern sie Gber griindliche Kenntnisse des Zahlungsdienstegeschafts sowie

im Finanzwesen verflgen:
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1.  eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft, die liber eine Bewilligung nach
dem Wirtschaftspriifergesetz verfiigt oder nach Art. 69 des Wirt-

schaftspriifergesetzes registriert ist; oder

2. ein Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwaltsgesellschaft nach dem

Rechtsanwaltsgesetz.

9) Ein von der FMA nach Abs. 1 oder 3 eingesetzter Geschaftsabwickler bzw.
ein von der FMA nach Abs. 5 oder 7 eingesetzter Liquidator hat einen Anspruch
auf Entlohnung gegeniiber dem Zahlungsinstitut. Wird die H6he der Entlohnung
von dem Zahlungsinstitut nicht anerkannt, so hat die FMA die Entlohnung festzu-

legen und dem Zahlungsinstitut deren Auszahlung aufzutragen.

10) Der Wegfall der Bewilligung hindert den Geschaftsabwickler bzw. den
Liguidator nicht daran, bewilligungspflichtige Tatigkeiten des Zahlungsinstituts
weiter zu betreiben, soweit dies flir Zwecke der Beendigung der bewilligungs-
pflichtigen Geschéfte oder des Liquidationsverfahrens erforderlich ist. Bis zur voll-
standigen Beendigung samtlicher bewilligungspflichtiger Geschafte gilt das Zah-
lungsinstitut als Sorgfaltspflichtige nach Art 3 Abs. 1 des Sorgfaltspflichtgesetzes.
Darliber hinaus gelten bis zur vollstandigen Beendigung samtlicher bewilligungs-

pflichtiger Geschéafte die Art. 6a, Art. 9e, Art. 35e, Art. 35f, und Art. 110.

11) Ist eine Bewilligung nach Art. 13 erloschen oder hat die FMA die Bewilli-
gung nach Art. 14 entzogen, hat das Zahlungsinstitut innerhalb von 30 Tagen nach
Einlangen des schriftlichen Verzichts bei der FMA oder nach Rechtskraft der ent-

sprechenden Verfligung, mit der die Bewilligung entzogen wird:

a) das Erbringen von bewilligungspflichtigen Tatigkeiten nach Art. 5 als Ge-

schaftszweck aufzugeben und die Statuten entsprechend zu dndern; und
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b)  das Amt fir Justiz anzuweisen, im Handelsregister unter der Rubrik "Firma"
und "Zweck" die auf das Zahlungsinstitut oder andere bewilligungspflichtige
Tatigkeiten schliessende Firmenbezeichnung und Zweckeintragungen zu 16-
schen; die entsprechenden Eintragungen sind der FMA nachzuweisen; wird
dieser Nachweis nicht erbracht, hat das Amt fiir Justiz nach entsprechender
Information durch die FMA die Auflésung und Liquidation der Gesellschaft

nach Art. 971 des Personen- und Gesellschaftsrechts zu verfiigen.

Uberschrift vor Art. 16

C. Zahlungsinstituts-Register

Art. 16 Abs. 4 und 5

Zahlungsinstituts-Register

4) Die FMA hat das Zahlungsinstituts-Register kostenlos tGber ihre Internet-
seite zur Verfligung zu stellen. Darliber hinaus hat die FMA an ihrem Sitz nach
Massgabe der technischen Moéglichkeiten jedermann Einsicht in das Zahlungsinsti-

tuts-Register zu gewdhren.

5) Die FMA hat die im Zahlungsinstituts-Register aufgenommenen Angaben
nach Abs. 1, einschliesslich deren Anderungen, der EBA und der EFTA-Uberwa-
chungsbehorde mitzuteilen. Im Falle des Erléschens oder Entzugs einer Bewilli-

gung oder Registrierung sind auch die Griinde dafiir beizubringen.

Art. 17 Abs. 6

6) Erganzend finden Art. 58 bis 60 des Bankengesetzes sinngemass Anwen-

dung.
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Art. 19 Sachtitel

Berechnung der Mindesthéhe der Eigenmittel

Art. 22

Verpflichtung zur Priifung durch eine anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft

1) Zahlungsinstitute haben ihre Geschéftstatigkeit jedes Jahr durch eine von
ihnen unabhangige und von der FMA anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft

prifen zu lassen.

2) Zahlungsinstitute haben der Wirtschaftspriifungsgesellschaft jederzeit
Einsicht in die Blcher, Belege, Geschaftskorrespondenz und die Protokolle des
Verwaltungsrats und der Geschaftsleitung zu gewahren, die fir die Feststellung
und Bewertung der Aktiven und Passiven lblichen Unterlagen bereitzuhalten so-
wie alle Auskiinfte zu erteilen, die zur Erfiillung der Prifungspflicht erforderlich

sind.

Art. 23 Abs. 2 bis 4

2) Die FMA teilt dem Zahlungsinstitut binnen zwei Monaten nach Erhalt der
Angaben nach Abs. 1 mit, ob der Agent in das Zahlungsinstituts-Register nach Art.
16 eingetragen wird. Nach Eintragung in das Register darf der Agent mit der Er-

bringung von Zahlungsdiensten beginnen.

3) Vor der Eintragung eines Agenten in das Zahlungsinstituts-Register hat die
FMA weitere Massnahmen zur Priifung der erhaltenen Angaben zu ergreifen,

wenn sie der Auffassung ist, dass die ihr ibermittelten Angaben nicht korrekt sind.

4) Die FMA hat die Eintragung des Agenten in das Zahlungsinstituts-Register

abzulehnen, wenn sie nicht davon Uberzeugt ist, dass die ihr nach Abs. 1
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Ubermittelten Angaben korrekt sind. Die FMA hat das Zahlungsinstitut sowie den

betroffenen Agenten hiervon unverziglich in Kenntnis zu setzen.

Art. 24

Auslagerung

1) Zahlungsinstitute konnen Prozesse, Dienstleistungen oder Tatigkeiten

auszulagern.

2) Die Auslagerung kritischer oder wesentlicher Funktionen ist zuldssig,

wenn:

a)

b)

d)

e)

weder die Qualitat der internen Kontrolle des Zahlungsinstituts noch die Be-
aufsichtigung des Zahlungsinstituts durch die FMA wesentlich beeintrachtigt

werden;
sie nicht zu einer Delegation der Aufgaben der Geschaftsleitung fiihrt;

das Verhaltnis und die Pflichten des Zahlungsinstituts gegeniiber seinen Zah-

lungsdienstnutzern nach diesem Gesetz unverandert bleiben;

die Bewilligungsvoraussetzungen nach diesem Gesetz nicht ausgehéhlt wer-

den; und

keine der anderen Voraussetzungen, unter denen dem Zahlungsinstitut die

Bewilligung erteilt wurde, entfallt oder sich verdandert.

3) Eine Funktion gilt in diesem Zusammenhang insbesondere dann als kriti-

sche oder wesentlich, wenn deren unzureichende oder unterlassene Wahrneh-

mung die kontinuierliche Einhaltung der Bewilligungsvoraussetzungen oder der

anderen Verpflichtungen des Zahlungsinstituts nach diesem Gesetz, seine finanzi-

elle Leistungsfahigkeit oder die Soliditat oder Kontinuitat seiner Zahlungsdienste

wesentlich beeintrachtigen wirde.
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4) Ein Zahlungsinstitut, das Funktionen auslagert, hat angemessene Vorkeh-
rungen zu treffen, um zu gewiéhrleisten, dass die Anforderungen dieses Gesetzes

erfullt werden.

5) Aufgehoben

6) Besondere gesetzliche Vorschriften tber die Auslagerung bleiben vorbe-

halten.

7) Die Regierung kann das Nahere (ber die Auslagerung mit Verordnung re-

geln.

Art. 27 Abs. 5

5) Fallt die Bewertung der FMA insbesondere aufgrund der von der zustan-
digen Behorde des Aufnahmemitgliedstaates Gbermittelten Angaben negativ aus,
hat sie die Eintragung des Agenten oder der Zweigstelle in das Zahlungsinstituts-
Register (Art. 16) abzulehnen oder, falls bereits eine Eintragung erfolgt ist, diese

zu loschen.

Art. 35

Aufgaben

1) Die FMA Uberwacht die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes

und der dazu erlassenen Verordnung.

2) Gehen bei der FMA Klagen oder Beschwerden von Personen und Organi-
sationen wegen behaupteter Verstosse gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes

ein, fliir welche sie nicht zustidndig ist, macht sie diese Personen und
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Organisationen gegebenenfalls und unbeschadet des Rechts vor Gericht zu klagen

auf die Moglichkeit der Anrufung der Schlichtungsstelle (Art. 108) aufmerksam.

Art. 35a
Befugnisse der FMA

1) Die FMA besitzt alle erforderlichen Befugnisse, um ihre Aufgaben nach

diesem Gesetz zu erfillen.

a)

b)

2) Zur Erfillung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz kann sie insbesondere:

von folgenden juristischen oder natirlichen Personen die Vorlage samtlicher
Informationen verlangen, die sie fiur die Wahrnehmung ihrer Aufgaben be-
notigt, einschliesslich der Informationen, die in regelmassigen Abstanden
und in festgelegten Formaten zu Aufsichts- oder entsprechenden Statistik-

zwecken zur Verfligung zu stellen sind:
1.  Zahlungsinstitute mit Sitz in Liechtenstein;

2. Mitarbeiter, Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Geschaftsleitung

sowie Aktiondre oder Anteilseigner von Zahlungsinstituten;

3. Dritte, mit denen Zahlungsinstitute Auslagerungsvereinbarungen ab-

geschlossen haben.

alle erforderlichen Untersuchungen im Hinblick auf jede Person im Sinne des

Bst. a, durchzufiihren, einschliesslich:
1.  des Rechts, Unterlagen zu verlangen;

2. die Blicher und Aufzeichnungen von Personen im Sinne des Bst. a zu
prifen und Kopien oder Ausziige dieser Blicher und Aufzeichnungen

anzufertigen;
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d)

f)
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3. von einer Person im Sinne des Bst. a oder deren Organen, Vertretern
oder Mitarbeitern schriftliche oder miindliche Erklarungen einzuho-

len; und
4. jede andere Person als die in Bst. a genannten zu befragen;

vorbehaltlich anderer Regelungen des EWR-Rechts alle erforderlichen Vor-
Ort-Kontrollen von juristischen Personen im Sinne des Bst. a und von sonsti-
gen Unternehmen, die in die Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis einbe-
zogen sind und fiir welche die FMA konsolidierende Aufsichtsbehérde ist,
nach vorheriger Unterrichtung der betroffenen zustiandigen Beho6rden

durchfiihren;

bereits existierende Aufzeichnungen von Telefongesprachen, elektronische
Mitteilungen oder sonstige Datenlibermittlungen, die im Besitz eines Zah-

lungsinstituts sind, anfordern;

von anerkannten Wirtschaftspriifungsgesellschaften alle erforderlichen In-

formationen und Unterlagen verlangen; und

ausserordentliche Prifungen anordnen oder durchfihren.

3) Ist es zur Erflllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich,

verstosst ein Zahlungsinstitut gegen Bestimmungen dieses Gesetzes oder ist der

FMA nachweislich bekannt, dass ein Zahlungsinstitut innerhalb der nachsten zwolf

Monate voraussichtlich gegen Bestimmungen dieses Gesetzes verstossen wird,

kann die FMA die notwendigen Massnahmen erlassen. Zu diesem Zweck kann sie

insbesondere:

a)

b)

Zahlungsinstituten unter Berlicksichtigung der Voraussetzungen nach

Art. 19 Abs. 3 Bst. a vorschreiben, zusatzliche Eigenmittel vorzuhalten;

Zahlungsinstituten die Herstellung des rechtmassigen Zustandes samt Vor-

lage eines Plans zur Wiederherstellung des rechtmassigen Zustands binnen
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d)

e)

f)

g)

h)
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einer von der FMA gesetzten Frist und dessen Vollzug sowie gegebenenfalls
Nachbesserungen hinsichtlich seines Anwendungsbereichs und Zeitrahmens

auftragen;

die Geschaftsbereiche oder Tatigkeiten von Zahlungsinstituten einschranken
oder begrenzen sowie die Verausserung von die Soliditat des Zahlungsinsti-

tuts gefahrdenden Geschaftszweigen verlangen;

von Zahlungsinstituten eine Verringerung des mit den Tatigkeiten, Produk-
ten und Systemen des Zahlungsinstitutes verbundenen Risikos, einschliess-

lich des mit ausgelagerten Tatigkeiten verbundenen Risikos, verlangen;

Zahlungsinstituten den Einsatz von Nettogewinnen zur Starkung der Eigen-

mittel vorschreiben;

Kapital- und Gewinnentnahmen sowie Ausschiittungen oder Zinszahlungen
an Anteilseigner einschranken oder verbieten; die Einschrankung oder das

Verbot darf jedoch kein Ausfallereignis flir das Zahlungsinstitut darstellen;

Zahlungsinstituten zusatzliche Melde- und Berichtspflichten oder kirzere
Melde- und Berichtsintervalle, insbesondere zur Eigenmittel- und Liquidi-

tatslage sowie zur Verschuldung, vorschreiben;

Zahlungsinstituten Meldepflichten zu geplanten Geschaften vorschreiben

und die Durchfiihrung der geplanten Geschafte untersagen;

von Zahlungsinstituten die Ubermittlung ergdnzender Informationen verlan-
gen,

ein voriibergehendes Berufsaustibungsverbot verhdangen;

die Stimmrechte eines Anteilseigners bis zum Zeitpunkt, an dem aus einer

Verletzung durch Stimmrechtsausiibung kein Nutzen mehr zu ziehen ist,

hochstens aber bis zu finf Jahren aussetzen;
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m) die Abberufung einer natirlichen Person aus dem Verwaltungsrat oder Ge-
schéaftsleitung eines Zahlungsinstitutes sowie aus ihrer Position als Ge-

schaftsabwickler oder Liquidator verlangen;

n)  nach Massgabe von Art. 21a des Finanzmarktaufsichtsgesetzes den Namen
des Zahlungsinstitutes bzw. der natirlichen Person, die flr den Verstoss ver-

antwortlich ist, und die Art des Verstosses offentlich bekanntmachen;

o) die Staatsanwaltschaft ersuchen, Massnahmen zur Sicherung des Verfalls
von Vermdgenswerten nach Massgabe der Strafprozessordnung zu beantra-

gen;

p) die Bewilligung abdndern oder entziehen.

4) Die FMA kann einem Zahlungsinstitut zusatzliche Meldepflichten oder
kiirzere Meldeintervalle nach Abs. 3 Bst. g nur dann vorschreiben, wenn sie geeig-
net und im Hinblick auf den Zweck verhaltnismassig sind und die damit angefor-

derten Informationen der FMA nicht bereits vorliegen.

5) Die Kosten, die beim Gebrauch der Befugnisse nach Abs. 1 bis 4 durch die

FMA entstehen, tragen die Betroffenen.

6) Die FMA kann einen Sachverstandigen als ihren Beobachter in ein Zah-
lungsinstitut abordnen, wenn dies zur Erfiillung der Aufgaben der FMA erforder-
lich erscheint. Mit dieser Aufgabe kann eine anerkannte Wirtschaftsprifungsge-
sellschaft betraut werden. Die Kosten tragt das Zahlungsinstitut. Der Beobachter
Uberwacht die Tatigkeit der leitenden Organe, insbesondere die Durchfiihrung all-
fallig angeordneter Massnahmen, und erstattet der FMA laufend Bericht. Der Be-
obachter geniesst ein uneingeschranktes Recht zur Einsicht in die Geschaftstatig-

keit und die Blicher und Akten des Zahlungsinstituts. Die FMA kann dem
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Beobachter alle zur Erflllung seiner Aufgaben notwendigen Informationen Uber

das Zahlungsinstitut mitteilen.

7) Sofern die Belange der Kunden nicht auf andere Weise gewahrt werden
konnen, kann die FMA auf Kosten des Zahlungsinstituts Befugnisse, die nach dem
Gesetz oder Statuten dem Verwaltungsrat oder der Geschéftsleitung zustehen,
ganz oder teilweise auf einen Sonderbeauftragten libertragen, der zur Wahrung

dieser Befugnisse geeignet ist.

8) Falls der Einfluss von interessierten Erwerbern oder Anteilseignern die
umsichtige und solide Flihrung beeintrachtigen kénnte, ergreift die FMA die erfor-
derlichen Massnahmen, um diesen Zustand zu beenden. Diese Massnahmen kon-
nen sich gegen das Zahlungsinstitut, deren Aktiondre, die Mitglieder des Verwal-

tungsrats und der Geschaftsleitung richten.

9) Die FMA trifft die notwendigen Massnahmen direkt, in Zusammenarbeit
mit anderen inldndischen Behorden oder durch Anzeige bei der Staatsanwalt-

schaft.

Art. 35b

Befugnisse der FMA bei unerlaubtem Geschdftsbetrieb

1) Besteht Grund zur Annahme, dass ohne Bewilligung eine diesem Gesetz
unterstehende Tatigkeit ausgelibt wird, kann die FMA von den betreffenden na-
tirlichen oder juristischen Personen Auskiinfte und Unterlagen einschliesslich Ko-
pien verlangen, wie wenn es sich um beaufsichtigte Personen handelt. Dieses
Recht umfasst auch die Befugnis, in Blicher, Schriftstliicke und EDV-Datentrager
vor Ort Einsicht zu nehmen, sich Auszlige davon herstellen zu lassen und die erfor-

derlichen Daten zu verarbeiten.
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2) Die FMA hat die natirlichen oder juristischen Personen, die ohne Bewilli-
gung eine diesem Gesetz unterstehende Tatigkeit ausiben, zur Herstellung des
rechtmassigen Zustandes innerhalb einer angemessenen, von der FMA zu bestim-
menden Frist aufzufordern. Kommt eine aufgeforderte natirliche oder juristische
Person dieser Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht nach, hat die FMA
die zur Herstellung des rechtmdssigen Zustandes jeweils notwendigen Massnah-
men zu ergreifen. Insbesondere kann die FMA auch die sofortige Einstellung der

Tatigkeit und gegebenenfalls die Auflésung der juristischen Person anordnen.

3) Ist die nattirliche oder juristische Person der Aufforderung zur Herstellung
des rechtmassigen Zustandes nach Abs. 2 nachgekommen und ist zu erwarten,
dass in Hinkunft jene bewilligungsrechtlichen Vorschriften, deren Nichteinhaltung
fur die Massnahmen nach Abs. 2 bestimmend waren, von der natlirlichen oder
juristischen Person dauerhaft eingehalten werden, hat die FMA auf Antrag die

nach Abs. 2 getroffenen Massnahmen ehestens aufzuheben.

Art. 35¢

Warnmeldungen

1) Die FMA kann durch eine Warnmeldung auf ihrer Internetseite oder im
Amtsblatt die Offentlichkeit informieren, dass eine natiirliche oder juristische Per-
son oder der Betreiber einer Internetseite, E-Mail-Adresse oder Telefonnummer
zur Vornahme bestimmter Tatigkeiten nach diesem Gesetz nicht berechtigt ist, so-
fern diese Person dazu Anlass gegeben hat und eine Information der Offentlichkeit
erforderlich und im Hinblick auf mogliche Nachteile des Betroffenen verhaltnis-
massig ist. Die FMA kann in der Warnmeldung den Namen der natiirlichen oder
juristischen Person, die Geschaftsanschrift oder Wohnanschrift, die Handelsregis-

ternummer, die Internetadresse und die Telefonnummer angeben.
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2) Der von einer Warnmeldung nach Abs. 1 Betroffene kann eine Uberprii-

fung der Rechtmassigkeit in einem durch Erlass einer Verfligung zu erledigendem

Verfahren beantragen. Wird im Rahmen der Uberpriifung die Rechtswidrigkeit der

Warnmeldung festgestellt, hat die FMA die Warnmeldung richtig zu stellen oder

auf Antrag des Betroffenen von der Internetseite zu entfernen.

b)

f)

g)

h)

Art. 35d
Genehmigungen durch die FMA

1) Eine vorgdngige Genehmigung der FMA ist erforderlich fir:
Anderungen der Statuten und des Geschiftsreglements;

jede Fusion durch Ubernahme oder durch Vereinigung mit einem Unterneh-
men mit Sitz im Inland, in einem anderen EWR-Mitgliedstaat oder einem

Drittstaat;

die Aufnahme der Funktion als Mitglied des Verwaltungsrats, der Geschafts-

leitung oder als Leiter der internen Revision nach Art. 9g Abs. 1;
die Auslagerung der internen Revision nach Art. 24;

eine Ausnahme von der Beschrankung der Honorareinnahmen fiir aner-

kannte Wirtschaftsprifungsgesellschaften nach Art. 40c Abs. 3;

die erstmalige Beauftragung einer anerkannten Wirtschaftspriifungsgesell-

schaft nach Art. 41 Abs. 2;

den Wechsel der anerkannten Wirtschaftspriifungsgesellschaft nach

Art. 42a Abs. 1

eine Ausnahme von den Anforderungen der Organisation nach Art. 9a

Abs. 2.
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2) Bei der Erteilung von Genehmigungen nach Abs. 1 Bst. a bis ¢ prift die

FMA insbesondere Auswirkungen auf die dauerhafte Einhaltung der Bewilligungs-

voraussetzungen.

3) Folgende Eintragungen ins Handelsregister sind erst zuldssig, nachdem die

FMA die entsprechende Genehmigung nach Abs. 1 erteilt hat:

a)

b)

Anderungen der Statuten;

Anderungen in der Zusammensetzung des Verwaltungsrats oder der Ge-

schaftsleitung;

der Wechsel der anerkannten Wirtschaftsprifungsgesellschaft.

4) Die Regierung kann das Nahere mit Verordnung regeln. Sie kann insbe-

sondere die ndheren Anforderungen an die Unterlagen, die dem Antrag auf Ertei-

lung einer Genehmigung nach Abs. 1 beizufligen sind, festlegen.

b)
c)

d)

Art. 35e
Melde- und Anzeigepflichten

1) Zahlungsinstitute haben der FMA zu melden oder anzuzeigen:

unverziiglich jede Tatsache, die bei bestehenden Mitgliedern des Verwal-
tungsrats oder der Geschiftsleitung zu einer Uberpriifung durch die FMA

nach Art. 9g Abs. 2 fihren kann;
unverziiglich jede wesentliche Anderung der geltenden Reglemente;
unverziiglich jede Anderung der Organisation und des Geschéftsplans;

die Tochterunternehmen und Zweigstellen in anderen EWR-Mitgliedstaaten

oder Drittstaaten einschliesslich dem Leiter der Zweigstelle;
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f)

g)

h)

k)
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unverziiglich jede wesentliche Anderung der Massnahmen zur Sicherung der

Gelder nach Art. 20;

unverziiglich das Absinken der anrechenbaren Eigenmittel unter die in

Art. 18 Abs. 2 genannten Betrage;

jede beabsichtigte Auslagerung vor Abschluss einer Auslagerungsvereinba-

rung,

unverziiglich jede Tatsache, welche die Erfiillbarkeit der Verpflichtungen ge-

genuber den Glaubigern gefahrdet;

jeden Erwerb oder jede Verausserung einer qualifizierten Beteiligung an ei-

nem Unternehmen,;

unverziglich den Eintritt der Zahlungsunfihigkeit oder der Uberschuldung;

und

unverzliglich den Beschluss lGber die Auflésung und Liquidation.

2) Zahlungsinstitute haben der FMA Anderungen bei den in Abs. 1 genann-

ten Tatsachen unverziiglich zu melden. Diese Meldung hat vor einer 6ffentlichen

Bekanntmachung zu erfolgen.

3) Die Regierung kann das Nahere zu den Melde- oder Einreichungspflichten,

insbesondere zum Inhalt und den Fristen, mit Verordnung regeln.

Art. 35f

Periodische Meldungen

1) Zahlungsinstitute haben der FMA quartalsweise oder jahrlich Informatio-

nen auf Einzel- oder konsolidierter Basis zu melden, die insbesondere umfassen:
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a) die Bilanz, bestehend aus Aktiven und Passiven, gegliedert nach den jeweils

angewendeten Rechnungslegungsvorschriften;

b) die Erfolgsrechnung, gegliedert nach den jeweils angewendeten Rechnungs-

legungsvorschriften;

c) andere Informationen, die durch die Verordnung nach Abs. 3 festgelegt wur-

den.

2) Die Meldungen nach Abs. 1 sind in standardisierter Form mittels elektro-
nischer Ubermittlung zu erstatten. Die Ubermittlung hat bestimmten, von der
FMA bekannt zu gebenden Mindestanforderungen zu entsprechen. Die FMA kann

im Bedarfsfall weitere Unterlagen oder Angaben verlangen.

3) Die Regierung regelt das Ndhere zu den periodischen Meldungen, insbe-
sondere zu den Meldestichtagen, den Meldeintervallen, der Gliederung und dem
Inhalt, mit Verordnung. Sie kann dabei auch fiir einzelne Meldungen von Abs. 1

abweichende Meldestichtage oder Meldeintervalle vorsehen.

Art. 37 Abs. 4 und 5

4) Die FMA arbeitet im Rahmen ihrer Aufsicht mit den zustandigen Behorden
eines Drittstaates bei einer Uberwachung, einer Uberpriifung vor Ort, bei Ermitt-
lungen oder bei der Ubermittlung von Informationen unter sinngeméasser Anwen-

dung der Art. 187 und 188 des Bankengesetzes zusammen.

5) Im Ubrigen richtet sich die Zusammenarbeit mit den zustindigen Behor-

den eines Drittstaates nach Art. 26b Abs. 3 und 4 FMAG.
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3. Wirtschaftspriifungsgesellschaften

Art. 40 Abs. 1, 2a, und 2c bis 5
Anerkennung durch die FMA

1) Wirtschaftsprifungsgesellschaften, die Zahlungsinstitute priifen, bedir-

fen fiir diese Tatigkeit der Anerkennung durch die FMA. Nach Art. 126 des Banken-

gesetzes anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaften bedirfen zur Prifung von

Zahlungsinstitute keiner zusatzlichen Anerkennung nach diesem Gesetz; die Wirt-

schaftsprifungsgesellschaft hat der FMA die erstmalige Auslibung der Priftatig-

keit nach diesem Gesetz vorgangig schriftlich anzuzeigen.

f)

g)

h)

2a) Wirtschaftsprifungsgesellschaften werden anerkannt, wenn:

ihre Geschaftsleitung, die verantwortlichen Wirtschaftspriifer und die Orga-
nisation gewahrleisten, dass sie die Priifauftrage dauernd und sachgemass

ausfiihren;

sie Uber mindestens zwei verantwortliche Wirtschaftspriifer mit einer Bewil-

ligung nach dem Wirtschaftspriifergesetz verfligen;

die verantwortlichen Wirtschaftspriifer einen guten Ruf besitzen sowie
griindliche Kenntnisse des E-Geld- und Zahlungsdienstegeschafts sowie der

Revision von Zahlungsinstituten nachweisen;

die Wirtschaftsprifungsgesellschaft sich verpflichtet, sich auf Dienstleistun-
gen fir Dritte zu beschranken und Geschafte auf eigene Rechnung und Ge-
fahr zu unterlassen, soweit sie nicht fiir den Betrieb der Gesellschaft notig

sind (z.B. Anlage der eigenen Mittel); und

die Wirtschaftspriifungsgesellschaft (iber eine ihrer Geschaftstatigkeit ange-

messene Berufshaftpflicht verflgt.
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2b) Die FMA widerruft die Anerkennung der Wirtschaftsprifungsgesell-

schaft, wenn:

b) die Wirtschaftsprifungsgesellschaft ihre Pflichten nach diesem Gesetz

schwerwiegend, wiederholt oder systematisch verletzt.

2c) Eine Anerkennung erlischt, wenn eine Wirtschaftspriifungsgesellschaft
schriftlich darauf verzichtet. Ein schriftlicher Verzicht ist erst zuldssig, wenn die
Wirtschaftspriifungsgesellschaft samtliche Auftrage als anerkannte Wirtschafts-

prifungsgesellschaft nach diesem Gesetz beendet hat.

3) Die Wirtschaftsprifungsgesellschaft hat sich ausschliesslich der Priiftatig-
keit und den unmittelbar damit zusammenhangenden Geschaften wie Kontrollen,
Liquidationen und Sanierungen zu widmen. Sie darf keine Zahlungsdienste, Bank-

geschafte, Wertpapierdienstleistungen und Vermdgensverwaltungen erbringen.

4) Die Wirtschaftsprufungsgesellschaft darf die Leitung der Priifung von Zah-
lungsinstituten nur verantwortlichen Wirtschaftsprifern anvertrauen, die der
FMA vorgangig gemeldet wurden und die erforderlichen Voraussetzungen erfil-

len.

5) Die Wirtschaftspriifungsgesellschaft hat ausser gegeniber den zustandi-
gen Organen des Zahlungsinstituts und der FMA (ber alle ihr bei der Priifung be-

kannt gewordenen Tatsachen das Geheimnis zu wahren.
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Art. 40a

Antrag auf Anerkennung

1) Jeder Antrag auf Anerkennung als Wirtschaftspriifungsgesellschaft ist bei
der FMA schriftlich einzubringen und hat die gesetzlichen Voraussetzungen fir die

Anerkennung nach Art. 40 hinreichend zu dokumentieren.

2) Die Regierung regelt das Nahere mit Verordnung. Sie kann insbesondere
die ndheren Anforderungen an die Angaben und Unterlagen, die dem Antrag auf

Anerkennung beizufligen sind, festlegen.

Art. 40b

Entscheidung lber den Antrag auf Anerkennung

1) Die Anerkennung als Wirtschaftsprifungsgesellschaft wird erteilt, wenn

samtliche Voraussetzungen nach Art. 40 erfillt sind.

2) Die Anerkennung ist bei sonstiger Nichtigkeit schriftlich zu erteilen. Sie
kann erforderlichenfalls mit entsprechenden Bedingungen und Auflagen versehen

werden.

3) Die FMA entscheidet (iber einen Antrag auf Anerkennung binnen zwolf
Monaten nach Eingang des vollstandigen Antrags. Jede Ablehnung wird begriindet
und dem Antragsteller binnen sechs Monaten nach Eingang des vollstéandigen An-
trags bekanntgegeben. Wurden binnen zwdélf Monaten nach Eingang des Antrags
nicht alle erforderlichen Angaben und Unterlagen vom Antragsteller Gibermittelt,

hat die FMA den Antrag zuriickzuweisen.
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Art. 40c

Unabhdngigkeit

1) Die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft muss von dem zu prifen-

den Zahlungsinstitut unabhangig sein und sich ihr Prifungsurteil objektiv bilden.

Die Unabhangigkeit darf weder tatsachlich noch dem Anschein nach beeintrach-

tigt sein.

a)

b)

c)

d)

2) Mit der Unabhangigkeit nicht vereinbar ist insbesondere:

die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat und der Geschaftsleitung bei dem zu

prifenden Zahlungsinstitut;

eine direkte oder indirekte Beteiligung an bzw. eine wesentliche Forderung

oder Schuld gegeniiber dem zu priifenden Zahlungsinstitut;

das Mitwirken bei der Rechnungslegung sowie das Erbringen anderer
Dienstleistungen, durch die das Risiko entsteht, als anerkannte Wirtschafts-

prifungsgesellschaft eigene Arbeiten Gberpriifen zu missen; oder

der Abschluss eines Vertrags zu nicht marktkonformen Bedingungen oder
eines Vertrags, der ein Interesse der anerkannten Wirtschaftspriifungsge-

sellschaft am Prifungsergebnis begriindet.

3) Die aus den Auftragen eines zu prifenden Zahlungsinstituts und der mit

ihm verbundenen Unternehmen unter normalen Verhaltnissen zu erwartenden

jahrlichen Honorareinnahmen diirfen nicht mehr als 10 % der gesamten jahrlichen

Honorareinnahmen der anerkannten Wirtschaftsprifungsgesellschaft ausma-

chen. Die FMA kann nach Art. 35d Ausnahmen genehmigen.
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Art. 40d

Aufgaben und Berichterstattung

1) Die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft priift, ob die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes, anderer auf Zahlungsinstitute unmittelbar anwendbarer
EWR-Rechtsakte oder anderer in Art. 5 Abs. 1 des Finanzmarktaufsichtsgesetzes
angefiihrter Gesetze eingehalten sind und ob die Voraussetzungen bestehen, dass

diese auch in absehbarer Zeit eingehalten werden kdnnen (Aufsichtsprifung).

2) Die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft priift zudem, ob der Ge-
schéaftsbericht und der konsolidierte Geschéaftsbericht des zu priifenden Zahlungs-
instituts nach Form und Inhalt den gesetzlichen, statutarischen und reglementari-

schen Erfordernissen entsprechen (Abschlussprifung).

3) Die Aufsichtspriifung ist von der Abschlusspriifung getrennt durchzufiih-
ren. Soweit im Einzelfall zweckmassig, kann die anerkannte Wirtschaftspriifungs-
gesellschaft im Rahmen der Durchfiihrung einer Aufsichtspriifung die Ergebnisse

der Abschlussprifung bertcksichtigen.

4) Die Aufsichtsprifung ist mit der sachgemassen Sorgfalt eines ordentlichen
und sachkundigen Wirtschaftsprifers durchzufiihren und durch eine angemes-

sene interne Qualitatssicherung zu gewahrleisten.

5) Die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft hat das Ergebnis ihrer
Aufsichtspriifung in einem schriftlichen Bericht umfassend, eindeutig und objektiv
zusammenzufassen. Der Bericht ist vom verantwortlichen Wirtschaftsprifer sowie

einer weiteren zeichnungsberechtigten Person zu unterzeichnen.
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6) Die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft Gbermittelt den Bericht
Uber die Aufsichtsprifung gleichzeitig an den Verwaltungsrat des Zahlungsinsti-

tuts und an die FMA.

7) Die FMA kann sich auf die Richtigkeit und Vollstandigkeit der Ergebnisse

der Aufsichtsprifung verlassen, es sei denn, sie hat begriindete Zweifel daran.

8) Hat die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft gegen ihre Pflichten
nach Abs. 1 bis 6 verstossen, kann die FMA verlangen, dass die verantwortlichen
Wirtschaftspriifer aus ihrer Funktion abberufen werden. Art. 40 Abs. 4 und Art. 41

Abs. 3 bleiben vorbehalten.

9) Die Regierung kann die weiteren Grundsatze der Priifung von Zahlungsin-
stituten nach Abs. 1 mit Verordnung regeln. Die FMA legt die Einzelheiten in einer

Richtlinie fest, insbesondere Uber:
a) die Prifungsgebiete, -periodizitat und -tiefe;
b) die Feststellung und Berichterstattung von Beanstandungen; und

c) den Aufbau und die Einreichungsfrist des Berichts tiber die Aufsichtsprifung,

die einzureichenden Unterlagen sowie die Empfanger.

Art. 40e
Meldepflichten

1) Die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft ist verpflichtet:

a) der FMA jede personelle Anderung bei den der FMA gemeldeten verant-

wortlichen Wirtschaftsprifern unverziglich zu melden; und
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b)  fir jedes ibernommene Mandat den jeweils verantwortlichen Wirtschafts-
prifer der FMA vor Prifungsbeginn, spatestens jedoch bis zum 30. Novem-

ber des Vorjahres, zu melden;

c) bei der FMA alljahrlich den Geschaftsbericht innerhalb von vier Monaten

nach Geschéaftsjahresabschluss einzureichen.

2) Die FMA kann tiber die Griinde des Ausscheidens von Mitgliedern der Ge-
schaftsleitung und den der FMA gemeldeten verantwortlichen Wirtschaftsprifern

Auskunft verlangen.

Art. 41

Pflichten des zu priifenden Zahlungsinstituts

1) Das zu prifende Zahlungsinstitut hat jeweils zu Beginn eines Rechnungs-
jahres eine anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft mit der Abschlussprifung

und der Aufsichtsprifung zu beauftragen.

2) Das zu prufende Zahlungsinstitut holt die Genehmigung der FMA nach
Art. 35d ein, bevor es erstmals eine anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft
bezeichnet oder eine neue anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft beauf-
tragt. Die FMA verweigert die Genehmigung, wenn die vorgesehene anerkannte
Wirtschaftspriifungsgesellschaft unter den gegebenen Verhiltnissen nicht Ge-
wahr flr eine ordnungsgemasse Durchfiihrung der Abschlussprifung oder Auf-

sichtsprifung bietet.

3) Nimmt eine anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft die Prifung ei-
nes zu prifenden Zahlungsinstituts nicht ordnungsgemass vor, so kann die FMA
von dem zu prifenden Zahlungsinstitut verlangen, dass es zu Beginn des folgen-

den Rechnungsjahres eine andere anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft
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mit der Prifung der Jahresrechnung, der konsolidierten Jahresrechnung und der

Aufsichtsprifung beauftragt.

Art. 42

Beanstandungen

1) Stellt die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft Verletzungen von
Bestimmungen dieses Gesetzes, anderer auf Zahlungsinstitute unmittelbar an-
wendbarer EWR-Rechtsakte oder anderer in Art. 5 Abs. 1 des Finanzmarktauf-
sichtsgesetzes angefiihrter Gesetze fest, setzt sie dem Zahlungsinstitut eine ange-
messene Frist zur Herstellung des rechtmassigen Zustandes. Wird die Frist nicht
eingehalten, berichtet die anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaft der FMA.
Die Fristsetzung durch die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft hindert die
FMA nicht daran, aufgrund der Feststellungen durch die anerkannte Wirtschafts-
prifungsgesellschaft alle ihre Befugnisse nach diesem oder nach anderen in Art. 5
Abs. 1 des Finanzmarktaufsichtsgesetzes angefiihrten Gesetzen auszuliben oder
Verwaltungsstrafen nach diesem oder nach anderen in Art. 5 Abs. 1 des Finanz-

marktaufsichtsgesetzes angefiihrten Gesetzen zu verhangen.

2) Die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft hat die FMA unverziglich
zu benachrichtigen, wenn eine Fristansetzung als zwecklos erscheint oder wenn
sie feststellt, dass von der Geschaftsleitung strafbare Handlungen begangen wur-
den oder andere schwere Missstande bestehen, welche dem Zweck dieses Geset-

zes zuwiderlaufen.

3) Eine Meldepflicht im Sinne von Abs. 2 gilt ungeachtet von Abs. 1:

a) bei schwerwiegenden Verstossen des Zahlungsinstituts gegen die Bewilli-
gungsvoraussetzungen und die fiir die Austibung der Tatigkeit geltenden Re-

gelungen;
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b)  bei Sachverhalten oder Entscheidungen, welche die fortdauernde Funkti-

onsfahigkeit des zu priifenden Zahlungsinstituts gefdhrden kénnen; und

c) bei Sachverhalten oder Entscheidungen, welche die Riickweisung der Jah-
resrechnung oder der konsolidierten Jahresrechnung oder Einschrankungen

im Prifbericht nach sich ziehen kdonnen.

4) Eine Meldepflicht besteht auch dann, wenn die anerkannte Wirtschafts-
prifungsgesellschaft in Austibung ihrer Priiftatigkeit Feststellungen im Sinne von
Abs. 3 bei Unternehmen macht, die mit dem zu priifenden Zahlungsinstitut in ei-

ner engen Verbindung stehen.

5) Anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaften, die der FMA in gutem
Glauben Sachverhalte oder Entscheidungen zur Kenntnis bringen, verstossen
dadurch nicht gegen eine etwaige vertragliche oder gesetzliche Beschrankung der
Informationsweitergabe. Die Erfullung der Informationspflicht zieht insoweit
keine nachteiligen Folgen fiir die anerkannte Wirtschaftspriifungsgesellschaft o-
der die Person, welche die Information weitergeleitet hat, nach sich. Sofern keine
zwingenden Griinde dagegensprechen, sind diese Sachverhalte und Entscheidun-
gen auch dem Verwaltungsrat des zu priifenden Zahlungsinstituts zur Kenntnis zu

bringen.

Art. 42a

Wechsel der Wirtschaftspriifungsgesellschaft

1) Die FMA kann auf begriindeten Antrag des zu priifenden Zahlungsinstituts
einen Wechsel der anerkannten Wirtschaftspriifungsgesellschaft nach Art. 35d ge-
nehmigen. Sie hat (iber einen Antrag auf Genehmigung innerhalb von sechs Wo-

chen ab Eingang aller erforderlichen Unterlagen zu entscheiden. Vor ihrer
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Entscheidung konsultiert sie die bisherige anerkannte Wirtschaftsprifungsgesell-

schaft.

2) Die FMA genehmigt den Wechsel der anerkannten Wirtschaftsprifungs-
gesellschaft nach Art. 35d, wenn dadurch der Zweck der Priifung nicht gefdhrdet

wird.

3) Das zu prifende Zahlungsinstitut hat der neu gewdahlten anerkannten
Wirtschaftspriifungsgesellschaft den letzten Bericht iber die Abschlussprifung

und den letzten Bericht tiber die Aufsichtsprifung zur Verfligung zu stellen.

Art. 43

Aufsicht liber die Wirtschaftspriifungsgesellschaft

1) Bei der Aufsicht liber anerkannte Wirtschaftsprifungsgesellschaften kann
die FMA insbesondere Qualitatskontrollen durchfiihren und die anerkannte Wirt-
schaftspriifungsgesellschaft bei ihrer Priftatigkeit bei Zahlungsinstituten beglei-

ten.

2) Fir die Zwecke der Aufsicht Gber anerkannte Wirtschaftsprifungsgesell-
schaften stehen der FMA alle Befugnisse nach Art. 35a Abs. 2 und Abs. 3 Bst. b, c,

g und i bis m unter sinngemasser Anwendung zur Verfligung.

Art. 44

Kosten der Priifung

1) Das zu priifende Zahlungsinstitut tragt die Kosten der Priifung. Die Kosten

der Prufung richten sich nach einem allgemein anerkannten Tarif.
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2) Die Vereinbarung einer Pauschalentschadigung oder eines bestimmten

Zeitaufwandes fir die Priifung ist untersagt.

Art. 109 Abs. 4 und 5

4) Die Verantwortlichkeit von juristischen Personen fiir ein Vergehen nach

Abs. 1 oder 2 richtet sich nach §§ 74a ff. StGB.

5) Ein Schuldspruch nach diesem Artikel ist mit Bezug auf die Beurteilung der
Schuld und der Widerrechtlichkeit sowie die Bestimmung des Schadens fiir den

Zivilrichter nicht verbindlich.

Art. 110 Abs. 1 Bst. i bis w, Abs. 2, Abs. 3 Einleitungssatz sowie Abs. 4 Bst. a und
Abs. 10

1) Von der FMA wird, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zu-
standigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, vorbehaltlich

Abs. 10 wegen Ubertretung mit Busse bis zu 500 000 Franken bestraft, wer:

i) zugelassen hat, dass eine oder mehrere Personen, welche die Anforderun-
gen nach Art. 9f nicht erfillen, Mitglied der Geschaftsleitung, Mitglied des
Verwaltungsrats oder Leiter der internen Revision geworden oder geblieben

sind;

k)  zugelassen hat, dass die Mitglieder des Verwaltungsrats oder der Geschéafts-
leitung die Anforderungen nach Art. 9f Abs. 4 nicht kollektiv erfiillen oder
die Anforderungen an die vorgeschriebene Anzahl an unabhangigen Mitglie-

dern nach Art. 9f Abs. 6 ;

) die organisatorischen Anforderungen nach diesem Gesetz, insbesondere

nach Art. 9a Abs. 1 und 3, 9b, 9c und 9e nicht erfillt;



m)

n)

p)

a)

r)

s)

t)

w)

157

entgegen Art. 9a Abs. 3 vor Ablauf einer Periode von zwei Jahren nach Be-
endigung seiner Funktion als Mitglied der Geschaftsleitung eine Tatigkeit als
Vorsitzender des Verwaltungsrats oder als stellvertretender Vorsitzender
des Verwaltungsrats innerhalb desselben Zahlungsinstituts aufnimmt, in der

er zuvor als Mitglied der Geschéftsleitung tatig war;

die Anforderungen an eine solide Unternehmenssteuerung und Regelungen

fir die Unternehmensfiihrung und -kontrolle nach Art. 9d nicht erfillt;

nach Art. 35d Abs. 1 erforderliche Genehmigungen durch die FMA nicht oder

nicht fristgerecht einholt;

wer die mit einer Bewilligung verbundenen Auflagen nach Art. 9 Abs. 4 Bst. a

verletzt;
die laufende Einhaltung der Statuten und Reglemente nicht sicherstellt;

Zweigstellen errichtet und den Geschaftsbetrieb aufnimmt oder grenziiber-
schreitend im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs Zahlungsdienste

erbringt, bevor samtliche Voraussetzungen nach Art. 28 vorliegen;

einen Agenten oder Dritten beauftragt, bevor samtliche Voraussetzungen

nach Art. 25 erfillt sind;
Aufgaben auslagert, ohne die Vorschriften nach Art. 24 einzuhalten;

entgegen Art. 17 wahrend des Beurteilungszeitraums oder trotz Einspruchs
der FMA den direkten oder indirekten Erwerb oder die direkte oder indirekte
Verausserung einer qualifizierten Beteiligung an einem Unternehmen sowie
die direkte oder indirekte Erh6hung oder die direkte oder indirekte Verrin-
gerung einer qualifizierten Beteiligung an einem Unternehmen, wenn auf-
grund der Erh6hung oder der Verringerung die Schwellenwerte erreicht, un-
ter- oder Uberschreiten wiirden oder das Zahlungsinstitut zum Tochterun-

ternehmen wiirde, durchfiihrt.
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2) Von der FMA wird, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zu-
standigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, vorbehaltlich

Abs. 10 wegen Ubertretung mit Busse bis zu 500 000 Franken bestraft, wer:

3) Von der FMA wird, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zu-
standigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, wegen Ubertretung
mit Busse bis zu 90 000 Franken bestraft, wer gegen die Bestimmungen der Ver-

ordnung (EU) 2021/1230 verstosst, indem er:

4) Von der FMA wird, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zu-
standigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, wegen Ubertretung

mit Busse bis zu 15 000 Franken bestraft, wer:

a) gegen die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1230 verstdsst, indem

er es entgegen Art. 6 unterldsst:

10) Bei schwerwiegenden, wiederholten oder systematischen Verstdssen

betragt die Verwaltungsstrafe nach Abs. 1 und 2:

a) bei juristischen Personen bis zu 10 % des hdchsten in den letzten drei Ge-
schéaftsjahren erzielten jahrlichen Gesamtnettoumsatzes bzw. Bruttoertrags
oder bis zu dem Zweifachen des aus dem Verstoss gezogenen Nutzens ein-
schliesslich eines vermiedenen Verlustes, soweit sich dieser beziffern lasst
und den Gesamtnettoumsatz (Bruttoertrag) tGbersteigt; kann die FMA den
aus dem Verstoss gezogenen Nutzen bzw. den vermiedenen Verlust nicht

ermitteln oder berechnen, kann sie diesen schatzen;

b)  bei natirlichen Personen bis zu 1 000 000 Schweizer Franken oder bis zu
dem Zweifachen des aus dem Verstoss gezogenen Nutzens einschliesslich
eines vermiedenen Verlustes, soweit sich dieser beziffern lasst und 1 000

000 Schweizer Franken Ubersteigt; kann die FMA den aus dem Verstoss
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gezogenen Nutzen bzw. den vermiedenen Verlust nicht ermitteln oder be-

rechnen, kann sie diesen schatzen.

Art. 111

Grundséitze fiir die Strafbemessung

1) Bei der Verhdangung von Strafen nach Art. 48 und Art. 49 bericksichtigen

das Landgericht und die FMA:

a)

b)

c)

d)

f)

g)

h)

die Schwere und Dauer des Verstosses;

den Grad an Verantwortung der fiir den Verstoss verantwortlichen natdirli-

chen oder juristischen Person;

die Finanzkraft der fiir den Verstoss verantwortlichen natirlichen oder juris-
tischen Person, wie sie sich beispielsweise aus dem Gesamtumsatz einer ju-
ristischen Person oder den Jahreseinkiinften einer nattrlichen Person able-

sen lasst;

die Hohe der erzielten Gewinne bzw. verhinderten Verluste der fur den
Verstoss verantwortlichen natiirlichen oder juristischen Person, sofern diese

sich beziffern lassen;

die Verluste, die Dritten durch den Verstoss entstanden sind, sofern diese

sich beziffern lassen;

das Mass der Bereitschaft der flir den Verstoss verantwortlichen natdrlichen
oder juristischen Person zur Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft,

dem Landgericht oder der FMA,;

frihere Verstosse der fir den Verstoss verantwortlichen nattrlichen oder

juristischen Person;

alle moéglichen systemrelevanten Auswirkungen des Verstosses.
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2) Im Ubrigen findet der Allgemeine Teil des Strafgesetzbuches sinngemass

Anwendung.

Art. 113

Veréffentlichung von Verwaltungsstrafen

1) Die FMA kann auf ihrer Internetseite alle rechtskraftig verhangten Ver-
waltungsstrafen wegen Ubertretungen nach Art. 110 verdffentlichen, nachdem
der betroffenen Person die Verwaltungsstrafe mitgeteilt wurde. Eine solche Ver-
offentlichung stellt keine Verletzung des Amtsgeheimnisses nach Art. 31 dar. Die

Veroffentlichung enthilt:
a) Informationen zu Art und Charakter des Verstosses; und

b) den Namen bzw. die Firma der natirlichen oder juristischen Person, gegen

welche die Verwaltungsstrafe verhangt wurde.

2) Die FMA veroffentlicht rechtskraftig verhdangte Verwaltungsstrafen auf ih-

rer Internetseite in anonymisierter Form, wenn:

a) bei Verhdngung einer Verwaltungsstrafe gegen eine natirliche Person die
offentliche Bekanntmachung der personenbezogenen Daten unverhéltnis-

massig ware; oder

b) die Verdffentlichung die Stabilitdt der Finanzmarkte oder laufende straf-

rechtliche Ermittlungen gefdahrden wirde; oder

c) die Veroffentlichung den Beteiligten einen unverhaltnismassig hohen Scha-

den zufligen wiirde, sofern sich ein solcher ermitteln lasst.

3) Liegen Griinde flr eine anonyme Veroffentlichung nach Abs. 2 vor, ist aber

davon auszugehen, dass diese Griinde in absehbarer Zeit nicht mehr vorliegen
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werden, so kann die FMA auf die anonyme Veroéffentlichung verzichten und die

Verwaltungsstrafe nach Wegfall der Griinde nach Abs. 2 veroffentlichen.

4) Die FMA stellt sicher, dass die Veroffentlichung mindestens fiinf Jahre ab
Rechtskraft der Verwaltungsstrafe auf der Internetseite abrufbar ist. Dabei ist die
Veroffentlichung personenbezogener Daten nur aufrecht zu erhalten, so lange

nicht eines der Kriterien des Abs. 2 erfullt werden wirde.

5) Die Veroffentlichung nach Abs. 1 ist von der FMA zu verfligen; dies gilt

nicht fir anonyme Veroffentlichungen.
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VERORDNUNG (EU) 2021/1230 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 14. Juli 2021
iiber grenziiberschreitende Zahlungen in der Union

(kodifizierter Text)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 114 Absatz 1,
auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme der Europdischen Zentralbank ('),

nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (),

gemif$ dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates (‘) wurde mehrfach und erheblich
gedndert (°). Aus Griinden der Klarheit und der Ubersichtlichkeit empfiehlt es sich, sie zu kodifizieren.

(2)  Um ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarktes zu ermdglichen und den grenziiberschreitenden Handel
innerhalb der Union zu vereinfachen, muss sichergestellt werden, dass fiir grenziiberschreitende Zahlungen in Euro
die gleichen Entgelte erhoben werden wie fiir entsprechende Euro-Zahlungen innerhalb eines Mitgliedstaats.

(3)  Fir Zahlungsinstrumente wie Schecks, die hauptsichlich oder ausschliefSlich in Papierform bestehen, empfiehlt es
sich nicht, den Grundsatz der Gleichheit der Entgelte anzuwenden, da sie sich naturgemif8 nicht so effizient
bearbeiten lassen wie elektronische Zahlungen.

(4)  Der Grundsatz der Gleichheit der Entgelte sollte fiir Zahlungen gelten, die in Papierform oder in bar ausgelost oder
abgeschlossen und im Zuge der Zahlungsausfihrungskette elektronisch verarbeitet werden, aufer fiir Schecks; er
sollte auch fur alle Entgelte gelten, die direkt oder indirekt mit einem Zahlungsvorgang verbunden sind,
einschlieSlich von Entgelten, die mit einem Vertrag in Zusammenhang stehen. Indirekte Entgelte sind unter
anderem Entgelte fiir die Einrichtung eines Dauerauftrags oder Entgelte fur die Benutzung von Zahlungskarten oder
von Debit- oder Kreditkarten, die fiir innerstaatliche und grenziiberschreitende Zahlungsvorginge innerhalb der
Union identisch sein sollten.

(5) Um eine Fragmentierung der Zahlungsverkehrsmirkte zu verhindern, empfiehlt es sich, den Grundsatz der
Gleichheit der Entgelte anzuwenden. Deshalb sollte fiir jede Kategorie grenziiberschreitender Zahlungsvorginge
eine Inlandszahlung bestimmt werden, die die gleichen oder sehr dhnliche Merkmale wie der grenziiberschreitende
Zahlungsvorgang aufweist. Fiir die Bestimmung der Inlandszahlung, die einer grenziiberschreitenden Zahlung
entspricht, sollten unter anderem folgende Kriterien herangezogen werden konnen: die Art und Weise der
Auftragserteilung, der Ausfithrung und des Abschlusses der Zahlung, der Automatisierungsgrad, eine etwaige
Zahlungsgarantie, der Status des Kunden und die Beziehung zum Zahlungsdienstleister oder das benutzte
Zahlungsinstrument gemdf der Definition in Artikel 4 Nummer 14 der Richtlinie (EU) 2015/2366 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*). Diese Kriterien sollten nicht als erschopfend betrachtet werden.

() ABL C 65 vom 25.2.2021, S. 4.

() ABL C 56 vom 16.2.2021, S. 43.

() Stellungnahme des Europdischen Parlaments vom 23. Juni 2021 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht) und Beschluss des Rates vom
13. Juli 2021.

() Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 iiber grenziiberschreitende
Zahlungen in der Gemeinschaft und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABL L 266 vom 9.10.2009, S. 11).

() Siehe Anhang I

() Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 iiber Zahlungsdienste im
Binnenmarkt, zur Anderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABL L 337 vom 23.12.2015, S. 35).
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(6)  Die zustdndigen Behorden sollten Leitlinien zur Bestimmung der entsprechenden Zahlungen erstellen, wenn sie dies
fur erforderlich halten. Die Kommission sollte — gegebenenfalls mit Unterstiitzung des gemif$ Artikel 85 Absatz 1
der Richtlinie 2007/64/EG des Europiischen Parlaments und des Rates () eingesetzten Zahlungsverkehrsaus-
schusses — angemessene Orientierungen geben und die zustindigen Behorden unterstiitzen.

(7)  Um das Funktionieren des Binnenmarkts zu erleichtern und Ungleichheiten zu vermeiden, die bei grenziiber-
schreitenden Zahlungen in Euro zwischen Zahlungsdienstnutzern im Euro-Wahrungsgebiet und solchen in nicht
zum Euro-Wihrungsgebiet gehorenden Mitgliedstaaten bestehen, muss dafiir gesorgt werden, dass Entgelte fiir
grenziiberschreitende Zahlungen in Euro innerhalb der Union an die Entgelte fiir entsprechende Inlandszahlungen
in der Landeswihrung des Mitgliedstaats angeglichen werden, in dem der Zahlungsdienstleister des
Zahlungsdienstnutzers ansassig ist. Ein Zahlungsdienstleister gilt als in dem Mitgliedstaat ansdssig, in dem er dem
Zahlungsdienstnutzer seine Dienste erbringt.

(8)  Wihrungsumrechnungsentgelte sind ein bedeutender Kostenfaktor bei grenziiberschreitenden Zahlungen, bei denen
im Mitgliedstaat des Zahlers und im Mitgliedstaat des Zahlungsempfingers unterschiedliche Wahrungen verwendet
werden. GemdfS Artikel 45 der Richtlinie (EU) 2015/2366 miissen die Entgelte und der verwendete Wechselkurs
transparent sein, Artikel 52 Nummer 3 der genannten Richtlinie legt die Informationspflichten in Bezug auf die
unter einen Rahmenvertrag fallenden Zahlungsvorginge fest, und Artikel 59 Absatz 2 der genannten Richtlinie
umfasst die Informationspflichten fiir die Parteien, die Wahrungsumrechnungsdienste an einem Geldautomaten
oder an der Verkaufsstelle anbieten. Es bedarf zusitzlicher Malnahmen, um die Verbraucher vor iiberhéhten
Entgelten fiir die Wahrungsumrechnung zu schiitzen und sicherzustellen, dass die Verbraucher die Informationen
erhalten, die sie bendtigen, um die giinstigste Moglichkeit der Wihrungsumrechnung wihlen zu konnen.

(9)  Die umzusetzenden Mafnahmen sollten angemessen, geeignet und kostengiinstig sein. Gleichzeitig sollte in
Situationen, in denen der Zahler unterschiedlichen Wahrungsumrechnungsmoglichkeiten an einem Geldautomaten
oder an der Verkaufsstelle gegeniibersteht, durch die bereitgestellten Informationen ein Vergleich ermdglicht
werden, damit der Zahler eine sachkundige Entscheidung treffen kann.

(10) Um Vergleichbarkeit zu erreichen, sollten die Wahrungsumrechnungsentgelte fiir alle kartengebundenen Zahlungen
in der gleichen Weise ausgedriickt werden, niamlich als prozentuale Aufschlige auf die letzten verfiigbaren Euro-
Referenzwechselkurse der Europdischen Zentralbank (EZB). Bei einer Umrechnung zwischen zwei nicht dem Euro-
Wiahrungsgebiet angehorenden Wahrungen muss ein Aufschlag moglicherweise auf einem Umrechnungskurs
beruhen, der sich aus zwei Kursen der EZB ableitet.

(11) Gemif den in der Richtlinie (EU) 2015/2366 festgelegten allgemeinen Informationspflichten im Hinblick auf
Wihrungsumrechnungsentgelte sollten die Anbieter von Wahrungsumrechnungen die Informationen iiber ihre
Wihrungsumrechnungsentgelte vor Auslosung des Zahlungsvorgangs offenlegen. Parteien, die Wahrungsum-
rechnungen an einem Geldautomaten oder an der Verkaufsstelle anbieten, sollten Informationen iiber ihre Entgelte
fiir diese Dienste in einer klaren und verstindlichen Weise zur Verfugung stellen, z. B. durch Anzeige ihrer Entgelte
am Schalter oder in digitaler Form am Terminal oder auf dem Bildschirm bei Online-Einkdufen. Zusitzlich zu den
in Artikel 59 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/2366 genannten Informationen sollten diese Parteien vor
Auslosung der Zahlung ausdriickliche Informationen iiber den Betrag, der in der vom Zahlungsempfinger
verwendeten Wihrung an den Zahlungsempfinger zu zahlen ist, und den Gesamtbetrag, der vom Zahler in der
Wihrung des Kontos des Zahlers zu zahlen ist, zur Verfiigung stellen. Der zu zahlende Betrag in der vom
Zahlungsempfinger verwendeten Wihrung sollte den Preis der zu kaufenden Waren oder Dienstleistungen
widerspiegeln und wird moglicherweise an der Kasse und nicht am Zahlungsterminal angezeigt. Die vom
Zahlungsempfinger verwendete Wihrung ist im Allgemeinen die Landeswihrung; nach dem Grundsatz der
Vertragsfreiheit kann diese jedoch in einigen Fillen eine andere Wihrung der Union sein. Der Gesamtbetrag, den
der Zahler in der Wihrung des Kontos des Zahlers zu zahlen hat, sollte sich aus dem Preis der Waren oder
Dienstleistungen und den Wihrungsumrechnungsentgelten zusammensetzen. Dariiber hinaus sollten beide Betrige
auf der Quittung oder auf einem anderen dauerhaften Datentriger dokumentiert werden.

(12) Hinsichtlich Artikel 59 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/2366 sollte der Zahler, wenn ein Wihrungsumrech-
nungsdienst an einem Geldautomaten oder an der Verkaufsstelle angeboten wird, die Mdglichkeit haben, diesen
Dienst abzulehnen und stattdessen in der vom Zahlungsempfinger verwendeten Wihrung zu bezahlen.

() Richtlinie 2007/64[EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 iiber Zahlungsdienste im Binnenmarkt,
zur Anderung der Richtlinien 97/7/EG, 2002/65/EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 97/5/EG
(ABL L 319 vom 5.12.2007, S. 1).
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(13) Um es den Zahlern zu ermdglichen, die Entgelte fur die Wihrungsumrechnungsmaoglichkeiten an einem
Geldautomaten oder an der Verkaufsstelle zu vergleichen, sollten die Zahlungsdienstleister des Zahlers nicht nur
vollstindig vergleichbare Informationen {iber die anwendbaren Entgelte fir die Wahrungsumrechnung in die
Geschiftsbedingungen ihres Rahmenvertrags aufnehmen, sondern diese Informationen auch auf einer allgemein
verfiigbaren und leicht zuginglichen elektronischen Plattform, insbesondere auf ihren Kunden-Websites, auf ihren
Homebanking-Websites und in ihren mobilen Banking-Anwendungen, in einer leicht verstindlichen und
zuginglichen Weise zuginglich machen. Dies wiirde der Entwicklung von Vergleichswebsites dienen, um den
Verbrauchern den Preisvergleich auf Reisen oder beim Einkauf im Ausland zu erleichtern. Dariiber hinaus sollten die
Zahlungsdienstleister der Zahler die Zahler an die anwendbaren Wahrungsumrechnungsentgelte erinnern, wenn
eine kartengebundene Zahlung in einer anderen Wihrung erfolgt, indem sie allgemein verfiigbare und leicht
zugingliche elektronische Kommunikationskandle wie SMS-Nachrichten, E-Mails oder Push-Benachrichtigungen
iiber die mobile Banking-Anwendung des Zahlers nutzen. Zahlungsdienstleister sollten sich mit den
Zahlungsdienstnutzern auf den elektronischen Kommunikationskanal einigen, iiber den sie die Informationen iiber
die Wahrungsumrechnungsentgelte bereitstellen, wobei sie beriicksichtigen sollten, iiber welchen Kanal sie den
Zahler am effektivsten erreichen. Zahlungsdienstleister sollten auch Antrige von Zahlungsdienstnutzern annehmen,
in denen sie auf den Erhalt der elektronischen Nachrichten mit Informationen iiber die Wahrungsumrechnungs-
entgelte verzichten.

(14) Regelmifige Erinnerungen sind angebracht, wenn sich der Zahler fiir lingere Zeit im Ausland aufhilt, z. B. wenn der
Zahler entsandt wird, im Ausland studiert oder wenn der Zahler eine Karte regelmifig fiir Online-Einkédufe in der
Landeswihrung verwendet. Eine Verpflichtung zu solchen Erinnerungen wiirde sicherstellen, dass der Zahler bei der
Auswahl der verschiedenen Wihrungsumrechnungsméglichkeiten informiert ist.

(15) Die Ausfithrung grenziiberschreitender Zahlungsvorginge durch die Zahlungsdienstleister sollte vereinfacht werden.
Zu diesem Zweck sollte die Standardisierung vorangetrieben und insbesondere die Verwendung der internationalen
Nummer eines Zahlungskontos (IBAN) und der internationalen Bankleitzahl (BIC) gefordert werden. Deshalb sollten
den Zahlungsdienstnutzern von den Zahlungsdienstleistern hinreichende Informationen tiber die IBAN und die BIC
des betreffenden Kontos bereitgestellt werden.

(16) Um eine kontinuierliche, zeitnahe und effiziente Bereitstellung der Zahlungsbilanzstatistiken im Rahmen des
einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (SEPA) zu gewihrleisten, sollte sichergestellt werden, dass frei verfiigbare
Zahlungsdaten wie IBAN, BIC und die Betrdge der Zahlungsvorginge oder grundlegende, aggregierte Zahlungsdaten
fiir verschiedene Zahlungsinstrumente noch erfasst werden konnen, sofern die Datenerfassung die automatisierte
Zahlungsverarbeitung nicht behindert und vollstindig automatisiert werden kann. Diese Verordnung beriihrt nicht
die Meldepflichten fiir andere Regelungszwecke, wie beispielsweise zur Privention von Geldwische oder von
Terrorismusfinanzierung, oder fiir steuerliche Zwecke.

(17) Die zustdndigen Behorden sollten die erforderlichen Befugnisse erhalten, um ihren Uberwachungsaufgaben effizient
nachkommen und alle notwendigen Mafinahmen treffen zu konnen, damit gewihrleistet ist, dass die
Zahlungsdienstleister diese Verordnung einhalten.

(18) Um im Falle einer nicht ordnungsgemiffen Anwendung dieser Verordnung den Beschwerdeweg zu ermdglichen,
sollten die Mitgliedstaaten angemessene und wirksame Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren sowie Verfahren
zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen dem Zahlungsdienstnutzer und seinem Zahlungsdienstleister vorsehen.
Zudem sollten zustindige Behorden und aufSergerichtliche Schlichtungsstellen benannt werden.

(19) Zustindige Behorden und aufSergerichtliche Schlichtungsstellen miissen in der Union aktiv zusammenarbeiten,
damit grenziibergreifende Streitigkeiten im Zusammenhang mit dieser Verordnung reibungslos und ziigig beigelegt
werden konnen. Diese Zusammenarbeit sollte in Form einer wechselseitigen Erteilung von Auskiinften tiber das
Recht oder die Rechtspraxis innerhalb ihres Zustindigkeitsbereichs oder gegebenenfalls in Form einer Abgabe oder
Ubernahme von Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren erfolgen konnen.

(20) Die Mitgliedstaaten missen in ihrem innerstaatlichen Recht wirksame, verhiltnismiffige und abschreckende
Sanktionen fiir Verstofe gegen diese Verordnung festlegen.

(21) Die Ausweitung des Geltungsbereichs dieser Verordnung auf andere Wahrungen als den Euro wiirde insbesondere
im Hinblick auf die Anzahl der erfassten Zahlungsvorginge eindeutige Vorteile bieten. Es sollte ein
Anmeldeverfahren vorgesehen werden, das es auch Mitgliedstaaten, die den Euro nicht als ihre Wahrung eingefiihrt
haben, ermaoglicht, diese Verordnung auf grenziiberschreitende Zahlungen in ihrer Landeswahrung anzuwenden.
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(22) Die Kommission sollte dem Europiischen Parlament, dem Rat, der EZB und dem Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss einen Bericht iiber die Anwendung der Regelung, durch die die Kosten fiir grenziiberschreitende
Zahlungen in Euro an die Kosten fiir inldndische Zahlungsvorginge in Landeswihrungen angeglichen werden, und
tiber die Wirksamkeit der in dieser Verordnung festgelegten Informationspflichten tiber die Wihrungsumrechnung
vorlegen. Die Kommission sollte auch weitere Moglichkeiten — und die technische Durchfiihrbarkeit dieser
Moglichkeiten — priifen, die Regelung der Gleichheit der Entgelte auf alle Wihrungen der Union auszudehnen und
die Transparenz und Vergleichbarkeit der Wahrungsumrechnungsentgelte weiter zu verbessern, sowie die
Moglichkeit, die Option der Wihrungsumrechnung durch andere Parteien als den Zahlungsdienstleister des Zahlers
zu deaktivieren und zu aktivieren.

(23) Da die Ziele dieser Verordnung von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden konnen, sondern
vielmehr wegen des Umfangs oder der Wirkungen der Mafnahme auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind,
kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union verankerten Subsidiari-
tatsprinzip ttig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhaltnismafigkeit
geht diese Verordnung nicht tiber das fiir die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf hinaus —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand und Geltungsbereich

(1)  In dieser Verordnung werden Bestimmungen iiber grenziiberschreitende Zahlungen und tiber die Transparenz von
Wihrungsumrechnungsentgelten innerhalb der Union festgelegt.

(2)  Diese Verordnung gilt im Einklang mit der Richtlinie (EU) 2015/2366 fiir grenziiberschreitende Zahlungen, die in
Euro oder einer Landeswihrung der Mitgliedstaaten getitigt werden, die gemdfl Artikel 13 der vorliegenden Verordnung
ihren Beschluss, die Anwendung dieser Verordnung auf ihre Landeswahrung auszudehnen, mitgeteilt haben.

Ungeachtet des ersten Unterabsatzes dieses Absatzes gelten die Artikel 4 und 5 fur inldndische und grenziiberschreitende
Zahlungen, die auf Euro oder auf eine Landeswahrung eines Mitgliedstaats lauten, die nicht der Euro ist, und eine
Wahrungsumrechnung beinhalten.

(3)  Diese Verordnung gilt nicht fiir Zahlungen, die Zahlungsdienstleister auf eigene Rechnung oder fiir Rechnung
anderer Zahlungsdienstleister vornehmen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,grenziiberschreitende Zahlung“ einen elektronisch verarbeiteten Zahlungsvorgang, der von einem Zahler oder von
einem oder iiber einen Zahlungsempfinger ausgelost wird und bei dem der Zahlungsdienstleister des Zahlers und der
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers in unterschiedlichen Mitgliedstaaten ansissig sind;

2. ,Inlandszahlung” einen elektronisch verarbeiteten Zahlungsvorgang, der von einem Zahler oder von einem oder iiber
einen Zahlungsempfinger ausgelost wird und bei dem der Zahlungsdienstleister des Zahlers und der
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers in ein und demselben Mitgliedstaat ansissig sind;

3. ,Zahler” eine natiirliche oder juristische Person, die Inhaber eines Zahlungskontos ist und die einen Zahlungsauftrag
von diesem Zahlungskonto gestattet oder — falls kein Zahlungskonto vorhanden ist — eine natiirliche oder
juristische Person, die den Auftrag fiir einen Zahlungsvorgang erteilt;

4., Zahlungsempfinger” eine natiirliche oder juristische Person, die den bei einem Zahlungsvorgang transferierten
Geldbetrag als Empfinger erhalten soll;
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5. ,Zahlungsdienstleister” eine der in Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2015/2366 genannten Kategorien juristischer
Personen oder eine in Artikel 32 dieser Richtlinie genannte natiirliche oder juristische Person, jedoch mit Ausnahme
der Institute, die in Artikel 2 Absatz 5 Nummern 2 bis 23 der Richtlinie 2013/36/EU des Europiischen Parlaments
und des Rates (¥) genannt sind und fiir die ein Mitgliedstaat die in Artikel 2 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/2366
vorgesehene Ausnahme gewihrt hat;

6. ,Zahlungsdienstnutzer” eine natiirliche oder juristische Person, die einen Zahlungsdienst als Zahler oder
Zahlungsempfinger oder in beiden Eigenschaften in Anspruch nimmt;

7. ,Zahlungsvorgang“ die Bereitstellung, den Transfer oder die Abhebung eines Geldbetrags, ausgeldst von einem Zahler
oder von einem oder iiber einen Zahlungsempfinger, unabhingig von etwaigen zugrunde liegenden Verpflichtungen
im Verhiltnis zwischen Zahler und Zahlungsempfinger;

8. ,Zahlungsauftrag” einen Auftrag, den ein Zahler oder Zahlungsempfinger seinem Zahlungsdienstleister zur
Ausfithrung eines Zahlungsvorgangs erteilt;

9. ,Entgelt” jeden Betrag, den ein Zahlungsdienstleister von einem Zahlungsdienstnutzer erhebt und der direkt oder
indirekt mit einem Zahlungsvorgang verbunden ist, jeden Betrag, den ein Zahlungsdienstleister oder eine Partei, die
Wihrungsumrechnungen gemidfl Artikel 59 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/2366 erbringt, von einem
Zahlungsdienstnutzer fiir eine Wahrungsumrechnung erhebt, oder eine Kombination aus beidem;

10. ,Geldbetrag“ Banknoten und Miinzen, Giralgeld und elektronisches Geld im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 der
Richtlinie 2009/110/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (’);

11. ,Verbraucher” eine natiirliche Person, die zu Zwecken handelt, die nicht ihrer gewerblichen oder beruflichen Tatigkeit
zugerechnet werden konnen;

12. ,Kleinstunternchmen® ein Unternehmen, das zum Zeitpunkt des Abschlusses des Zahlungsdienstvertrags ein
Unternehmen im Sinne von Artikel 1 und Artikel 2 Absitze 1 und 3 des Anhangs der Empfehlung 2003/361/EG der
Kommission (') ist;

13. ,Interbankenentgelt” ein zwischen dem Zahlungsdienstleister des Zahlers und dem Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers fiir jede Lastschrift gezahltes Entgelt;

14. ,Lastschrift“ einen vom Zahlungsempfinger ausgelosten Zahlungsdienst zur Belastung des Zahlungskontos des Zahlers
aufgrund einer Zustimmung des Zahlers zu einem Zahlungsvorgang, die der Zahler gegeniiber dem
Zahlungsempfinger, dessen Zahlungsdienstleister oder seinem eigenen Zahlungsdienstleister erteilt;

15. ,Lastschriftverfahren“ gemeinsame Regeln, Verfahren und Normen, die zwischen den Zahlungsdienstleistern fur die
Ausfithrung von Lastschriften vereinbart wurden.

Artikel 3

Entgelte fiir grenziiberschreitende Zahlungen und entsprechende Inlandszahlungen

(1)  Zahlungsdienstleister erheben von einem Zahlungsdienstnutzer fiir grenziiberschreitende Zahlungen in Euro die
gleichen Entgelte, die sie fiir entsprechende Inlandszahlungen in gleicher Hohe in der Landeswihrung des Mitgliedstaats, in
dem der Zahlungsdienstleister des Zahlungsdienstnutzers ansissig ist, erheben.

(2)  Fir grenziiberschreitende Zahlungen in der Landeswihrung eines Mitgliedstaats, der gemdff Artikel 13 seinen
Beschluss mitgeteilt hat, die Anwendung dieser Verordnung auf seine Landeswdhrung zu erweitern, erheben
Zahlungsdienstleister von einem Zahlungsdienstnutzer die gleichen Entgelte, die sie von Zahlungsdienstnutzern fur
entsprechende Inlandszahlungen in gleicher Hohe und in derselben Wahrung erheben.

() Richtlinie 2013/36/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber den Zugang zur Tatigkeit von
Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten, zur Anderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABL L 176 vom 27.6.2013, S. 338).

() Richtlinie 2009/110/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 iiber die Aufnahme, Ausiibung und
Beaufsichtigung der Titigkeit von E-Geld-Instituten, zur Anderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur
Authebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABL. L 267 vom 10.10.2009, S. 7).

(*) Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen
und mittleren Unternehmen (ABI. L 124 vom 20.5.2003, S. 36).
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(3)  Bei der Berechnung der Entgelte fiir grenziiberschreitende Zahlungen fiir die Zwecke von Absatz 1 muss der
Zahlungsdienstleister die entsprechende Inlandszahlung bestimmen. Die zustindigen Behorden erstellen Leitlinien zur
Bestimmung der entsprechenden Inlandszahlungen, wenn sie dies fir erforderlich halten. Die zustindigen Behorden
arbeiten im Rahmen des gemif Artikel 85 Absatz 1 der Richtlinie 2007/64/EG eingesetzten Zahlungsverkehrsausschusses
aktiv zusammen, um die Kohirenz der Leitlinien fiir entsprechende Inlandszahlungen sicherzustellen.

(4)  Die Absitze 1 und 2 gelten nicht fur Entgelte fiir die Wahrungsumrechnung.

Artikel 4

Entgelte fiir die Wihrungsumrechnung im Zusammenhang mit kartengebundenen Zahlungsvorgingen

(1) In Bezug auf die Informationspflichten im Hinblick auf Wahrungsumrechnungsentgelte und den anwendbaren
Wechselkurs gemaf§ Artikel 45 Absatz 1, Artikel 52 Nummer 3 und Artikel 59 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/2366
driicken Zahlungsdienstleister und Parteien, die Wihrungsumrechnungen an einem Geldautomaten oder an der
Verkaufsstelle gemifS Artikel 59 Absatz 2 der genannten Richtlinie erbringen, die gesamten Wihrungsumrechnungsentgelte
als prozentualen Aufschlag auf die letzten verfiigbaren Euro-Referenzwechselkurse der Europdischen Zentralbank (EZB)
aus. Dieser Aufschlag ist dem Zahler vor Auslésung des Zahlungsvorgangs offenzulegen.

(2)  Zahlungsdienstleister machen den Aufschlagnach Absatz 1 auch in einer verstindlichen und leicht zuginglichen
Weise auf einer allgemein verfiigbaren und leicht zuginglichen elektronischen Plattform zuginglich.

(3)  Zusitzlich zu den in Absatz 1 genannten Informationen muss eine Partei, die eine Wahrungsumrechnung an einem
Geldautomaten oder an der Verkaufsstelle erbringt, dem Zahler vor Auslosung des Zahlungsvorgangs die folgenden
Informationen bereitstellen:

a) den Betrag, der an den Zahlungsempfinger in der vom Zahlungsempfanger verwendeten Wihrung zu zahlen ist;

b) den Betrag, der vom Zahler in der Wihrung des Kontos des Zahlers zu zahlen ist.

(4)  Eine Partei, die Wahrungsumrechnungen an einem Geldautomaten oder an der Verkaufsstelle erbringt, muss die in
Absatz 1 genannten Informationen am Geldautomaten oder an der Verkaufsstelle deutlich anzeigen. Vor der Auslosung
des Zahlungsvorgangs informiert diese Partei den Zahler auch iiber die Moglichkeit, in der vom Zahlungsempfinger
verwendeten Wihrung zu zahlen und die Wihrungsumrechnung anschlieBend vom Zahlungsdienstleister des Zahlers
durchfithren zu lassen. Die in den Absdtzen 1 und 3 genannten Informationen sind dem Zahler nach Auslosung des
Zahlungsvorgangs auch auf einem dauerhaften Datentriger zur Verfiigung zu stellen.

(5)  Fir jede Zahlungskarte, die dem Zahler von seinem Zahlungsdienstleister ausgegeben wurde und die mit demselben
Konto verkniipft ist, iibermittelt der Zahlungsdienstleister des Zahlers unverziiglich nachdem er einen Zahlungsauftrag
wegen einer Barabhebung an einem Geldautomaten oder einer Zahlung an der Verkaufsstelle erhalten hat, der auf eine
Wiahrung der Union lautet, die von der Wahrung des Kontos des Zahlers abweicht, dem Zahler eine elektronische
Mitteilung mit den in Absatz 1 genannten Informationen.

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 wird eine derartige Mitteilung einmal in jedem Monat versendet, in dem der
Zahlungsdienstleister des Zahlers vom Zahler einen Zahlungsauftrag in der gleichen Wihrung erhilt.

(6)  Der Zahlungsdienstleister vereinbart mit dem Zahlungsdienstnutzer den bzw. die allgemein verfiigbaren und leicht
zuginglichen elektronischen Kommunikationskanal bzw. -kanile, tiber den bzw. die der Zahlungsdienstleister die in
Absatz 5 genannte Mitteilung tibermittelt.

Der Zahlungsdienstleister bietet den Zahlungsdienstnutzern die Moglichkeit, auf den Erhalt der in Absatz 5 genannten
elektronischen Mitteilung zu verzichten.

Der Zahlungsdienstleister und der Zahlungsdienstnutzer konnen vereinbaren, dass Absatz 5 und dieser Absatz insgesamt
oder teilweise keine Anwendung finden, wenn es sich bei dem Zahlungsdienstnutzer nicht um einen Verbraucher handelt.

(7)  Die in diesem Artikel genannten Informationen werden kostenlos und in einer neutralen und verstindlichen Weise
zur Verfiigung gestellt.
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Artikel 5

Entgelte fiir die Wihrungsumrechnung im Zusammenhang mit Uberweisungen

(1)  Wird eine Wahrungsumrechnung vom Zahlungsdienstleister des Zahlers im Zusammenhang mit einer Uberweisung
im Sinne von Artikel 4 Nummer 24 der Richtlinie (EU) 2015/2366 angeboten, die direkt online iiber die Website oder tiber
die mobile Banking-Anwendung des Zahlungsdienstleisters getitigt wird, so informiert der Zahlungsdienstleister den
Zahler im Hinblick auf Artikel 45 Absatz 1 und Artikel 52 Nummer 3 der genannten Richtlinie vor Auslosung des
Zahlungsvorgangs in einer klaren, neutralen und verstindlichen Weise iiber die geschitzten Wiahrungsumrechnungs-
entgelte, die fiir die Uberweisung gelten.

(2)  Vor Auslosung eines Zahlungsvorgangs teilt der Zahlungsdienstleister dem Zahler in einer klaren, neutralen und
verstindlichen Weise den geschdtzten Gesamtbetrag der Uberweisung, —einschlielich jeglicher Entgelte fiir
Zahlungsvorginge und Wihrungsumrechnungsentgelte, in der Wihrung des Kontos des Zahlers mit. Der
Zahlungsdienstleister muss auch den geschitzten dem Zahlungsempfinger zu iiberweisenden Betrag in der vom
Zahlungsempfanger verwendeten Wahrung mitteilen.

Artikel 6

Maflnahmen zur Erleichterung der automatischen Zahlungsabwicklung

(1)  Der Zahlungsdienstleister teilt dem Zahlungsdienstnutzer gegebenenfalls die internationale Nummer eines
Zahlungskontos (IBAN) des Zahlungsdienstnutzers und die internationale Bankleitzahl (BIC) des Zahlungsdienstleisters mit.

Der Zahlungsdienstleister gibt zudem gegebenenfalls die IBAN des Zahlungsdienstnutzers und die BIC des Zahlungsdienst-
leisters auf den Kontoausziigen oder auf einer Anlage dazu an.

Der Zahlungsdienstleister stellt dem Zahlungsdienstnutzer fiir die Bereitstellung von Informationen nach diesem Absatz
kein Entgelt in Rechnung.

(2)  Der Zahlungsdienstleister kann dem Zahlungsdienstnutzer iiber das gemiafl Artikel 3 Absatz 1 erhobene Entgelt
hinausgehende Entgelte in Rechnung stellen, wenn der Zahlungsdienstnutzer dem Zahlungsdienstleister den Auftrag zur
Ausfithrung einer grenziiberschreitenden Zahlung ohne Angabe der IBAN und, sofern gemifl der Verordnung (EU)
Nr. 260/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates (') angebracht, der entsprechenden BIC fiir das Zahlungskonto
in dem anderen Mitgliedstaat erteilt. Diese Entgelte miissen angemessen und an den anfallenden Kosten ausgerichtet sein.
Sie werden zwischen dem Zahlungsdienstleister und dem Zahlungsdienstnutzer vereinbart. Der Zahlungsdienstleister
muss dem Zahlungsdienstnutzer die Hohe der zusitzlichen Entgelte rechtzeitig, bevor der Zahlungsdienstnutzer durch
eine solche Vereinbarung gebunden ist, mitteilen.

(3)  Je nach Art des betreffenden Zahlungsvorgangs teilt ein Lieferant von Waren bzw. ein Dienstleister, der unter diese
Verordnung fallende Zahlungen akzeptiert, bei der Rechnungsstellung fiir Waren und Dienstleistungen in der Union seinen
Kunden seine IBAN und die BIC seines Zahlungsdienstleisters mit.

Artikel 7

Zahlungsbilanzstatistisch begriindete Meldepflichten

(1) Die Mitgliedstaaten sehen keine zahlungsbilanzstatistisch begriindeten innerstaatlichen Pflichten der
Zahlungsdienstleister zur Meldung von Zahlungsverkehrsdaten im Zusammenhang mit Zahlungen ihrer Kunden vor.

(2)  Unbeschadet von Absatz 1 konnen die Mitgliedstaaten aggregierte Daten oder andere relevante, ohne weiteres
verfiigbare Informationen erfassen, sofern diese Erfassung keinen Einfluss auf die vollautomatische Zahlungsabwicklung
hat und die Zahlungsdienstleister die Daten vollautomatisch erfassen konnen.

() Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. Marz 2012 zur Festlegung der technischen
Vorschriften und der Geschiftsanforderungen fiir Uberweisungen und Lastschriften in Euro und zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 924/2009 (ABL. L 94 vom 30.3.2012, S. 22).
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Artikel 8

Zustindige Behorden

Die Mitgliedstaaten benennen die zustindigen Behorden, die fur die Sicherstellung der Einhaltung dieser Verordnung
verantwortlich sind.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unverziiglich jede Anderung mit, die die zustindigen Behorden betrifft, die ihr
nach Artikel 9 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 notifiziert wurden.

Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die zustindigen Behorden die Einhaltung dieser Verordnung wirksam zu
tiberwachen und alle erforderlichen Mafnahmen zu treffen haben, um diese Einhaltung sicherzustellen.

Artikel 9

Beschwerdeverfahren fiir Verst6f3e gegen diese Verordnung

(1)  Die Mitgliedstaaten sehen Verfahren vor, die es den Zahlungsdienstnutzern und anderen interessierten Parteien
ermoglichen, bei den zustindigen Behorden wegen mutmaflicher Verstofle der Zahlungsdienstleister gegen diese
Verordnung Beschwerde einzulegen.

(2)  Unbeschadet des Rechts, nach dem innerstaatlichen Prozessrecht vor Gericht zu klagen, weist die zustindige Behorde
die Partei, die die Beschwerde eingereicht hat, gegebenenfalls auf die nach Artikel 10 vorgesehenen auflergerichtlichen
Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren hin.

Artikel 10

Auflergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren

(1)  Die Mitgliedstaaten sehen angemessene und wirksame aufSergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren
fur die Beilegung von Streitigkeiten zwischen Zahlungsdienstnutzern und ihren Zahlungsdienstleistern iiber aus dieser
Verordnung erwachsende Rechte und Pflichten vor. Fir diese Zwecke werden von den Mitgliedstaaten die zustdndigen
Einrichtungen benannt.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unverziiglich jede Anderung mit, die die Einrichtungen betrifft, die ihr
nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 notifiziert wurden.

(3)  Die Mitgliedstaaten konnen vorsehen, dass dieser Artikel nur fiir Zahlungsdienstnutzer gilt, bei denen es sich um
Verbraucher oder Kleinstunternehmen handelt. In diesem Fall unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommission
entsprechend.

Artikel 11
Grenziiberschreitende Zusammenarbeit

Die in den Artikeln 8 und 10 genannten zustindigen Behorden und auflergerichtlichen Schlichtungsstellen der
Mitgliedstaaten arbeiten bei der Losung grenziibergreifender Streitigkeiten aktiv und ziigig zusammen. Die Mitgliedstaaten
stellen sicher, dass diese Zusammenarbeit tatsichlich erfolgt.

Artikel 12

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten erlassen die Vorschriften iiber Sanktionen, die bei Verstofien gegen diese Verordnung zu verhdngen sind,
und treffen alle fur die Anwendung der Sanktionen erforderlichen Mafinahmen. Die Sanktionen miissen wirksam,
verhiltnismiRig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission unverziiglich jede Anderung mit, die
die Vorschriften und Malnahmen betrifft, die ihr nach Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 924/2009 notifiziert wurden.
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Artikel 13

Anwendung auf andere Wihrungen als den Euro

Ein Mitgliedstaat, der den Euro nicht als seine Wahrung eingefiihrt hat und beschliefSt, die Anwendung dieser Verordnung
auf seine Landeswahrung auszudehnen, teilt dies der Kommission mit.

Diese Mitteilung wird im Amtsblatt der Europdischen Union veréffentlicht. Die Ausweitung des Geltungsbereichs dieser
Verordnung auf die Landeswihrung des betreffenden Mitgliedstaats wird 14 Tage nach dieser Veroftentlichung wirksam.

Artikel 14
Uberpriifung

(1)  Die Kommission legt dem Europdischen Parlament, dem Rat, der EZB und dem Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss bis zum 19. April 2022 einen Bericht tiber die Anwendung und die Auswirkungen dieser Verordnung vor,
der insbesondere Folgendes enthalten muss:

a) eine Bewertung der Art und Weise, wie Zahlungsdienstleister Artikel 3 dieser Verordnung, anwenden;

b) eine Bewertung der Entwicklung der Volumen und Entgelte fiir inldndische und grenziiberschreitende Zahlungen in den
Landeswihrungen der Mitgliedstaaten und in Euro seit dem Datum der Annahme der Verordnung (EU) 2019/518 des
Europiischen Parlaments und des Rates (%), das heiflt dem 19. Mirz 2019;

c) eine Bewertung der Auswirkungen von Artikel 3 dieser Verordnung auf die Entwicklung der Wihrungsumrechnungs-
entgelte und der anderen Entgelte im Zusammenhang mit Zahlungsdiensten sowohl fiir die Zahler als auch fur die
Zahlungsempfinger;

d) eine Bewertung der geschitzten Auswirkungen der Anderung von Artikel 3 Absatz 1 dieser Verordnung zur
Einbeziehung der Wahrungen aller Mitgliedstaaten;

e) eine Bewertung der Art und Weise, wie Anbieter von Wahrungsumrechnungen die in den Artikeln 4 und 5 dieser
Verordnung und im nationalen Rechtzur Umsetzung des Artikels 45 Absatz 1, des Artikels 52 Nummer 3 und des
Artikels 59 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/2366 festgelegten Informationspflichten anwenden und ob mit diesen
Vorschriften die Transparenz der Wahrungsumrechnungsentgelte erhoht wird;

f) eine Bewertung der Frage, ob und inwieweit Anbieter von Wihrungsumrechnungen Schwierigkeiten bei der praktischen
Anwendung der Artikel 4 und 5 dieser Verordnung und der nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung des
Artikels 45 Absatz 1, des Artikels 52 Nummer 3 und des Artikels 59 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/2366 haben;

g) eine Kosten-Nutzen-Analyse der Kommunikationskanile und -technologien, die von Anbietern von Wahrungsum-
rechnungen genutzt werden oder ihnen zur Verfiigung stehen und durch die die Transparenz der Wahrungsumrech-
nungsentgelte weiter erhoht werden kann, einschliefSlich einer Bewertung der Frage, ob es bestimmte Kandle gibt, die
Zahlungsdienstleister fiir die Ubermittlung der in Artikel 4 genannten Informationen anbieten miissten; diese Analyse
umfasst auch eine Bewertung der technischen Durchfiihrbarkeit der gleichzeitigen Offenlegung der in Artikel 4
Absitze 1 und 3 dieser Verordnung genannten Informationen vor Auslosung jedes Zahlungsvorgangs fiir alle an einem
Geldautomaten oder an der Verkaufsstelle verfiigbaren Wihrungsumrechnungsmoglichkeiten;

h) eine Kosten-Nutzen-Analyse der Einfithrung der Moglichkeit fiir die Zahler, die von einer anderen Partei als dem
Zahlungsdienstleister des Zahlers angebotene Option der Wahrungsumrechnung an einem Geldautomaten oder an der
Verkaufsstelle zu sperren und ihre Priferenzen in dieser Hinsicht zu dndern;

i) eine Kosten-Nutzen-Analyse der Einfithrung einer Verpflichtung fir den Zahlungsdienstleister des Zahlers, bei der
Erbringung von Wihrungsumrechnungen in Bezug auf einen einzelnen Zahlungsvorgang den zum Zeitpunkt der
Auslosung des Zahlungsvorgangs geltenden Wechselkurs bei der Abwicklung und Abrechnung des Zahlungsvorgangs
anzuwenden.

(2)  Der in Absatz 1 genannte Bericht umfasst mindestens den Zeitraum vom 15. Dezember 2019 bis zum 19. Oktober
2021. Die Kommission kann fur die Erstellung ihres Berichts von den Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit Absatz 1
erhobene Daten verwenden und hat darin die Besonderheiten der verschiedenen Zahlungsvorgange zu beriicksichtigen,
wobei insbesondere zwischen an einem Geldautomaten und an der Verkaufsstelle ausgelosten Zahlungsvorgingen
unterschieden wird.

(*) Verordnung (EU) 2019/518 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 19. Mérz 2019 zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 924/2009 in Bezug auf Entgelte fir grenziiberschreitende Zahlungen in der Union und Entgelte fiir Wihrungsumrechnungen
(ABL L 91 vom 29.3.2019, S. 36).
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Artikel 15
Aufhebung von Rechtsakten
Die Verordnung (EG) Nr. 924/2009 wird aufgehoben.
Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind nach
Mafgabe der Entsprechungstabelle in Anhang II zu lesen.
Artikel 16
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 14. Juli 2021

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prisident Der Prisident
D. M. SASSOLI A.LOGAR
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ANHANG I
Aufgehobene Verordnung mit der Liste ihrer nachfolgenden Anderungen

Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des
Europdischen Parlaments und des Rates
(ABL. L 266 vom 9.10.2009, S. 11).

Verordnung (EU) Nr. 260/2012 (Nur hinsichtlich der in
des Europiischen Parlaments und des Rates Artikel 17 enthaltenen
(ABL. L 94 vom 30.3.2012, S. 22). Verweisungen auf die Artikel 2,3,4, 5 7 und 8)

Verordnung (EU) 2019/518 des Europdischen
Parlaments und des Rates
(ABL L 91 vom 29.3.2019, S. 36).
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ANHANG II
Entsprechungstabelle
Verordnung (EG) Nr. 924/2009 Vorliegende Verordnung
Artikel 1 Absitze 1, 2 und 3 Artikel 1 Absitze 1, 2 und 3
Artikel 1 Absatz 4 -
Artikel 2 Artikel 2

Artikel 3 Absatz 1
Artikel 3 Absatz 1a
Artikel 3 Absatz 2
Artikel 3 Absatz 4
Artikel 3a

Artikel 3b

Artikel 4 Absatz 1
Artikel 4 Absatz 3

Artikel 3 Absatz 1
Artikel 3 Absatz 2
Artikel 3 Absatz 3
Artikel 3 Absatz 4
Artikel 4

Artikel 5

Artikel 6 Absatz 1
Artikel 6 Absatz 2

Artikel 4 Absatz 4 Artikel 6 Absatz 3
Artikel 5 Artikel 7

Artikel 6 -

Artikel 7 -

Artikel 9 Absatz 1

Artikel 9 Absatz 2

Artikel 9 Absatz 3

Artikel 9 Absatz 4

Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 1
Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2
Artikel 10 Absatz 2

Artikel 8 Absatz 1
Artikel 8 Absatz 2
Artikel 8 Absatz 3
Artikel 9 Absatz 1

Artikel 9 Absatz 2

Artikel 11 Artikel 10
Artikel 12 Artikel 11
Artikel 13 Artikel 12
Artikel 14 Absatz 1 Artikel 13
Artikel 14 Absatz 2 -

Artikel 14 Absatz 3 -

Artikel 15 Artikel 14
Artikel 16 Artikel 15
Artikel 17 Artikel 16
- ANHANG I

ANHANG II




	Vernehmlassung
	1. Ausgangslage
	2. Begründung der Vorlage
	3. Schwerpunkte der Vorlage
	4. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln
	4.1 Abänderung des E-Geldgesetzes
	4.2 Gesetz über die Abänderung des Zahlungsdienstegesetzes

	5. Verfassungsmässigkeit / Rechtliches
	6. Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung
	7. Regierungsvorlage
	7.1 Gesetz über Abänderung des E-Geldgesetzes
	7.2 Gesetz über Abänderung des Zahlungsdienstegesetzes


	VO (EU) 2021_1230

